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97. Sitzung 

Bonn, den 14. Juni 1978 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, die 
Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung ergänzt werden um die 
Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Vier-
ten Gesetzes zur Änderung des Textilkennzeich-
nungsgesetzes — Drucksache 8/1910 —. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Es liegt Ihnen ferner eine Liste von Vorlagen — 
Stand:  6. Juni 1978 — vor, die keiner Beschlußfas-
sung bedürfen und die gemäß § 76 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung den zuständigen Ausschüssen über-
wiesen werden sollen: 

Betr.: Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" für 
den Zeitraum 1978 bis 1981, Sonderrahmenplan 1977 
bis 1980 (Drucksache 8/1780) 

zuständig: Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

Betr.: Bericht der Bundesregierung betr. Abkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland, Kanada und 
dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland über die Durchführung von Manövern 
und anderen Übungen im Raum Soltau-Lüneburg 
(Soltau-Lüneburg-Abkommen) vom 3. August 1959 
(Drucksache 8/1827 [neu]) 

zuständig: Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Verteidigungsausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem 
Beschluß des Europäischen Rates vom 7. und 8. April 
1978, die allgemeine direkte Wahl für das Eu-
ropäische Parlament in der Zeit vom 7. bis 10. Juni 
1979 abzuhalten (Drucksache 8/1831) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments zur Ver-
besserung der Flugüberwachung (Drucksache 8/1835) 

zuständig: Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Erhebt sich gegen die vorgeschlagenen Überweisun-
gen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann 
stelle ich fest, daß das Haus auch damit einverstan-
den ist. 

Ich rufe sodann Punkt 1 unserer Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen 8/1895, 8/1905 — 

Wir beginnen mit einer Dringlichkeitsfrage des 
Herrn Abgeordneten Bayha aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß einige afrikanische 
Länder von einer Heuschreckenkalamität größten Ausmaßes be-
troffen sind, die es dringend im Interesse der Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln gebietet, unverzüglich eine 
Bekämpfung der Schädlinge durchzuführen, und ist die Bun-
desregierung bereit, unmittelbar oder über internationale Orga-
nisationen sofort Hilfe durch Lieferung geeigneter Schädlings-
bekämpfungsmittel und technischer Einrichtungen sowie durch 
die Gestellung fachkundigen Personals zu leisten? 

Zur Beantwortung steht der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Brück zur Verfügung. Bitte schön, 
Herr Staatssekretär. 

Brück, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kollege 
Bayha, die Bekämpfung periodisch auftretender 
Heuschreckenplagen gehört zu den Aufgaben der 
Welternährungsorganisation (FAO), an deren Finan-
zierung die Bundesrepublik Deutschland als dritt-
größter Beitragszahler maßgeblich beteiligt ist. Die 
FAO hat für die betroffenen Länder entlang des 
Roten Meeres und des Golfes von Aden über ihre 
laufenden Routineaufwendungen hinaus bisher zu-
sätzlich 900 000 Dollar für den Kauf von Bekämp-
fungsmitteln bereitgestellt. 

Angrenzende Regionen sind bedroht, wenn durch 
die Witterungsbedingungen eine weitere Vermeh-
rung in den jetzigen Hauptbefallsgebieten stattfin-
det. Nach den letzten Erkenntnissen des FAO-Heu-
schreckenbeobachtungsdienstes hat sich die Gefahr 
inzwischen von den ursprünglichen Krisengebieten 
in Äthiopien und Somalia, wo eine geordnete Be-
kämpfung wegen der politischen Situation beein-
trächtigt war, in den Sudan ausgebreitet. 

Die Bundesregierung hat bei den diesjährigen Re-
gierungsverhandlungen mit dem Sudan, die vom 
7. bis 19. April 1978 in Khartum stattfanden, eine 
Soforthilfe für den Fall angeboten, daß die von der 
FAO bereits gelieferten Bekämpfungsmittel und 
technischen Ausrüstungen nicht ausreichen. Im Pro- 
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tokoll der Regierungsverhandlungen wurde für die-
sen Zweck ein Betrag von 1,1 Millionen DM vor-
gesehen. Die für die Aktivierung der Mittel not-
wendigen Schritte sind bereits eingeleitet. Im per-
sonellen Bereich ist vorgesehen, der sudanesischen 
Regierung einen erfahrenen Koordinator für den 
Agrarflugdienst zur Verfügung zu stellen. Auch für 
die übrigen bedrohten Länder könnten bei entspre-
chenden Hilfeersuchen Sofortmaßnahmen eingelei-
tet werden. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge

-

ordneter Bayha. 

Bayha (CDU/CSU) : Kann man davon ausgehen, 
daß die Bundesregierung hier mit Nachfolgehilfen 
antreten wird? Denn es steht ja zu befürchten, daß 
diese Heuschreckenplage in den betroffenen Ländern 
beträchtliche Ernährungsschwierigkeiten nach sich 
zieht. 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bayha, 
die Bundesregierung wird natürlich, falls das ein-
treten sollte, was Sie soeben gesagt haben, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten helfen, und zwar auch mit 
den Mitteln der humanitären Hilfe, die dem Aus-
wärtigen Amt zur Verfügung stehen. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage von 
Herrn Abgeordneten Bayha wird nicht gestellt. 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung, insbesondere was die Schnellig-
keit der Hilfestellung angeht, darauf Rücksicht neh-
men, daß Fachleute, wie gestern abend das Fern-
sehen berichtete, befürchten, daß diese Heu-
schreckenschwärme bei ungenügender Bekämpfung 
ihren Zug a) bis nach Südrußland, b) bis in die Sahel-
Zone/Marokko und c) bis nach Indien antreten 
könnten? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Fach-
leute befürchten in der Tat, daß sich die Heu-
schreckenplage vor allem bis in die Sahel-Zone aus-
breiten könnte. Wir gehen aber davon aus, daß jetzt 
im Sudan eine geordnete Bekämpfung möglich ist. 
Leider war das wegen der Verhältnisse im Ogaden, 
in Äthiopien bisher nicht der Fall. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. Ich danke dem Herrn Staatssekretär 
für die Beantwortung der Frage. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
auf. 

Die Fragen 2 und 3 werden auf Wunsch des Fra-
gestellers, des Herrn Abgeordneten Marschall, 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich komme nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Zur Beantwortung der Fragen steht uns 

der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. Sper-
ling zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Jahn (Münster) auf: 

Sieht die Bundesregierung — wie der jüngste Wochenbericht 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung in Berlin — 
einen freifinanzierten Mietwohnungsbau als derzeit praktisch 
überhaupt nicht gegeben an, und wenn ja, welche Konsequen-
zen wird sie daraus ziehen? 

Herr Staatssekretär, bitte schön. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Herr Kollege Jahn, die Zahl der im freifinan-
zierten Mietwohnungsbau erstellten Wohnungen ist 
auf Grund veränderter Nachfrageverhaltensweisen 
und veränderter Rahmenbedingungen des Marktes 
ständig gesunken. Sie hat 1977 ein Niveau von 
etwa 20 000 Wohnungen erreicht. 

Die Rahmenbedingungen für den zukünftigen 
freifinanzierten Mietwohnungsbau sind jedoch u. a. 
durch die in der letzten Zeit sehr positive Entwick-
lung der Hypothekenzinsen und durch Maßnahmen 
der Bundesregierung im Rahmen des Gesetzes zur 
Steuerentlastung und Investitionsförderung wesent-
lich verbessert worden. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist die Bundesregierung im Hinblick auf den Be-
richt des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung in Berlin bereit, den angekündigten Bericht 
über die Auswirkungen des Modernisierungsgeset-
zes dem Deutschen Bundestag früher als zunächst 
beabsichtigt vorzulegen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege Jahn. Der Bericht ist für Anfang 1979 fällig. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wird die Bundesregierung Anfang 1979 — zu-
gleich mit dem Bericht — eine Gesetzesnovelle vor-
legen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, 
daß dies zugleich mit dem Bericht geschehen wird, 
Herr Kollege Jahn. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe dann die Frage 7 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Jahn (Münster) auf: 

Hält die Bundesregierung die in dem Wochenbericht angespro-
chenen Mieterhöhungen für gerechtfertigt, um die Investitionen 
im freifinanzierten Wohnungsbau rentabel zu gestalten? 

Herr Staatssekretär. 
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Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jahn, die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
marktorientierte Mietanpassungen im freifinanzier-
ten Mietwohnungsbau erforderlich sind. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jahn. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung überhaupt, den freifinanzierten Wohnungsbau 
wirtschaftlich zu gestalten? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jahn, der freifinanzierte Mietwohnungsbau ist auch 
nach dem Wochenbericht des DIW durchaus eine mit 
Renditeerwartungen und Gewinnerwartungen aus-
gestattete Angelegenheit. Wenn man den Wochen-
bericht in seiner vollen Länge richtig liest, wird 
mån feststellen, daß nach diesem Bericht die Ren-
diteerwartungen keineswegs so schlecht sind, wie 
das in der Öffentlichkeit in der letzten Zeit disku-
tiert wurde. Die Zahl der Anträge spricht dafür, 
daß die Investoren dies auch erkannt haben. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, Ihre Antwort veranlaßt mich zu der Frage: Hält 
die Bundesregierung eine vom damaligen Woh-
nungsbauminister Ravens eingebrachte Kabinetts-
vorlage für gerechtfertigt, wonach zur Aufrechterhal-
tung der Wirtschaftlichkeit des Wohnens angemes-
sene Mieterhöhungen sachdienlich erscheinen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Aber sicher sind 
angemessene Mieterhöhungen für das Gelingen des 
freifinanzierten Wohnungsbaus sachdienlich. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. Ich danke dem Herrn Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär Haar 
zur Verfügung. 

Die Fragen 8 und 9 werden auf Wunsch des Fra-
gestellers, des Abgeordneten Dr. Häfele, schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Abelein auf. Ist der Herr Fragesteller anwesend? 
— Der Fragesteller ist nicht anwesend. Dann bitte 
ich, auch die Fragen 10 und 11 des Abgeordneten 
Dr. Abelein schriftlich zu beantworten. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 12 der Frau Abgeordneten Hür-
land auf: 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach der Vorstand der 
Deutschen Lufthansa beschlossen und verlautbart hat, er denke 
nicht daran, Frauen als Piloten in Verkehrsflugzeugen zu be-
schäftigen, und wenn ja, wie steht die Bundesregierung zu die-
sem Beschluß, und was wird sie veranlassen? 

Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Der Vorstand der Deutschen Lufthansa AG hat in ei-
ner von der Bundesregierung erbetenen Stellungnah-
me ausgeführt, daß er sich aus wirtschaftlichen 
Gründen gezwungen sieht, von der Einstellung 
weiblicher Piloten abzusehen. Die Bundesregierung 
kann sich mit dieser Haltung nicht identifizieren. 
Der Vorstand des Unternehmens ist jedoch für die 
Einstellungen und den Personaleinsatz nach der 
Rechtslage allein verantwortlich. Die Bundesregie-
rung hat daher keine direkte Einwirkungsmöglich-
keit. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind keine Vertreter der Bundesregierung, sprich: 
Beamte der Ministerien, in den Aufsichtsgremien der 
Lufthansa vertreten? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es sind 
Mitglieder der Bundesregierung im Aufsichtsrat der 
Lufthansa vertreten. In diesem Zusammenhang darf 
ich darauf hinweisen, daß im Aufsichtsrat der Deut-
schen Lufthansa die Frage der Einstellung weibli-
cher Piloten wiederholt zur Sprache gebracht wor-
den ist. Dabei hat der Vorstand der Deutschen Luft-
hansa unmißverständlich seine alleinige Verantwor-
tung für die Personalpolitik herausgestellt. 

Die Haltung der Deutschen Lufthansa ist durch das 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster vom 
16. Dezember 1976 bestätigt worden, weil es an ei-
ner ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung zu ei-
nem bestimmten Eingriff in die Personalpolitik der 
Deutschen Lufthansa fehlt und auch eine Einwir-
kungsmöglichkeit aus aktienrechtlichen Gründen 
nicht zulässig ist. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß Bestrebungen, Mädchen in quali-
fizierte technische Berufe zu bringen, von Länderre-
gierungen unterstützt werden, und warum sehen 
Sie keine Möglichkeit, die wirtschaftlichen Gründe, 
die Sie für die mangelnde Bereitschaft für eine Aus-
bildung bei der Lufthansa angeführt haben, beiseite 
zu räumen oder Anreize dazu zu schaffen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Uns sind derartige Be-
mühungen bekannt, Frau Kollegin. 

Ich darf Sie außerdem darauf hinweisen, daß Sie 
mich nach den formalen Möglichkeiten der Einwir-
kung gefragt haben. Diese Frage ist beantwortet. 
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Die Bemühungen der Bundesregierung im Sinne 

Ihrer Fragestellung sind damit nicht abgeschlossen. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie fragen, welches die wirtschaftlichen Gründe 
sind, die die Lufthansa Ihnen gegenüber genannt 
hat, warum ausgerechnet nur weibliche Personen 
nicht eingestellt werden sollen, hingegen männliche 
Personen weiterhin eingestellt werden können? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Langguth, 
inhaltlich vergleichbare Anfragen sind bisher von 
den Abgeordneten Mursch, Frau Funcke, Hansen, 
Dr. Emmerlich und zuletzt von Frau Matthäus-Maier 
gestellt und eingehend beantwortet worden. 

Ich will aber einige Gründe aus der Stellung-
nahme der Deutschen Lufthansa hier noch einmal 
referieren: Fragen der physischen und psychischen 
Anforderung des Pilotenberufes, sozial determi-
nierte Unterschiede in den Geschlechterrollen und 
im Verhalten und daraus möglicherweise resultie-
rende Konflikte und Probleme insbesondere bei der 
Zusammenarbeit und der Aktion im Cockpit selbst, 
Fragen der Wirtschaftlichkeit — das ist sehr ein-
gehend begründet und vor dem Deutschen Bun-
destag schon dargestellt worden — und gesell-
schaftspolitische Verpflichtungen, auf die die Deut-
sche Lufthansa hinweist. Die Zahlen sind seinerzeit 
ebenfalls vorgetragen worden. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten 
Merker auf. — Der Abgeordnete ist nicht anwesend. 
Dann bitte ich um schriftliche Beantwortung. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. Die Frage 14 
des Abgeordneten Merker wird ebenfalls schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Lampersbach auf: 

Wie viele Personen sind in der Abteilung oder in den Ab-
teilungen der Verwaltung der Deutschen Bundesbahn beschäf-
tigt, die Fahnpläne ausarbeiten, und wie hoch sind die Kosten, 
die durch die jeweilige Umstellung vom Sommer- auf den Win-
terfahrplan verursacht werden? 

Herr Staatssekretär, zur Beantwortung. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
bitte, die beiden Fragen gemeinsam beantworten zu 
dürfen, wenn Herr Kollege Lampersbach damit ein-
verstanden ist. 

Präsident Carstens: Herr Kollege Lampersbach, 
sind Sie einverstanden? 

Lampersbach (CDU/CSU) : Ja. 

Präsident Carstens: Dann rufe ich nunmehr auch 
die Frage 16 des Herrn Abgeordneten Lampersbach 
auf: 

Aus welchen Gründen ist die Umstellung vom Sommer- auf 
den Winterfahrplan notwendig, und kann nicht durch einen 
Jahresfahrplan der gleiche Effekt erzielt werden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Nach Mitteilung der 
Deutschen Bundesbahn ist die Ermittlung der bei 
einem Fahrplanwechsel entstehenden Kosten, ins-
besondere der anteiligen personellen Kosten, sehr 
aufwendig. Es ist jedoch davon auszugehen, daß die 
durch den Fahrplanwechsel möglichen Einsparungen, 
die sich durch eine rechtzeitige Anpassung an struk-
turelle Änderungen sowie Rationalisierungsmaßnah-
men ergeben, höher sind als die Kosten für einen 
Fahrplanwechsel. 

Die Deutsche Bundesbahn hat bereits seit 1951 den 
sogenannten Jahresfahrplan. Im internationalen 
Verkehr gibt es seit 1965 einen Zweijahresfahrplan. 
Das Zugangebot weist entsprechend der jahreszeit-
lich unterschiedlichen Nachfrage im Winterabschnitt 
eine andere Struktur auf. Für den Bezirksnahver-
kehr ergeben sich hierdurch Möglichkeiten für eine 
flüssigere Betriebsabwicklung und eine Verbesse-
rung auch bestehender Anschlüsse. Die für den im 
Sommer stärkeren Fernreiseverkehr notwendigen 
Saison- und Entlastungszüge, die Sonderzüge so-
wie die Autoreisezüge entfallen, oder ihre Ver-
kehrszeiten werden auf bestimmte Tage, zu Weih-
nachten, Ostern und Pfingsten, bzw. auf den Winter-
sportverkehr beschränkt. Der Ausfall der vorge-
nannten Züge ermöglicht günstige Fahrpläne für Be-
rufstätige und für Schüler.. Die Berufs- und Schüler-
züge können an im Winter geänderte Arbeits- und 
Unterrichtszeiten ebenfalls angepaßt werden. Der 
strikten Einhaltung des Jahresfahrplanes sind je-
doch aus kundendienstlichen und wirtschaftlichen 
Gründen bestimmte Grenzen gesetzt. Die Deutsche 
Bundesbahn hält es deshalb für unerläßlich, zum 
Sommerabschnitt und zum Winterabschnitt beson-
dere Kursbücher und sogenannte Taschenfahrpläne 
herauszugeben. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Lampersbach. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben auf meine erste Frage keine Auskunft ge-
geben. Ich frage Sie deshalb noch einmal: Wie viele 
Personen sind in der Abteilung oder den Abteilun-
gen beschäftigt? Ich erwarte, daß die Bundesregie-
rung auf klare Fragen klare Antworten erteilt. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, Sie müs-
sen sich darauf beschränken, Fragen zu stellen. 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Bei der Kürze der uns 
zur Verfügung stehenden Zeit sind genaue Ermitt-
lungen darüber nicht möglich gewesen. Ich habe be-
reits in  meiner Antwort darauf hingewiesen, daß 
nach der Mitteilung der Bundesbahn die Ermittlung 
der bei einem Fahrplanwechsel entstehenden Kosten 
sehr aufwendig sind. Ich bin gern bereit, das durch 
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die Bundesbahn nach entsprechenden Erhebungen 
über die Bundesbahndirektion und über die Ämter 
zu klären. Es läßt sich aber nicht in einer mündlichen 
Fragestunde bzw. innerhalb von 48 Stunden feststel-
len. Ich werde das ermitteln lassen und Ihnen das 
Ergebnis mitteilen, Herr Kollege. . 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lampersbach. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn 
Sie diese Zahlen schriftlich nachreichten. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, Sie müs-
sen Fragen stellen. Ich darf das noch einmal hervor-
heben. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, bis wann wird Ihnen die schriftliche 
Beantwortung der Frage möglich sein? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich werde den Bundes-
bahnvorstand veranlassen, das so zügig wie möglich 
zu ermitteln, damit Sie eine genaue spezifizierte 
Aufstellung erhalten können, die jede weitere Nach-
frage erübrigt. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, in der 
Annahme, daß Sie nunmehr eine Frage stellen wol-
len, haben Sie jetzt Gelegenheit, eine weitere Zu-
satzfrage zu stellen. 

Lampersbach (CDU/CSU) : Ich bitte um Entschul-
digung, Herr Präsident. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, nach Ihren 
Ausführungen von vorhin frage ich Sie: Sehen Sie 
keine Möglichkeit, einen Jahres- oder auch Zwei-
jahresfahrplan, wie Sie gesagt haben, aufzustellen, 
bei dem die geringfügigen Veränderungen, durch 
Urlaubszeiten bedingt, eingearbeitet werden kön-
nen? Mir ist aus der Praxis der Bundesbahn bekannt, 
daß auch im heutigen Fahrplansystem kurzfristig 
Änderungen möglich sind und durchgeführt werden. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits in der 
Antwort auf Ihre Frage darauf hingewiesen, welche 
Gründe die Bundesbahn aus kundendienstlichen Er-
wägungen veranlassen, die erforderlichen Verände-
rungen in Winter- oder Sommerzeiten durch beson-
dere Herausgabe von Fahrplänen deutlich zu ma-
chen. Im übrigen hat sich eine Bekanntgabe der 
sonstigen Änderungen durch die Herausgabe von 
sogenannten Berichtigungsblättern nicht bewährt, 
Herr Kollege. Auch dieser Versuch ist von der Bun-
desbahn schon unternommen worden. Für die Kun-
den ist ein derartiges Verfahren schwierig und nahe-
zu unzumutbar. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da ich 
angesichts eigener Erfahrungen den Kundendienst-
wert der Änderungen vom Winter- auf den Sommer-
fahrplan leider als äußerst gering einschätzen muß 
und darin eher eine Verwirrung als eine Bedienung 
der Kunden sehe, frage ich Sie, ob nicht — nach 
Ihren eigenen Worten — bei der Bundesbahn durch 
diese verhältnismäßig einfache Umstellung sehr er-
hebliche Einsparungen möglich wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
nur sagen: Einsparungen dort, wo sie möglich sind, 
sind im Leistungsauftrag des Bundesministers für 
Verkehr an die Bundesbahn nachdrücklich enthalten. 
Andererseits legt die Bundesregierung aber auch 
Wert darauf, daß trotz aller Rationalisierungsmaß-
nahmen, deren Umfang verschiedentlich auch schon 
Gegenstand von Anfragen und entsprechenden Ant-
worten der Bundesregierung an dieser Stelle war, 
der Service der Bundesbahn im Interesse der Kun-
den in keinem Fall darunter leiden darf. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, sind Sie bereit, die Anregung, die der 
Kollege Lampersbach in seiner Frage gegeben hat 
und die ich noch einmal deutlich zu machen ver-
sucht habe, exakt und ohne Voreingenommenheit 
hinsichtlich möglicher Traditionen zu überprüfen 
und das Ergebnis einer solchen Überprüfung mitzu-
teilen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich werde 
im Zusammenhang mit den jetzt noch zu ermitteln-
den Zahlen, die ja auch für uns einigen Aufschluß 
geben, in jedem Falle dafür sorgen, daß der Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn ebenfalls dazu Stel-
lung nimmt. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Nordlohne. 

NordlOhne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegen 
dem Herrn Bundesminister für Verkehr inzwischen 
Mitteilungen aus der Bevölkerung vor, wonach im 
Zusammenhang mit der Umstellung auf den Sommer

-

fahrplan bestimmte Strecken entfallen sind und da-
mit auch Anschlußzüge, insbesondere aus dem länd-
lich strukturierten Raum, keine Möglichkeit mehr 
haben, an das internationale Streckennetz ange-
schlossen zu sein? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Derartige Mitteilungen 
sind mir im Einzelfall nicht bekannt. Ich will das 
aber gerne überprüfen lassen, Herr Kollege. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becker (Nienberge). 
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Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Saatssekretär, 
wären Sie bereit, mir mitzuteilen, wieviel Stunden 
Beamte bei der Deutschen Bundesbahn damit be-
schäftigt sind, festzustellen, wieviel Personen mit 
der Ausarbeitung der Fahrpläne beschäftigt sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Aber selbstverständ-
lich. Wir werden im Zusammenhang mit der ersten 
Frage, die hier gestellt worden ist, auch diese Fest-
stellungen treffen lassen. Dabei möchte ich aller-
dings darauf aufmerksam machen, Herr Kollege, daß 
z. B. die Durchführung solcher Fahrplanabstimmun-
gen unter Einladung von Repräsentanten der Ge-
meinden nach jeweils sechs Monaten, wie sie die 
Industrie- und Handelskammern und andere Orga-
nisationen aus guten Gründen erwarten, natürlich 
auch personalintensiv ist. Daraus ist nicht unbedingt 
auf Unwirtschaftlichkeit im Einzelfall zu schließen, 
denn diesen Teil der Abstimmung von Fahrplänen 
betrachte ich als einen wichtigen Bestandteil auch 
der Kontaktnähe zu den Kunden und ihren Wün-
schen im ganzen Land. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten 
Braun auf: 

Hält die Bundesregierung auf Grund der nach wie vor er-
schreckend hohen Zahl an alkoholbedingten Verkehrstoten und 
Schwerverletzten eine Herabsetzung der 0,8-Promille-Grenze für 
erforderlich? 

Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Braun, 
ich kann Ihre Frage mit Nein beantworten. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Braun. 

Braun (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach der 
knappen Antwort möchte ich fragen: Sieht die Bun-
desregierung denn nicht die Notwendigkeit, durch 
eine entsprechende gesetzliche Änderung die Un-
vereinbarkeit von Alkoholgenua und Führen eines 
Fahrzeuges festzulegen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, bei der 
Verabschiedung des 0,8-Promille-Gesetzes sind diese 
Fragen ja sehr eingehend erörtert worden. Die be-
stehende Alkoholgesetzgebung zusammen mit einer 
effektiven Aufklärung und einer korrekten Über-
wachung der Einhaltung der einschlägigen gesetz-
lichen Vorschriften dürfte — ich will das betonen — 
im Augenblick ausreichend sein. Nach den bisheri-
gen Erkenntnissen besteht kein Anlaß zu einer Her-
absetzung der erst vor wenigen Jahren eingeführten 
0,8-Promille-Grenze. Zwar sind die Alkoholunfälle 
in den letzten Jahren gestiegen — eine Erscheinung, 
die hinsichtlich der Effektivität bei vielen gesetz-
geberischen Maßnahmen zu beobachten ist —; be-
zogen auf die Zunahme des Fahrzeugbestandes ist 
jedoch auch heute noch die Wirksamkeit der 0,8-Pro-
mille-Grenze vorhanden. 

Mit gesetzgeberischen Maßnahmen allein wird 
man jedoch dem Problem des Alkohols im Straßen-
verkehr leider nicht beikommen können. Es gibt da-
her laufend ganz erhebliche Bemühungen, durch ent-
sprechende Offentlichkeitsarbeit die Verkehrsteil-
nehmer über die Gefahren des Alkohols aufzuklä-
ren. Durch bereits eingeleitete Forschungsvorhaben 
sollen außerdem neue Grundlagen erarbeitet wer-
den, um die Unfallursache „Alkohol" noch besser 
bekämpfen zu können. Im übrigen finde ich es in-
teressant, daß in diesem Hohen Hause — das ist 
Ihnen sicher nicht unbekannt — meine Stellungnah-
me zu dem Thema — wenn ich das so umschreiben 
darf — „Säuferbalken" sehr kritisch aufgenommen 
worden ist. Ich meine, auch solche Dinge würden in 
dem von Ihnen wie von uns angestrebten Sinne 
weiterhelfen können. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Braun. 

Braun (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Bundesrepublik Deutschland mit 0,8 %o 
innerhalb Europas an der Obergrenze liegt, und 
wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß 
auch auf diesem Gebiete eine Harmonisierung, d. h. 
eine Vereinheitlichung, innerhalb Europas erfolgt? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Darum sind wir be-
müht. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, falls die 
Bundesregierung wider Erwarten doch daran denken 
sollte, eine Idee, wie hier vorgetragen, aufzugrei-
fen, wird sie dann absolut sicherstellen, daß Bier 
letztlich als Nahrungsmittel gesetzlich verankert 
wird, um wenigstens den Bayern und allen Freun-
den des Biers den Genuß von Bier noch zu ermög-
lichen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Nach allen einschlägi-
gen Erfahrungen, die wissenschaftlich begründet 
sind, würde ich sehr davor warnen, solche Über-
legungen ernsthaft anzustellen. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Der Fragesteller der Fragen 18 und 19 bittet um 
schriftliche Beantwortung. Die Antworten werden 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Dübber auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß neuer-
dings Motorradfahrer auch tagsüber das Schweinwerferlicht ein-
schalten, und ist sie bereit, dies durch Verordnung zu regeln, 
falls ihrer Auffassung nach dadurch die Verkehrssicherheit ge-
fördert wird? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 
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Haar, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
beurteilt das Einschalten des Abblendlichts bei Tag 
durch Motorradfahrer positiv, weil diese so für den 
Gegenverkehr besser erkennbar sind. An eine da-
hin gehende Vorschrift wird aber zur Zeit noch nicht 
gedacht. Es sollen zuvor weitere Erfahrungen abge-
wartet werden, Herr Kollege. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Dübber. 

Dr. Dübber (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es 
wissenschaftliche Erkenntnisse, die das untermau-
ern, was Sie soeben gesagt haben? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Es gibt zumindest in-
ternationale Erfahrungen, Herr Kollege. Abgesehen 
von Schweden, wo alle Kraftfahrzeuge auch bei Tag 
mit Abblendlicht fahren müssen, gibt es eine Bestim-
mung, die Motorradfahrern das Einschalten des Ab-
blendlichts bei Tag vorschreibt, seit dem 1. Januar 
1977 in der Schweiz. Wir werden diese Entwicklung 
auch international weiter sehr sorgfältig beobachten. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Dübber. 

Dr. Dübber (SPD) : Würde sich aus Ihrer Antwort 
ergeben; daß auch Radfahrern empfohlen werden 
soll, das Licht bei Tag einzuschalten? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das ist zumindest nicht 
auszuschließen. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Schedl auf: 

Trifft es zu, daß die Auftragsvergabe von Einmeß- und Zei-
chenarbeiten seitens der Deutschen Bundespost an private Inge-
nieurbüros in letzter Zeit drastisch eingeschränkt wurde, und 
in welchem Umfang und zu welchen Modalitäten beabsichtigt 
die Deutsche Bundespost, künftig noch Aufträge in diesen Be-
reichen zu vergeben? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, auch 
hier möchte ich, wenn der Herr Kollege einverstan-
den ist, die Fragen 21 und 22 gemeinsam beantwor-
ten. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, sind Sie 
einverstanden? 

(Schedl [CDU/CSU] : Ja!) 

— Dann rufe ich auch die Frage 22 des Herrn Ab-
geordneten Schedl auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die z. Z. ge-
übte Praxis der Auftragsvergabe für Einmeß- und Zeichenarbei-
ten existenzbedrohende Auswirkungen auf die überwiegend mit-
telständisch strukturierten Ingenieurbüros hat, und wie beur-
teilt die Bundesregierung dies auch unter arbeitsmarktpoliti-
schen Gesichtspunkten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatsekretär: Die sogenannten Ein-
meß- und Zeichenarbeiten werden durch die Deut-
sche Bundespost nur dann an  Unternehmer verge-
ben, wenn die Zahl der eigenen Kräfte zur Erledi-
gung dieser Aufgaben nicht ausreicht. Das Volumen 
der Einmeß- und Zeichenarbeiten hat sich in den 
letzten Jahren bei der Deutschen Bundespost er-
heblich verringert, da die Fernmeldenetze einen ho-
hen Ausbaustand erreicht haben. Es wurden daher 
Regelungen notwendig, um die Vergabe dem ver-
änderten Arbeitsvolumen und dem in diesem Bereich 
vorhandenen Personalbestand anzupassen. Das wird 
grundsätzlich, wenn auch regional — das muß ich 
einräumen — unterschiedlich, zu einer Reduzierung 
der von Unternehmern ausgeführten Einmeß- und 
Zeichenarbeiten führen. Es wird nicht verkannt, daß 
für Firmen, die sich in der Vergangenheit ausschließ-
lich auf Aufträge der Deutschen Bundespost abge-
stützt haben, Schwierigkeiten entstehen können. 
Andererseits muß die Deutsche Bundespost auf die 
Beschäftigungsmöglichkeiten für ihre eigenen Kräf-
te ebenfalls Rücksicht nehmen. Die Deutsche Bun-
despost ist sich ihrer Verantwortung gegenüber den 
auftragnehmenden Firmen bewußt und wird im 
Rahmen der Möglichkeiten versuchen, Härten zu 
vermeiden. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
geordneter Schedl. 

Schedl (CDU/CSU) : Ist Ihnen oder Ihrem Haus be-
kannt, daß die Deutsche Bundespost bis unmittelbar 
vor der drastischen Einschränkung dieser Auftrags-
vergabe zahlreiche Büros — es dürften etwa 150 in 
der Bundesrepublik sein — aufgefordert hat, in per-
soneller und in sachlicher Hinsicht ihre Kapazitäten 
gerade mit dem Blick auf weiter zu erwartende Auf-
träge der Deutschen Bundespost zu erweitern? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich habe 
den ersten Teil der Frage akustisch nicht verstanden. 
Meinten Sie die Wirtschaft oder innerhalb der Post? 

Schedl (CDU/CSU) : Die Bundespost hat bis zu dem 
Zeitpunkt, an dem die Aufträge dann drastisch ein-
geschränkt wurden, etwa 150 bis 200 Büros in allen 
Bereichen der Bundesrepublik nachhaltig aufgefor-
dert, ihre personellen und sachlichen Kapazitäten 
weiter munter auszubauen und zu erweitern, weil 
ein weiterer größerer Auftragseingang von der 
Bundespost bei diesen Büros zu erwarten sei. Ist Ih-
nen dies bekannt? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kenne diese Zahl im 
Augenblick nicht. Dafür fehlen mir .jetzt die Unter-
lagen aus den zuständigen Fachreferaten meines 
Hauses. Aber bei Spitzenbedarf an Einmeß- und 
Zeichenarbeiten sind natürlich auch private Inge-
nieurbüros mit Sicherheit vorher, etwa durch die 
Oberpostdirektionen, auf einen anfallenden Mehr-
bedarf aufmerksam gemacht worden. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schedl. 
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SChedl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist zumin-
dest in der Überlegung, daß bei der Vergabe von 
Aufträgen, über die wir hier reden, in Zukunft be-
sondere regionale Schwierigkeiten berücksichtigt 
werden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich möchte Ihnen bei 
dieser Gelegenheit einen Vorschlag machen: Wenn 
Sie einen bestimmten Fall oder mehrere Fälle in ei-
ner bestimmten Region zum Anlaß der heutigen 
Fragestellung genommen haben, wäre ich Ihnen für 
eine schriftliche Übermittlung dieser Fälle dankbar. 
Ich will das gern überprüfen und Ihnen eine kon-
krete Antwort geben. 

Allgemein möchte ich, was diese Entwicklung und 
diese Problematik anlangt, noch auf folgendes hin-
weisen. Die Bundespost wird im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten die Belange der privaten Ingenieur-
büros auch künftig berücksichtigen. Sie muß jedoch 
in ihre Überlegungen insbesondere das arbeitsmarkt-
politische Ziel einbeziehen, den seit Jahren über 
den eigenen Bedarf hinaus eingestellten Fernmelde-
handwerkern nach Abschluß ihrer Ausbildung mög-
lichst Arbeitsplätze anzubieten, da der Arbeits-
markt im Bereich Elektrotechnik keine günstigeren 
Berufschancen bietet. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schedl. 

SChedl (CDU/CSU) : Ich komme auf Ihr Angebot 
sehr gerne zurück, Herr Staatssekretär, habe aber 
nicht etwa nur einen Fall im Auge, sondern die 
Petition von einer ganzen Reihe Büros. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, Sie müs-
sen eine Frage stellen. 

Schedl (CDU/CSU) : Entschuldigung, Herr Präsi-
dent. — Noch eine weitere Zusatzfrage in dem Zu-
sammenhang: Ist in Ihrem Hause bekannt, daß, wenn 
Sie die Aufträge, die bisher eben an die freie Wirt-
schaft vergeben wurden, in vollem Umfang durch die 
Bundespost selbst durchführen lassen wollen, dann 
eine erhebliche Erweiterung des Personalstammes 
notwendig wäre bzw. der dafür vorhandene Perso-
nalstamm offensichtlich nicht in der Lage wäre, diese 
Aufgaben durchzuführen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Deut-
sche Bundespost denkt nicht daran — das haben 
bereits die Antworten auf Ihre bisherigen Zusatz-
fragen ergeben —, in eigener Regie alle diese Ar-
beiten durchführen zu lassen. Daß der Umfang der 
Einmeß- und Zeichenarbeiten mittelfristig weiter ab-
nehmen wird, läßt sich aus der Entwicklung natürlich 
in etwa ersehen. Hier kann ich nur sagen: Dieser 
Trend wird sich auch in Zukunft fortsetzen, da der 
Bedarf an Investitionen und damit die Zahl der Bau-
vorhaben angesichts des schon erreichten Ausbau-
standes der Fernmeldenetze auch künftig geringer 
werden wird. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß, falls die Angaben des Kol-
legen Schedl zutreffen, daß die Bundespost andere 
Betriebe zunächst aufforderte, eine Expansion vor-
zunehmen und sich auf größere Aufträge einzustel-
len, die dann allerdings nicht erteilt wurden, sich 
aus einem solchen Verhältnis eine Regreßinanspruch-
nahme von seiten der privaten Firmen ergeben 
könnte? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht unterstel-
len, daß eine solche Aufforderung in Einzelfällen 
ergangen ist, ohne nachher auch mit Zusatzaufträgen 
zu kommen. Ich lasse das . in jedem Fall genau über-
prüfen, Herr Kollege. 

Präsident Carstens: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann rufe ich die Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Schirmer auf: 

Darf ich — auf der Grundlage ihrer Absicht, im Jahr 1979 je 
zwei Sonderbriefmarken mit Zuschlag zugunsten der Stiftung 
Deutsche Sporthilfe herauszugeben — davon ausgehen, daß die 
Deutsche Bundespost auch im Olympiajahr 1980 zur Deckung 
des zusätzlichen Finanzbedarfs der Deutschen Sporthilfe eine 
größere Zahl von Sportzuschlagmarken herausgeben wird? 

Herr Staatssekretär, bitte schön. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, auch 
hier bitte ich darum, mit Zustimmung des Herrn Kol-
legen Schirmer beide Fragen gemeinsam beantwor-
ten zu dürfen. 

Präsident Carstens: Sind Sie einverstanden, Herr 
Abgeordneter? 

Schirmer (SPD) : Ja. 

Präsident Carstens: Dann rufe ich auch die Frage 
26 des Herrn Abgeordneten Schirmer auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Deutsche Bundespost, um die 
Einnahmen der Deutschen Sporthilfe durch den Verkauf von 
Sportzuschlagmarken zu erhöhen? 

Herr Staatssekretär, bitte sehr. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Son-
dermarkenausgaben für das Jahr 1980 werden frühe-
stens Anfang Januar 1979 bei der Vorbereitung des 
Sondermarkenprogramms 1980 festgelegt. Der Bun-
despostminister wird dann mit den beteiligten Res-
sorts und den Institutionen eingehend erörtern, wel-
che Möglichkeiten es für Sportzuschlagsmarken 
unter Beachtung des Gesamtausgabevolumens für 
1980 geben wird. 

Die Ausgabe weiterer Zuschlagsmarken zugunsten 
des Sports ist nicht unproblematisch, da sich die 
Zahl der Interessenten für Zuschlagsmarken nicht 
beliebig vermehren läßt, es sei denn, es werden 
neue Käuferschichten aktiviert. Diese Möglichkeit 
müßte gerade in der großen Sportorganisation vor-
handen sein. Der Einsatz von Spitzensportlern selbst 
und der Sportler aller Disziplinen für die Spitzen-
könner müßte sportbegeisterte Bürger davon über- 
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Parl. Staatssekretär Haar 
zeugen können, daß der Kauf von Sportzuschlags

-

marken zu einer sinnvollen Unterstützung des Sports 
selber führt. 

Präsident Carstens: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Schirmer. 

Schirmer (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort folgern, daß Sie eine Empfehlung für 
die Herausgabe einer größeren Zahl von Sportzu-
schlagsmarken zur Grundlage der  von Ihnen ge-
nannten und bevorstehenden Erörterungen machen 
werden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Der Bundespostmini-
ster, Herr Kollege, wird mit den beteiligten Ressorts 
und Institutionen eingehend erörtern, welche Mög-
lichkeiten es dafür unter Beachtung des Gesamtaus-
gabevolumens, das  schon erörtert worden ist, im 
Jahre 1980 geben wird. 

Präsident Carstens: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Schirmer. 

Schirmer (SPD) : Herr Staatssekretär, werden Sie 
bei den Erörterungen mit den zu beteiligenden Res-
sorts und Institutionen auch darauf hinweisen, daß 
zusätzliche Förderungsmittel besonders deshalb ge-
boten sind, weil nach herrschender  Meinung die 
gesamtstaatliche Repräsentanz bei den Olympischen 
Spielen 1980 in Lake Placid und Moskau durch Lei-
stung und durch Auftreten unserer Sportler ange-
strebt werden sollte? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich möchte Ihre Ar-
gumentation gern übernehmen und sie für die wei-
teren Gespräche berücksichtigen. 

Präsident Carstens: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, behandelt die Bundesregierung diese Frage auch 
unter dem Gesichtspunkt, daß Zuschläge bei Brief-
marken praktisch eine Sondersteuer für Philateli-
sten, d. h. Briefmarkensammler, darstellen, da diese, 
wenn sie an einer kompletten Sammlung interessiert 
sind, ständig gezwungen werden, erhebliche Mittel 
— wenn auch für anerkannt nützliche und gute 
Zwecke — aufzuwenden? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Sie dürfen überzeugt 
sein, daß auch das bei allen Erörterungen eine Rolle 
spielt. Denn auch diese Gruppen bringen in der Dis-
kussion, die öffentlich geführt wird, ihre Auffassung 
zur Geltung. 

Präsident Carstens: Zu einer Zusatzfrage Herr Ab-
geordneter Scheffler. 

Scheffler (SPD) : Ist es richtig, Herr Staatssekre-
tär, daß niemand gezwungen ist, eine Sondermarke 
zu kaufen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Präsident Carstens: Zu einer weiteren Zusatzfrage 
Frau Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, bei den Verhandlungen mit anderen 
Ressorts und besonders auch den freien Trägern den 
Präventivcharakter des Sports vor allem in der Ju-
gend- und der Sozialarbeit herauszustellen? Und 
können Sie mit mir einiggehen, daß die Spitzen-
sportler immer auch aus dem kleinen Verein und 
dem Breitensport kommen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich teile diese Auffas-
sung mit Ihnen. Im übrigen geht es hier im Grunde 
ja auch um die Unterstützung des Breitensports 
selbst, Frau Kollegin, wie wir auch andere Erwar-
tungen zu erfüllen versuchen. Aber das muß in 
einem Rahmen bleiben. Wir können aus Gründen, 
die in der Zusatzfrage angeklungen sind, welche 
vor Ihrer Zusatzfrage gestellt worden ist, nicht Jahr 
um Jahr einen gewissen Rahmen für die Heraus-
gabe sogenannter Sondermarken überschreiten. 

Präsident Carstens: Zu einer zweiten Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Meinung, daß Briefmarken-
sammler, die eine komplette Sammlung erstreben 
— das ist der Sinn des Sammelns — und deshalb 
darauf angewiesen sind, alle Marken zu erwerben, 
den Wert ihrer Sammlung beträchtlich herabsetzen, 
wenn sie aus finanziellen Gründen gezwungen sind, 
auf den Erwerb einiger Marken zu verzichten? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie ha-
ben in der Tendenz mit Sicherheit recht, was den 
Wert vollständiger oder unvollständiger Jahres-
sammlungen von Briefmarken anlangt. Anderer-
seits darf ich darauf hinweisen, daß sich die Zahl 
der Briefmarkensammler in unserem Land — das 
gilt aber nicht nur für die Bundesrepublik — be-
trächtlich erhöht hat. Daraus läßt sich schließen, 
daß völlig unabhängig von der sozialen Schichtung 
der Briefmarkensammler in diesem Land ein Inter-
esse besteht, Sammlungen geschlossen zu erwerben. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] : Dann sollte 
man auch auf diese Sammler Rücksicht neh

-

men!) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Schirmer, 
auch Ihnen steht in der Tat noch eine Zusatzfrage 
zu. Bitte schön. 

Schirmer (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß durch die Herausgabe der Son-
derbriefmarken zugunsten des Sports keine Minder-
einnahmen bei den Marken für die Wohlfahrtsver-
bände und für die Jugend entstanden sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das kann ich bestäti-
gen. 
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Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen wer-
den nicht gestellt. 

Ich rufe Frage 27 des Herrn Abgeordneten Kittel-
mann auf. — Der Abgeordnete ist nicht da. Herr 
Staatssekretär, ich bitte, die Frage schriftlich zu be-
antworten. Dasselbe gilt für Frage 28. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Bei den Fragen 29 und 30 hat der Fragesteller, 
der Herr Abgeordnete Regenspurger bereits um 
schriftliche Beantwortung gebeten; auch hier werden 
die Antworten als Anlage abgedruckt. 

Wir stehen damit am Ende Ihres Geschäftsbe-
reichs, Herr Staatssekretär. Ich danke Ihnen für die 
Beantwortung der Fragen und rufe den Geschäfts-
bereich des Bundesministers für innerdeutsche Be-
ziehungen auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Höhmann 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 31 des Herrn Abgeordneten Broll 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Verordnung 
über den Staatlichen Museums-Fonds der Deutschen Demokra-
tischen Republik vom 12. April 1978, veröffentlicht im Gesetz-
blatt der DDR, Teil I, Nr. 14, am 9. Mai 1978, enthaltene Be-
hauptung, „zum Staatlichen Museums-Fonds gehören auch mu-
seale Objekte und Sammlungen, die ihren ursprünglichen Stand-
ort in musealen Einrichtungen auf dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik haben und sich infolge von Verlage-
rungen oder aus anderen Gründen gegenwärtig nicht in diesen 
Einrichtungen bzw. nicht auf dem Territorium der Deutschen 
Demokratischen Republik befinden, sie sind ebenfalls Volks-
eigentum", und welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen bzw. gedenkt sie zu ergreifen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höhmann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für innerdeutsche Beziehungen: Herr Abgeord-
neter Broll, der in der Verordnung über den Staat-
lichen Museums-Fonds implizierte Anspruch ist von 
der DDR schon wiederholt öffentlich vorgetragen 
worden. Die Bundesregierung hat ihre grundsätz-
liche Bereitschaft erklärt, mit der DDR über die 
gegenseitige Rückführung kriegsbedingt verlager-
ter Kulturgüter zu verhandeln. 

Hierbei können jedoch die Bestände der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz nicht einbezogen werden. 
Die Bundesregierung hat wiederholt, zuletzt am 
23. Februar 1978 in der Antwort auf die Große An-
frage der CDU/CSU-Fraktion, festgestellt, daß über 
die Bestände der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
im Rahmen des alliierten Rechts und durch bundes-
gesetzliche Regelung in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht Verfügungen getroffen sind. An diesem 
Standpunkt hält die Bundesregierung unverändert 
fest. 

Die Bundesregierung wird ihren Standpunkt wei-
terhin in geeigneter Weise vertreten. In diesem 
Zusammenhang darf ich erwähnen, daß gegenwär-
tig die Stellungnahme vorbereitet wird, die der 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages in sei-
ner Sitzung am 31. Mai 1978 von der Bundesregie-
rung erbeten hat. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Broll. 

Broll (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie ver-
hält sich nach Ihrer Meinung diese Verordnung zum 
Grundlagenvertrag mit der DDR, der ja in Art. 6 das 
Verbot enthält, Hoheitsakte zu tätigen, die in das 
Gebiet des jeweils anderen Staates eingreifen? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeord-
neter, ich hatte gesagt, daß die Bundesregierung 
eine ausführliche Stellungnahme vorbereitet. Ich 
möchte dieser Stellungnahme nicht vorgreifen und 
teile Ihnen mit, daß am 19. Juni eine Ressortbe-
sprechung, zu der der Innenminister eingeladen hat, 
stattfinden wird. Sie werden sicher noch in der 
kommenden Woche eine genauere Auskunft erhal-
ten können, die dann zwischen mehreren Ressorts 
abgestimmt ist. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Broll. 

Broll (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, glauben 
Sie nicht, daß das lange Zögern der Bundesregierung 
mit ihrer Antwort auf diese Verordnung in der DDR 
und im übrigen auch in unserer Öffentlichkeit falsche 
Eindrücke erwecken könnte? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, 
denn die Bundesregierung hat nicht lange gezögert, 
sondern hat durch ihren Pressesprecher gleich nach 
dem 12. Juni, nachdem diese Verordnung veröffent-
licht worden war, eine Erklärung abgeben lassen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, mit 
Bezug auf Ihre Antwort stelle ich doch die Frage, 
über welche Gegenstände die Bundesregierung mit 
der DDR verhandeln will, damit diese Gegenstände 
zusammengeführt werden. 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, es gibt eine Reihe von Kulturgütern, die wäh-
rend des Krieges verlagert worden sind. Dazu ge-
hören bestimmte Kulturgüter, die eigentlich der 
Stadt Lübeck gehören, aber auch andere Kulturgüter 
aus Städten der DDR, die hier bei uns lagern. Die 
Bundesregierung hat immer erklärt, sie sei bereit, 
darüber zu verhandeln. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie in etwa sagen, wann diese umfangreichere Stel-
lungnahme der Bundesregierung dem Innenausschuß 
vorliegen wird? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeord-
neter, es gibt ein Prinzip, daß ein Ressort nicht in 
den Aufgabenbereich eines anderen hineinredet. 
Hier ist der Innenminister angesprochen, und des-
halb möchte ich Sie bitten, eine solche Frage dann 
auch an den Innenminister zu richten. 
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Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie die Auffassung der Bundesregierung zu 
der Frage mitteilen, warum die DDR es ausgerech-
net jetzt für angezeigt hielt, die Verordnung über 
den Museumsfonds so, wie es jetzt geschehen ist, 
zu veröffentlichen? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, da bin ich überfragt, denn ich gehöre nicht der 
Regierung der DDR an. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Das ist mir be

-

kannt!) 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Bei der Frage 32 hat der Fragesteller, der Abge-
ordnete Dr. Wittmann (München), um schriftliche 
Beantwortung gebeten. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 33 des Herrn Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Sorge des evangelischen Kir-
chenbunds in der DDR, daß der von der DDR-Regierung ge-
plante „Wehr-Unterricht", der an allen DDR-Schulen obligatori-
sches Schulfach werden soll, der Erziehung der jungen Deut-
schen drüben zum Haß gegen die Bundesrepublik Deutschland 
und zur Erzeugung und Vertiefung eines entsprechend einsei-
tigen Feindbilds benutzt werden wird, und welche Möglichkei-
ten sieht die Bundesregierung auf Grund von mit der DDR ge-
schlossenen Verträgen, bei der DDR-Regierung einer solchen 
Entwicklung entgegenzuwirken? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter Jäger, die Bundesregierung beobachtet Tenden-
zen zu einer Militarisierung und Verstärkung von 
Feindbildern in der DDR mit Aufmerksamkeit und 
Sorge. Sie hat jedoch nicht die Absicht, Stellung-
nahmen des Evangelischen Kirchenbundes in der 
DDR zu Vorgängen in der DDR zu kommentieren. 

Es besteht rechtlich keine Möglichkeit zur Ein-
wirkung auf die Regierung der DDR hinsichtlich der 
Gestaltung des Unterrichts in den Schulen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie läßt sich diese Ihre Auffassung, daß es keine 
rechtliche Einwirkungsmöglichkeit gibt, damit in 
Einklang bringen, daß Art. 13 des zwischen uns 
und der DDR verbindliches Völkerrecht darstellen-
den Internationalen Pakts über wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte ausdrücklich das Recht 
der Eltern garantiert, die religiöse und sittliche Er-
ziehung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihrer 
eigenen Überzeugung sicherzustellen? Das ist doch 
im Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zur 
DDR geltendes Völkerrecht. 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, da Sie sich in der Sache sehr informiert haben, 

wird Ihnen auch eine Stellungnahme der CDU der 
DDR bekannt sein, in der erwartet wird, daß eine 
solche Aktion, von der Sie jetzt sprechen, in Über-
einstimmung mit den Eltern gefunden werden soll. 
Daß dieses ein Problem ist, zu dem wir innenpolitisch 
schlecht Stellung nehmen können, wissen Sie auch. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie meine Auffassung, daß die martialische 
Rede, die der Verteidigungsminister der DDR, Ge-
neral Hoffmann, vor wenigen Tagen gerade speziell 
zu diesem Thema gehalten hat, die Befürchtungen 
der Evangelischen Kirche in der DDR vollauf be-
stätigt hat? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Auf-
fassung. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
geordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wie beurteilt die Bundesregierung die geplan-
ten Maßnahmen im Wehrunterricht der DDR im Zu-
sammenhang mit Art. 1 des Grundlagenvertrags, in 
dem sich die DDR zur guten Nachbarschaft mit der 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet hat, wenn 
sie jetzt hier, wie Sie sagen, eine verstärkte Erzie-
hung zum Haß gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land durchführen läßt? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, dieses ist, glaube ich, zunächst nicht so sehr ein 
schulisches Problem, sondern ein Problem der in der 
DDR üblichen außerschulischen Erziehung bei den 
Jungen Pionieren und bei der Freien Deutschen Ju-
gend. Die Bundesregierung sieht diese Entwicklung 
mit Sorge und wird dieser Sorge auch bei entspre-
chender Gelegenheit Ausdruck geben. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich fragen, warum Sie es vorhin für angemes-
sen hielten, unter Bezugnahme auf die Frage des 
Kollegen Jäger eine Stellungnahme der Ost-CDU 
mit einzufügen, die nach meinem Dafürhalten je-
denfalls nicht angemessen war, um die Militarisie-
rung, wie sie in den DDR-Schulen geschieht, zu ver-
teidigen? 

Höhmann, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter, sollte bei Ihnen der Verdacht entstanden sein, 
ich wolle die Christlich Demokratische Union oder 
die Christlich-Soziale Union des Bundesgebiets mit 
der in der DDR gleichsetzen, so will ich gleich die-
sen Eindruck wieder auslöschen, denn das war nicht 
beabsichtigt. Es war nur die bisher eindringlichste 
und eingehendste Stellungnahme, die man von ei-
ner Partei der DDR überhaupt gehört hat. 
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Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. Ich danke dem Herrn Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Forschung und 
Technologie. Zur Beantwortung der Fragen steht 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Stahl zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten 
Scheffler auf: 

Auf welche Weise will die Bundesregierung helfen, Berlin zu 
einem Zentrum der Nachrichtentechnik zu machen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Scheffler, Ihre Anfrage beantworte ich wie folgt. 
Die Maßnahmen, die die Bundesregierung beabsich-
tigt bzw. bereits durchführt, um Berlin zu einem 
Zentrum der Nachrichtentechnik zu machen, kon-
zentrieren sich auf folgende Bereiche: die Vergabe 
zukunftweisender Forschungsvorhaben, den Trans-
fer von Forschungsergebnissen in Berliner Firmen, 
die Durchführung nachrichtentechnischer Modell-
vorhaben, die Berlin in beispielhafter Weise mit 
einer modernen Infrastruktur ausstatten. 

Erste Schritte auf diesem Weg hat die Bundes-
regierung 1973 mit der Entscheidung eingeleitet, 
das Heinrich-Herz-Institut in Berlin fachlich neu zu 
orientieren und in eine vom Bund und Land Berlin 
getragene Forschungseinrichtung auf dem Gebiet der 
Nachrichtentechnik umzuwandeln. Bei den oben zi-
tierten Maßnahmen soll dieses Institut eine wesent-
liche Rolle spielen. Es bearbeitet mit einer Personal-
kapazität von 150 Mitarbeitern derzeit Probleme aus 
den Gebieten Optische Nachrichtentechnik, Digitale 
Übertragungs- und Vermittlungstechnik, Zweiweg-
kabelfernsehen und Endgerätetechnik im Rahmen 
der Technischen Kommunikation. 

In Ergänzung hierzu wurden im letzten Jahr ver-
stärkte Forschungs- und Entwicklungsvorhaben von 
Firmen gefördert, die Forschungskapazitäten auf 
dem nachrichtentechnischen Sektor in Berlin unter-
halten. Die Vorhaben entstammen den Teilgebieten 
Senderbau, Systemtechnik für mobile Funkdienste 
und Kabelfernsehtechnik. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, diese Förde-
rungsmaßnahmen in den nächsten Jahren zu inten-
sivieren, um zu erreichen, daß neue und zukunft-
weisende Technologien, wie die der Optischen 
Nachrichtentechnik, in Berlin im industriellen Sek-
tor neu angesiedelt werden. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Scheffler? 

Scheffler (SPD) : Zu Frage 23 habe ich keine wei-
tere Zusatzfrage. 

Präsident Carstens: Dann rufe ich die Frage 24 
des Herrn Abgeordneten Scheffler auf: 

Wann will die Bundesregierung ihr Programm „Technische 
Kommunikation" vorlegen, und welche Ziele verfolgt sie mit 
diesem Programm? 

Herr Staatssekretär! 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Scheffler, 
die Bundesregierung rechnet mit einem Abschluß der 
Beratungen des Programmentwurfs, der gemeinsam 
vom Bundesministerium für das Post- und Fernmel-
dewesen und dem Bundesministerium für Forschung 
und Technologie erarbeitet wird, noch im Sommer 
1978 und wird das Programm dann unverzüglich 
vorlegen. 

Hinsichtlich der im Programmentwurf dargelegten 
Ziele und Maßnahmen verweise ich auf meine heute 
im Ausschuß für Forschung und Technologie ge-
machten Ausführungen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Scheffler. 

Scheffler (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung heute bereits der Umfang bekannt, in 
dem sich die finanziellen Aufwendungen auch auf 
Grund der Untersuchungen der KTK bewegen wer-
den? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Scheffler, 
für das Programm der Bundesregierung Technische 
Kommunikation wird von 1977 bis 1978 etwa eine 
Summe von 360 Millionen DM veranschlagt. Darin 
sind auch viele Vorschläge der KTK enthalten. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Scheffler. — Bitte schön! 

Scheffler (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung gewillt, auf Grund der gewaltigen so-
zialen und gesellschaftspolitischen Probleme, die im 
Zusammenhang mit dieser von vielen Wissenschaft-
lern so genannten Dritten industriellen Revolution 
auftreten, sorgfältig zu analysieren und eventuell 
durch ein Forschungsprogramm vorbereiten zu las-
sen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Scheffler, 
die Bundesregierung bereitet alle Forschungspro-
gramme, die sie auflegt, sehr sorgfältig vor. Die 
hier von Ihnen gestellte Frage ist sicherlich sehr 
aktuell. Wenn ich Ihnen das Programm näher dar-
legen könnte, würden Sie feststellen, daß gerade 
dem von Ihnen angesprochenen Bereich große Be-
deutung beigemessen wird. Dies zeigt das Inhalts-
verzeichnis vieler F+T-Programme. Da eine breite 
Öffentlichkeit über neue Technologien und deren 
Einführung informiert werden will und muß, sollte 
darüber hinaus künftig auch darüber öffentlich mehr 
diskutiert werden. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 
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Präsident Carstens 
Die Fragen 34 und 35 des Herrn Abgeordneten 

Grunenberg sowie 36 und 37 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Voss sollen nach der Bitte des jeweiligen 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Be-
antwortung der Fragen. Wir stehen am Ende Ihres 
Geschäftsbereichs. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf. Zur Beantwortung steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär von Schoeler zur 
Verfügung. 

Als erste Frage aus diesem Bereich rufe ich 
Frage 40 des Herrn Abgeordneten Walther auf. — 
Der  Herr Abgeordnete ist nicht anwesend. Ich bitte, 
die Frage — ebenso wie Frage 41 des gleichen Fra-
gestellers — schriftlich zu beantworten. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 42 des Herrn Abgeordneten Niegel ist 
nach Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien für die Frage-
stunde nicht zugelassen worden. 

Ich rufe die Frage 43 der Frau Abgeordneten Hür-
land auf: 

Aus welchem Grund sind Spätaussiedler bei der Bewerbung 
um Einstellung in den Bundesgrenzschutz Deutschen, die in der 
Bundesrepublik Deutschland leben, nicht gleichgestellt, und 
warum müssen sie von ihrer Einstellung in den Bundesgrenz-
schutz fünf Jahre in der Bundesrepublik Deutschland gelebt 
haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, die dem Bundes-
grenzschutz zugewiesenen Aufgaben und seine sich 
hieraus ergebende Sicherheitsempfindlichkeit erfor-
dern die Durchführung einer Überprüfung nach den 
„Richtlinien für die Sicherheitsüberprüfung von 
Bundesbediensteten". Insoweit sind alle Bewerber 
gleichgestellt. Besondere Regelungen für Zuwan-
derer bestehen grundsätzlich nicht. 

Die Beschäftigung in Dientstellen mit erhöhtem 
Sicherheitsrisiko setzt jedoch einen ausreichenden 
Überprüfungszeitraum voraus; in der Regel fünf 
Jahre. Die Fünfjahresfrist stellt keine starre Fest-
legung dar. Die Einstellung eines Bewerbers in den 
Bundesgrenzschutz hängt von der Bewertung aller 
sicherheitsrelevanten Umstände des Einzelfalles ab. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
Sie selbst gesagt haben, ist die Fünfjahrefrist keine 
starre Frist. Es gibt also Ausnahmeregelungen, und 
ich nehme an, daß sie besonders für Spätaussiedler 
Geltung haben könnten. Was hat die Bundesregie-
rung unternommen, um sicherzustellen, daß diese 
Ausnahmeregelung bei den Bundesgrenzschutzkom-
mandos überhaupt bekannt ist und praktiziert wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich gehe davon aus, daß diese Regelung bekannt 
ist. Sie ist in den Richtlinien, die ich vorhin erwähnt 
habe, enthalten. Wenn Sie in einem Einzelfall kon

-

kreten Anlaß zu einer Beschwerde hätten, wäre ich 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie mir diesen Einzelfall 
mitteilten, damit ich ihm nachgehen und gegebenen-
falls auch die Frage prüfen kann, ob ein zusätzli-
cher Hinweis auf die von mir dargestellte Rechtslage 
erforderlich sein sollte. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herzlichen Dank, Herr 
Staatssekretär. Ich werde gerne davon Gebrauch 
machen. 

Ist Ihnen nicht bekannt, daß beim Bundesgrenz-
schutz Hannover z. B. Bewerbern mitgeteilt worden 
ist, daß für eine Ausnahmegenehmigung zusätzliche 
Maßnahmen mit einer Dauer von 12 bis 15 Monaten 
notwendig wären, um eine solche Sache zu prüfen, 
und wenn Ihnen das bekannt ist, welchen Inhalts 
sind diese Sondermaßnahmen, die 12 bis 15 Monate 
dauern? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich kann nicht ausschließen, daß dieses im Einzelfall 
wirklich berechtigt für notwendig erklärt wurde. Ich 
kann einen solchen Fall aber natürlich nur nach-
prüfen, wenn Sie von meinem Angebot Gebrauch 
machen und mir das schriftlich mitteilen. Ich sichere 
Ihnen zu, daß wir das unverzüglich sorgfältig prü-
fen werden. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen zu Fra-
ge 43? — Frau Abgeordnete Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege von 
Schoeler, sind Sie bereit, auch in Fällen der Bewer-
bung von Spätaussiedlern z. B. auch bei der Bundes-
wehr sicherzustellen, daß :bei den auch für diesen 
Bereich geltenden Sicherheitsrichtlinien immer auf 
Prüfung und Beurteilung des Einzelfalls abgestellt 
wird, d. h., daß eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit 
auch dann übertragen werden kann, wenn seit der 
Zuwanderung oder Aussiedlung noch keine fünf 
Jahre verstrichen sind? Das heißt mit anderen Wor

-

ten: Sind Sie bereit, sicherzustellen, daß sich alle 
Ressorts an die von der Bundesregierung am 15. Fe-
bruar 1971 beschlossenen Sicherheitsrichtlinien im 
Sinne der Kann-Bestimmung halten? 

Präsident Carstens: Frau Abgeordnete, soweit ich 
sehe, ist der Herr Innenminister für Fragen, die die 
Bundeswehr betreffen, nicht zuständig. Ich glaube, 
ich kann die Frage nicht zulassen. 

Weitere Zusatzfragen werden nicht gestellt. 

Dann darf ich mitteilen, daß die folgenden Fragen 
schriftlich beantwortet werden sollen: Fragen 44 
und 45 des Abgeordneten Volmer, Frage 46 des Ab-
geordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden), Frage 47 des 
Abgeordneten Dr. Laufs, Frage 48 des Abgeordneten 
Krey, Frage 49 des Abgeordneten Dr. Langguth, 
Frage 50 des Abgeordneten Dr. Eyrich, Frage 51 des 
Abgeordneten Berger (Herne), Fragen 52 und 53 des 
Abgeordneten Spranger, Frage 54 des Abgeordneten 
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Präsident Carstens 
Dr. Jentsch (Wiesbaden) und Frage 55 des Abge-
ordneten Berger (Herne). Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Langguth auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Unterzeichnung einer 
Vereinbarung über die weitere Gestaltung der internationalen 
Beziehungen zwischen dem Zentralrat der „Freien Deutschen 
Jugend" und dem Bundesvorstand der Deutschen Jungdemokra-
ten, die laut „Neues Deutschland" vom 24. April 1978 anläßlich 
des Besuchs einer Delegation der FDJ unter Leitung von Gunter 
Rettner, Sekretär des Zentralrats der FDJ, getroffen wurde, 
und ist auch durch dieses neuerliche Treffen zwischen FDJ und 
DJD die Notwendigkeit einer Erwähnung der DJD-Kontakte zur 
FDJ im Verfassungsschutzbericht des Jahrs 1976 nach Auffassung 
der Bundesregierung bestätigt worden? 

Herr Staatssekretär, bitte schön. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur 
wiederholen, was ich Ihnen, Herr Kollege, an dieser 
Stelle bereits am 12. April dieses Jahres auf Ihre 
Frage nach einer Beurteilung der Kontakte zwischen 
der FDJ der DDR und den Deutschen Jungdemokra-
ten geantwortet habe. Ich zitiere aus dem Protokoll 
des Deutschen Bundestages: 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
sie es nicht für ihre Aufgabe hält, die von de-
mokratischen Organisationen der Bundesrepu-
blik Deutschland frei von staatlicher Einfluß-
nahme und in eigener Verantwortung mit Or-
ganisationen in der DDR vereinbarten Kontakte 
zu bewerten. 

Auch der in Ihrer heutigen Frage bezeichnete Sach-
verhalt gibt der Bundesregierung keine Veranlas-
sung, diese grundsätzliche Haltung zu ändern. 

Präsident Carstens: Zusatzfrage, Herr Abgeordne-
ter Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Da aber im Verfassungs-
schutzbericht des Jahres 1976 die Kontakte der Deut-
schen Jungdemokraten mit entsprechenden Stellen 
der FDJ sehr deutlich erwähnt wurden, stelle ich 
jetzt im Zusammenhang mit einem neuerlichen Tref-
fen der Deutschen Jungdemokraten mit der FDJ er-
neut die Frage, ob Sie die bisherige Erwähnung der 
Jungdemokraten im Verfassungsschutzbericht für 
sinnvoll und richtig gehalten haben und daß dies 
auch in Zukunft erfolgen wird. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie mißverstehen die Antworten der Bundesregie-
rung, die Ihnen mehrfach auf ziemlich gleichlautende 
Fragen gegeben worden sind, in immer der gleichen 
Weise wieder. Ich möchte deswegen ausdrücklich 
darauf hinweisen, daß die Bundesregierung in der 
Vergangenheit die Verhaltensweisen von Mitglie-
dern demokratischer Jugendorganisationen, die nicht 
Gegenstand der Beobachtung durch die zuständigen 
Sicherheitsbehörden sind, nicht zum Gegenstand 
amtlicher Wertung gemacht hat und auch nicht etwa 
politische Zensuren erteilt hat. Sie gedenkt auch 
nicht, dies in Zukunft zu tun. Sie wird sich dazu auch 
durch keine Ihrer Fragen bewegen lassen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Langguth. 

Dr. Langguth (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, da es in meiner Frage nicht in erster 
Linie um die Verhaltensweisen der Deutschen Jung-
demokraten, sondern um die Westarbeit der SEW 
und der FDJ geht, stelle ich noch einmal die Frage, 
ob Sie es auch nachträglich für richtig halten, daß die 
Kontakte von FDJ und SEW mit den Deutschen 
Jungdemokraten in der Vergangenheit im Verfas-
sungsschutzbericht erwähnt wurden. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
was die Westarbeit der SED und der FDJ betrifft — 
das ist in der Tat eine korrekte Fragestellung —, hat 
der Verfassungsschutzbericht des Bundesministers 
des Innern immer entsprechende Passagen enthal-
ten, und dies wird auch in Zukunft so sein. Den In-
halt dieser Passagen werden Sie bei der Veröffentli-
chung des Verfassungsschutzberichts für das ver-
gangene Jahr sehen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
da sich die Jungdemokraten nach ihrer eigenen Aus-
sage stets geweigert haben, sich etwa als Bestand-
teil der FDP zu bezeichnen, und da sie deswegen 
auch nicht das Parteienprivileg einer demokratischen 
Partei genießen, frage ich, ob die Bundesregierung 
angesichts dieser Rechtslage nicht zu einer anderen 
Beurteilung kommt, wenn eine solche Organisation 
in den Verdacht gerät, in sicherheits- und verfas-
sungsmäßiger Hinsicht problematische Beziehungen 
zu unterhalten. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat nicht den Verdacht und sie 
hat keinerlei Anlaß zu dem Verdacht, daß die Deut-
schen Jungdemokraten in dem in Ihrer Frage ge-
meinten Sinne in irgendeiner Richtung verfassungs-
mäßig bedenklich wären. Deswegen besteht für die 
Frage kein Anlaß und für eine Antwort noch weni-
ger. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Sie bestimmen 
doch nicht, wofür Anlaß besteht! — Dr. 
Hennig [CDU/CSU] : Der Junge ist völlig 

überfordert!) 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich darf mitteilen, daß die Fragen 57 und 58 vom 
Fragesteller zurückgezogen worden sind. 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Schartz (Trier) auf: 

Ist die Bundesregierung in das Genehmigungsverfahren für 
das Kernkrattwerk Cattenom im deutsch-französisch-luxembur-
gischen Grenzraum eingeschaltet worden, und in welchem Pla-
nungs- bzw. Ausführungsstadium befindet sich dieses Projekt? 

Herr Staatssekretär. 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung wurde von der Regierung der 
Republik Frankreich über die französischen Planun-
gen zur Errichtung eines Kernkraftwerkes in Catte-
nom an der Mosel unterrichtet. Die Bundesregierung 
hat der französischen Regierung die deutsche Inter-
essenlage und insbesondere den zu gewährleisten-
den Schutz der im Grenzgebiet lebenden deutschen 
Bevölkerung verdeutlicht. Sie wird auch weiterhin 
ihre Möglichkeiten nutzen, um jede unzulässige Ge-
fährdung der im grenznahen Raum lebenden deut-
schen Bevölkerung auszuschließen. 

Entsprechend vorliegenden Informationen ist ge-
plant, in Cattenom zunächst zwei Kernkraftwerke 
von  je  900 Megawatt elektrischer Leistung zu er-
richten. Das Genehmigungsverfahren ist nach hiesi-
gen Informationen noch nicht eingeleitet worden, 
Vielmehr wird zunächst ein Vorverfahren durchge

-

führt, welches zum Ziel hat, das Vorhandensein 
eines öffentlichen Interesses an der Errichtung eines 
Kernkraftwerkes zu klären. Je nach Zeitpunkt einer 
eventuellen Bauentscheidung könnten statt der bei-
den 900-Megawatt-Blöcke auch zwei Blöcke des 
neuen französischen 1 300-Megawatt-Standardkern-
kraftwerkes in Cattenom vorgesehen werden. 

Präsident Carstens: Bitte schön, Herr Abgeordne-
ter Schartz, eine Zusatzfrage. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden; wenn ich feststelle, 
daß die Bundesregierung nicht direkt in die Planun-
gen und in das Genehmigungsverfahren eingeschal-
tet war? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
eine direkte Beteiligung deutscher Stellen an Ge-
nehmigungsverfahren, die sich nach französischen 
Vorschriften vollziehen, ist der Natur der Sache nach 
nicht möglich. Es gab und gibt aber Gespräche in 
der deutsch-französischen Kommission, die die gene-
rell dabei auftauchenden Fragen, insbesondere des 
notwendigen Schutzes der Bevölkerung, betreffen. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist es richtig, daß die Bestimmungen in der Republik 
Frankreich über die Sicherheit von Kernkraftwerken 
nicht den deutschen Bestimmungen einschlägiger Art 
entsprechen, daß also in Frankreich weniger sicher 
gebaut werden kann, als dies in Deutschland der 
Fall ist, um es einmal einfach auszudrücken? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist Gegenstand der nächsten Frage. Ich würde 
das gern auch in diesem Zusammenhang beantwor-
ten. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, wie funktioniert überhaupt die grenz-
überschreitende Standortplanung für Kraftwerke 
auch an anderen Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat die Probleme der grenz-
überschreitenden Planung bei Kraftwerken, was das 
Verhältnis zu Frankreich betrifft, in einer Antwort 
vom 3. März 1977 im einzelnen dargestellt. So wie 
Sie diese Frage gestellt haben, müßte jeweils nach 
dem einzelnen Land unterschieden werden. Es gibt 
multilaterale Kontakte, es gibt bilaterale Kontakte. 
Was im einzelnen an Gesprächen stattfindet, um zu 
einer möglichst weitgehenden Absprache und Infor-
mation zu kommen, könnte ich Ihnen dann nur an 
dem jeweils betreffenden Kraftwerk, das Sie interes-
siert, darstellen. 

Präsident Carstens: Ich rufe die Frage 60 des Herrn 
Abgeordneten Schartz auf: 

Sind Informationen richtig, nach denen in Cattenom ein 
Reaktortyp gebaut werden soll, der nicht den bundesdeutschen 
Sicherheitsvorschriften entspricht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die bisherigen Planungen für Cattenom betreffen, 
wie ich bereits erwähnt habe, zwei Kraftwerks-
blöcke von je 900 Megawatt mit Druckwasserreak-
toren. Reaktoren dieses Typs wurden in Frankreich 
u. a. auch in Fessenheim am Oberrhein errichtet. Die-
ser Reaktortyp war Gegenstand eines langjährigen 
Vergleichs in der deutsch-französischen Kommission 
mit einem entsprechenden deutschen Druckwasser

-

reaktortyp in Neckarwestheim. 

Bei diesem Vergleich, dessen Ergebnis vom Bun-
desminister des Innern veröffentlicht wurde, zeigte 
sich, daß die an beiden Anlagen gestellten sicher-
heitstechnischen Anforderungen, wenn auch im De-
tail unterschiedlich, so doch im wesentlichen durch-
aus vergleichbar sind, daß teilweise aber unter-
schiedliche technische Wege zur Erreichung dieser 
Ziele eingeschlagen werden. Für die verglichenen 
Anlagen kann unter Berücksichtigung der Vielzahl 
von Maßnahmen im technischen, organisatorischen 
und nicht zuletzt im Bereich der Qualitätsgewährlei-
stung und Kontrolle zusammenfassend festgestellt 
werden, daß der Schutz der Bevölkerung vor Ge-
fahren bei beiden gewährleistet ist. 

Ich gehe davon aus, daß im Falle einer Verwirk-
lichung des Kernkraftwerkprojektes Cattenom ein 
detaillierter Informationsaustausch über die Fragen 
der Sicherheit und des Strahlenschutzes dieser An-
lage in der deutsch-französischen Kommission — 
wie zuvor im Fall Fessenheim — stattfinden wird 
und daß hierdurch alle die deutsche Grenzbevölke-
rung interessierenden Fragen zufriedenstellend und 
entsprechend der gutnachbarschaftlichen deutsch-
französischen Beziehungen beantwortet werden 
können. 
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Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist meine Information richtig, daß die Radioaktivität 
der Abwässer aus Kernkraftwerken in Frankreich 
um ein Vielfaches höher sein kann, als dies in der 
Bundesrepublik Deutschland gestattet ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin gerne bereit, Ihnen dazu genauere Angaben 
schriftlich nachzureichen. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
mein Vorgänger als Wahlkreisabgeordneter in Trier 
hat dem Bundeskanzler in der Sache Cattenom am 
31. Mai 1977 einen Brief geschrieben. Können Sie 
mir sagen, weshalb der Bundeskanzler diesen Brief 
bis zum heutigen Tage nicht beantwortet hat? 

(Parl. Staatssekretär Haehser: Das ist 
falsch! Schüler hat geantwortet!) 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ich höre von 
einem Kollegen den Zwischenruf, daß der Brief be-
antwortet sei. 

(Westphal [SPD] : Der Herr Abgeordnete 
aus Trier, Haehser!) 

Angesichts dieser Widersprüche kann ich Ihre Frage 
leider nicht beantworten. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe dann die Frage 62 des Herrn Abgeord-
neten Kirschner auf. — Der Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage muß schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 61 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Steger auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage 61 und auch die Frage 63 des Herrn 
Abgeordneten Steger werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 64 des Herrn Abgeordneten 
Horstmeier auf: 

Aus welchem Grund erhalten Witwen, deren Ehemänner im 
einfachen Dienst beschäftigt waren, nach dem Bundesbeamten-
gesetz keine Witwenversorgung, wenn sie selbst noch als An-
gestellte tätig sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich Ihre 
beiden Fragen zusammen beantworten dürfte. 

Präsident Carstens: Ich rufe dann auch die Frage 
65 des Herrn Abgeordneten Horstmeier auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die zulässigen Höchstgrenzen 
der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge zu überprüfen, und wenn 
ja, welche Änderungen werden ins Auge gefaßt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
mit Ihren Fragen sprechen Sie die Ruhensregelun-
gen nach § 53 des Beamtenversorgungsgesetzes — 
bis zum 31. Dezember 1976 § 158 des Bundes-
beamtengesetzes — an.  Diese Ruhensregelungen 
sind Ausfluß des im Beamtenversorgungsrecht gel-
tenden Alimentationsprinzips. Das Beamtenversor-
gungsrecht ist so ausgestaltet, daß auf Grund nur 
eines Beamtenverhältnisses ein angemessener Le-
bensunterhalt für den Beamten und seine Hinter-
bliebenen gewährleistet ist. Bei einer solchen Unter-
haltssicherung — z. B. hoher. Anfangssockel des 
Ruhegehaltssatzes von 35 %, Zurechnungszeit, Min-
destversorgung — ist .es aber erforderlich, eine 
Überversorgung zu vermeiden, wenn mehrere An-
sprüche auf Bezüge in einer Person zusammentref-
fen. Diesem Zweck dienen die Ruhensvorschriften. 
Dabei orientiert sich die ,Höchstgrenze, bis zu der 
Versorgungsbezüge neben Einkünften aus einer Ver-
wendung im öffentlichen Dienst belassen werden, an 
dem Amt, aus dem sich die Versorgung herleitet. 

Hieraus ergibt sich, daß nicht schlechthin Witwen 
von Beamten des einfachen Dienstes kein Witwen-
geld erhalten, wenn sie selbst im öffentlichen 
Dienst beschäftigt sind. Vielmehr hängt die Frage, 
ob eine Versorgung ganz oder teilweise zum Ruhen 
kommt, von der Relation zwischen der jeweiligen 
Höchstgrenze und dem Einkommen aus der Ver-
wendung ab. 

Ich darf außerdem darauf hinweisen, daß in die 
Ruhensregelungen nach § 53 des Beamtenversor-
gungsgesetzes eine Mindestkürzungsgrenze einge-
baut ist, die für Witwen zur Zeit 2 064,08 DM plus 
60 % des Betrages des Gesamteinkommens aus der 
Versorgung und der Verwendung im öffentlichen 
Dienst, der diese Höchstgrenze übersteigt, beträgt. 
Das bedeutet, daß z. B. bei einem Witwengeld von 
840 DM dieses erst dann in voller Höhe ruht, wenn 
das eigene Einkommen aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst 3 320 DM übersteigt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, insbe-
sondere im Hinblick auf die oben genannte Min-
destkürzungsgrenze und ihre Auswirkungen, nicht, 
eine weitere Verbesserung der Höchstgrenze vorzu-
schlagen. 

Präsident Carstens: Bitte schön, eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Horstmeier. • 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
das eine alte Regelung ist, frage ich Sie: Muß diese 
Vorschrift des § 53 des Beamtenversorgungsgesetzes 
nicht doch als antiquiert angesehen werden? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege. Ich habe darauf hingewiesen, daß ab 31. De-
zember 1976 § 53 des Beamtenversorgungsgesetzes 
gilt. Es gibt keinerlei Anhaltspunkte dafür, daß die 
gegenwärtige Regelung unzuträglich wäre; im Ge-
genteil: Wir halten sie für sachlich angebracht und 
angemessen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Horstmeier. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. Juni 1978 	7695 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, es 
findet aber doch eine unterschiedliche Behandlung 
der Witwen je nach dem Dienstgrad ihrer verstor-
benen Männer statt. Glauben Sie nicht, daß das ge-
gen das Gleichheitsprinzip verstößt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich glaube, Sie gehen von einem unvollständigen 
Sachverhalt aus; denn entscheidend ist immer die 
Relation zwischen dem Einkommen aus der Ver-
wendung im öffentlichen Dienst auf der einen Seite 
und dem Witwengeld auf der anderen Seite. Von 
daher ist nur ein Teil des Problems von Ihnen in 
Ihrer Frage angesprochen. Das stellt dann den Zu-
sammenhang nicht vollständig und damit falsch her. 

Präsident Carstens: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Dann sind wir am Ende der Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern. Ich 
danke dem Herrn Staatssekretär für die Beantwor-
tung der Fragen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Justiz. Zur Beant-
wortung steht der Herr Parlamentarische Staatsse-
kretär Dr. de With zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Becher (Pullach) auf: 

Welche Kroaten wurden wann, wo und in welchem recht-
lichen Zusammenhang in jüngster Zeit mit dem Ziel der Aus-
lieferung an Jugoslawien verhaftet? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Auf Grund eines am 25. Mai 1978 
bei der Bundesregierung eingegangenen Ausliefe-
rungsersuchens wurden folgende jugoslawische 
Staatsangehörige kroatischer Volkszugehörigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland festgenommen: 
Stjepan Bilandzic am 26. Mai 1978 in Köln auf Grund 
einer Festhalteanordnung des  Generalstaatsanwalts 
— seit dem 5. Juni 1978 besteht ein Auslieferungs-
haftbefehl des Oberlandesgerichts Köln — , Ljubomir 
Dragoja in der Nacht vom 28. zum 29. Mai 1978 in 
Frankfurt am Main — es besteht vorläufiger Aus-
lieferungshaftbefehl des  Oberlandesgerichts Frank-
furt am Main vom 29. Mai 1978 —, Nikola Milicevic 
in der Nacht vom 28. zum 29. Mai 1978 in Frank-
furt am Main — es besteht vorläufiger Ausliefe-
rungshaftbefehl des Oberlandesgerichts Frankfurt 
am Main vom 29. Mai 1978 — und' Martin Ilija 
Papac am 2. Juni 1978 in Karlsruhe auf Grund einer 
Festhalteanordnung des Generalstaatsanwalts ; seit 
dem 8. Juni 1978 -besteht Auslieferungshaftbefehl 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, trifft es zu, daß einige ,der in Deutschland 
verhafteten Kroaten fast zur gleichen Zeit in der 
Nacht aus den Betten geholt und — nach ihren An-
gaben — gefesselt und ohne Angabe von Grün

-

den — zumindest zum Zeitpunkt ihrer Verhaftung — 
abgeführt wurden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Mir sind nähere 
Angaben über die Festnahme nicht bekannt. Sie 
dürfen aber sicher sein, daß ,das nicht nur nach 
Recht und Gesetz, sondern auch in humaner Weise 
erfolgte. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Trifft es zu, daß 
der von Ihnen genannte Kroate Stjepan Bilandzic, 
der auch nach Ihren Angaben am Fronleichnamstag 
verhaftet wurde, erneut verhaftet wurde, obwohl er 
wegen einer einschlägigen Sache bereits eine Haft-
strafe von drei Jahren abgesessen hatte, also eine 
res iudicata vorliegt? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß eine res iudicata vorliegt; 
aber wenn Sie mir detailliert nennen, was Sie unter 
„einschlägiger Sache" verstehen, bin ich gern bereit, 
Ihnen dies schriftlich zu beantworten. 

Präsident Carstens: Ich rufe die Frage 67 des 
Herrn Abgeordneten Becher (Pullach) auf: 

Mit welchen Gründen kann die Bundesregierung den Verdacht 
entkräften, daß ein rechtspolitisches Kompensationsgeschäft zwi-
schen dem Begehren nach Auslieferung der in jüngster Zeit ver-
hafteten Kroaten und der in Jugoslawien verhafteten deutschen 
Terroristen im Gange war bzw. ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Sowohl die Bun-
desregierung als auch die jugoslawische Regierung 
haben verschiedentlich zum Ausdruck gebracht, daß 
die beiderseitigen Auslieferungsersuchen aus-
schließlich nach Maßgabe des geltenden deutsch-
jugoslawischen Auslieferungsvertrages vom 26. No-
vember 1970 und des jeweils innerstaatlich gelten-
den Rechts zu beurteilen und zu behandeln sind. 
Nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland 
kommt eine Auslieferung nur in Betracht, wenn sie 
von dem zuständigen Oberlandesgericht als zuläs-
sig festgestellt ist. Der deutsch-jugoslawische Ver-
trag enthält keine Regelungen, auf Grund derer 
die Auslieferung in einem Einzelfall von einer Aus-
lieferung in umgekehrter Richtung abhängig ge-
macht werden könnte. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ich möchte eine Frage nach dem Motiv der plötz-
lichen Verhaftung stellen: Ist es reiner Zufall, daß 
die schlagartige Polizeiaktion erst nach dem Zeit-
punkt der Verhaftung der deutschen Terroristen in 
Jugoslawien und nicht vorher durchgeführt wurde? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Es obliegt der 
Bundesregierung nicht, die Motive ausländischer 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
Staaten zu prüfen, wenn ausländische Staaten ent-
sprechende Auslieferungsersuchen an unseren Staat 
stellen. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, sprechen nicht alle Indizien und die mittler-
weile uns übermittelten Darlegungen in deutschen 
Zeitschriften, im deutschen Fernsehen dafür, daß 
Jugoslawien, welches nach übereinstimmenden Be-
richten in den letzten Jahren eine Zufluchtstätte 
deutscher Terroristen war, die nunmehr gestellten 
Terroristen erst dann verhaften ließ, als feststand, 
daß man sie gegen kroatische Regimegegner eintau-
schen könne? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich dachte, ich 
hatte mit großer Deutlichkeit klargemacht, daß es 
überhaupt keine Anhaltspunkte für ein Tauschge-
schäft gibt. Sowohl die jugoslawische Seite als auch 
die Bundesrepublik Deutschland haben deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß die Auslieferungsersuchen 
nach dem von mir skizzierten Vertrag abgewickelt 
werden würden. Ich darf auch darauf verweisen, daß 
der bisherige Auslieferungsverkehr reibungslos ge-
laufen ist und schon daher Anhaltspunkte dafür nicht 
vorhanden sind, daß es hier zu dem kommt, was Sie 
erwähnt haben. 

Präsident Carstens: Da weitere Zusatzfragen nicht 
gestellt werden, rufe ich die Frage 68 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schneider auf: 

Hält die Bundesregierung eine Überprüfung und Anpassung 
der Richtlinien zur wirksameren Bekämpfung von Mietpreis-
erhöhungen nach § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes an die Recht-
sprechung für erforderlich, und bis wann ist mit einer derarti-
gen Anpassung zu rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Richtlinien 
zur wirksameren Bekämpfung von Mietpreisüberhö-
hungen nach § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes sind 
von den zuständigen Ministern und Senatoren der 
Länder, d. h. zumeist den Wirtschaftsministern, zum 
Teil den Bau- und Innenministern, erlassen worden. 
Die Länder haben diese Richtlinien inzwischen auf 
Referentenebene geprüft und sind in Übereinstim-
mung mit den beteiligten Bundesressorts zu der Auf-
fassung gelangt, daß eine Änderung angebracht er-
scheint. Insbesondere sind sie zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß die Verwaltungsbehörden in Aus-
übung ihres pflichtgemäßen Ermessens, ob eine 
Mietpreisüberhöhung als Ordnungswidrigkeit ver-
folgt werden soll, in der Regel dann von der Verfol-
gung oder Ahndung absehen können, wenn das ge-
forderte Entgelt im Einzelfall die ermittelten orts-
üblichen Entgelte für vergleichbare Räume nicht um 
mehr als 20 % überschreitet. Bis wann mit einer 
Änderung der Richtlinien zu rechnen ist, vermag ich 
nicht anzugeben, da dies letztlich Sache der Länder 
ist. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß mit dieser 
Regelung das vom Gesetzgeber ursprünglich beab-
sichtigte Modell der Vergleichsmiete deshalb nicht 
zu realisieren ist, weil bei der Neuvermietung 
Marktpreismieten über Angebot und Nachfrage nicht 
zustande kommen können, da der Vermieter nicht 
frei ist und ihm Grenzen gesetzt sind? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich bin der Auf-
fassung, daß sich die von Ihnen angesprochenen 
Mieterbestimmungen beruhigend auf den Mieter-
markt ausgewirkt und ihre Bewährungsprobe, soweit 
das bisher ersichtlich ist, auch bestanden haben. Ich 
denke nicht, daß die von Ihnen weiter herangezoge-
nen Vorschriften hindernd eingreifen. 

Im übrigen darf ich darauf verweisen, daß die 
Bundesregierung im Jahre 1979 einen Bericht ab-
geben wird. Dies wird sie pünktlich tun. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
tritt die Bundesregierung der Meinung der Unter-
händler der Beamten, bei, die festgestellt haben, es 
liege dann keine Erhöhung vor, wenn die Miete nur 
die Kosten decke? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kenne die 
Meinung dieser Beamten nicht. Ich möchte aber deut-
lich machen, daß auch die Bundesregierung der Mei-
nung ist, daß nach Überprüfung von Zeit zu Zeit An-
passungen zu erfolgen haben, daß diese Anpassun-
gen aber im wesentlichen der Verantwortung der 
Länder unterliegen. 

 
Präsident Carstens: Ich rufe die Frage 69 des 

Herrn Abgeordneten Dr. Schneider auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der notwendigen Anpas-
sung der Richtlinien sicherzustellen, daß die Vermieter nicht in 
den Fällen, in denen sie lediglich kostendeckende Mieten ver-
langen, gemäß § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes wegen einer 
Ordnungswidrigkeit verfolgt werden, auch wenn die kosten-
deckenden Mieten die ortsüblichen Entgelte im Sinne dieser Vor-
schrift nicht unwesentlich übersteigen sollten? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Länderrefe-
renten haben weiter beschlossen, ihren Ministern 
vorzuschlagen, in den Richtlinien anschließend an 
die Bestimmung, daß die Gestehungskosten bei der 
Feststellung der vergleichbaren ortsüblichen Mieten 
außer Betracht bleiben, den Satz anzufügen: 

Für unverschuldete Härtefälle wird auf § 47 
Abs. 1 OWiG hingewiesen. 

Ein solcher Hinweis auf das Opportunitätsprinzip 
soll bewirken, daß von einer Verfolgung und Ahn-
dung abgesehen wird, wenn die Kosten des Vermie-
ters ohne dessen Verschulden die ortsüblichen Ent-
gelte für vergleichbare Mietobjekte überschreiten. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schneider. 
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Dr. Schneider (CDU/CSU) : Aus den Protokollen 
der Verhandlungen über eine Neuregelung der 
Richtlinien geht aber hervor, daß der Vermieter 
möglicherweise selbst dann wegen Ordnungswid-
rigkeit mit einer Geldbuße belegt werden kann, 
wenn er nur kostendeckende Mieten verlangt. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Bisher ist das, 
was angesprochen ist — wenn ich es so ausdrücken 
darf —, noch in der Mache. Wir müssen sehen, wie 
die endgültigen Formulierungen lauten. Dabei muß 
berücksichtigt werden, daß es einmal darum geht, 
die Wuchervorschriften zu wirksamen Instrumenten 
zu machen, und daß auf der anderen Seite Schäden 
zum Nachteil der Vermieter nicht entstehen dürfen. 
Ich bin ganz sicher, daß — wie bisher — auch hier 
eine gesunde Mitte getroffen werden wird. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
nach den §§ 302 ff. des Strafgesetzbuches Mietwu-
cher ohnedies als Straftat belangt werden kann, fra-
ge ich Sie: Ist die Bundesregierung bereit, bei der 
Festlegung der Richtlinien sicherzustellen, daß der 
Vermieter nicht diskriminiert wird, der bei der 
Festsetzung seiner Miete die Maßstäbe der Kosten-
deckung, die nach der Zweiten Berechnungsverord-
nung für den sozialen Wohnungsbau gegeben sind, 
in Anspruch nimmt? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zunächst einmal 
ist es überwiegend Sache der Länder, sich entspre-
chend zu einigen und diese Richtlinien auszugestal-
ten. Der Bundesregierung kommt zwar die Feder-
führung zu, aber, wie ich noch einmal sagen möchte, 
keineswegs die Hauptverantwortung. Gleichwohl 
dürfen Sie sicher sein — ich beziehe mich auf das, 
was ich bereits ausgeführt habe —, daß die Bundes-
regierung alles tun wird, um zu ausgewogenen 
Richtlinien zu kommen. 

Präsident Carstens: Ich rufe die Frage 70 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Hat die Bundesregierung im Rahmen der eigenen Verantwor-
tung, um Schaden von Deutschland zu wenden, geprüft, ob der 
Gutachter im Spionageverfahren Helge Berger die Tragweite der 
Verratstätigkeit zutreffend beurteilt oder aber in ihrer Tragweite 
verkannt bzw. unzureichend beurteilt hat? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die rechtliche 
Beurteilung, ob die Verratstätigkeit von Frau Helge 
Berger als Landesverrat oder geheimdienstliche 
Agententätigkeit in einem besonders schweren Fall 
zu werten ist, oblag nicht dem Sachverständigen, 
sondern dem allein hierfür zuständigen Oberlandes-
gericht Düsseldorf. Dieses Gericht hat sich dabei 
auch der Hilfe eines Sachverständigen bedient, die 
Bewertung der Taten von Frau Berger jedoch als 
unabhängiges Gericht in eigener Verantwortung 
vorgenommen. Die Bundesregierung hat keine Ver-
anlassung, das in Rechtskraft erwachsene Urteil in 
Zweifel zu ziehen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem ich nicht die Frage gestellt habe, ob die Bundes-
regierung das Urteil in Frage stellt, frage ich noch 
einmal, ob sie im Rahmen der eigenen Verantwor-
tung als Dienstherr und in ihrer rechtlichen und po-
litischen Verantwortung, alle Rechtspositionen 
Deutschlands zu wahren und Schaden von Deutsch-
land abzuwenden, geklärt hat, ob die Auffassungen 
des Gutachters zutreffen, oder ob sie die Dinge aus 
eigener politischer Verantwortung anders sehen 
muß. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich denke, Herr 
Kollege, meine Antwort war klar und deutlich ge-
nug. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Hat sich der Bundesanwalt 
bei der Anklage auch auf einen Gutachter gestützt, 
nachdem er wegen Landesverrats angeklagt hatte? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Es sollte nicht 
meine Sache sein, vor diesem Parlament den Prozeß 
nachzuvollziehen. Sie dürfen aber sicher sein, daß 
der Bundesanwalt die Vorschriften streng und genau 
beachtet hat. 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Czaja auf: 

Hat die Bundesanwaltschaft sich bei ihrer abweichenden Beur-
teilung der Verratstätigkeit in der Anklageschrift als Landesver-
rat von Staatsgeheimnissen im Spionagefall Berger auf einen 
anderen Gutachter gestützt als das Gericht, oder stützte sich die 
Bundesanwaltschaft bei ihrer sachlichen Beurteilung der Trag-
weite der Verratstätigkeit nicht auf einen Gutachter? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Bundesan-
waltschaft hat in ihrer Anklageschrift den später 
auch vom Gericht bestellten Gutachter benannt. Es 
ist richtig, daß die Bundesanwaltschaft in der An-
klageschrift Landesverrat in zwei Fällen angenom-
men hat. Auf Grund der in der Hauptverhandlung 
erhobenen Beweise, u. a. des Gutachtens des Sach-
verständigen, sind die Sitzungsvertreter der Bun-
desanwaltschaft übereinstimmend mit dem Gericht 
jedoch zu dem Ergebnis gekommen, daß der gegen 
Frau Berger erhobene Vorwurf des Landesverrats 
in zwei Fällen nicht aufrechterhalten werden konnte. 
Es ist im übrigen nicht selten, daß die auf Grund der 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft in der Anklage 
vorgenommene rechtliche Bewertung eines Sachver-
halts durch das Ergebnis der Hauptverhandlung auch 
von der Anklagebehörde revidiert wird. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Czaja. 
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Dr. Czaja (CDU/CSU) : Hat es also zwei Gutachter 
gegeben, die die Frage „Gefahr schwerer Nachteile 
oder Landesverrat" ursprünglich unterschiedlich be-
urteilt haben? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
die Frage nicht detailliert beantworten. Ich gehe 
nach meinen Unterlagen davon aus, daß es ein ein-
ziger Gutachter war. Ich bin aber gern bereit, Ihre 
Frage noch einmal genau zu prüfen und Ihnen eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. 

Präsident Carstens: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Würden Sie die Sache nicht 
gerade von der Verantwortung, und zwar im eige-
nen Bereich der Bundesregierung, für besonders 
gravierend halten wenn es ursprünglich zwei Gut-
achten und abweichende Gutachten gewesen wären? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Es kann nicht 
meine Aufgabe sein, hypothetische Fragen zu beant-
worten, noch dazu zu einem Prozeß, der rechtskräf-
tig abgeschlossen ist. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Sehr schade!) 

Präsident Carstens: Ich rufe die Frage 72 des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) auf: 

Hat die Bundesregierung in ihrem eigenen amtlichen Verant-
wortungsbereich geprüft, ob die Möglichkeit der Einflußnahme 
auf den Prozeßgutachter im Sinne einer deutschlandpolitisch we-
sentlich geringeren Wertung der Tragweite des Verrats von Frau 
Berger angesichts der hohen politischen Brisanz der Angelegen-
heit ausgeschlossen werden kann, nachdem er abweichend von 
der Bundesanwaltschaft die Agententätigkeit nicht als Landes-
verrat beurteilte? 

Zur Beantwortung, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Dazu bestand 
kein Anlaß. Die Beurteilung, ob Frau Helge Berger 
Landesverrat begangen hat oder wegen geheim-
dienstlicher Agententätigkeit in einem besonders 
schweren Fall zu verurteilen ist, hatte allein das 
hierfür zuständige Oberlandesgericht in Düsseldorf 
vorzunehmen. Das Gericht ist — im übrigen in Über-
einstimmung mit den Sitzungsvertretern der Bun-
desanwaltschaft — auf Grund der Hauptverhand-
lung, in der auch der von der Bundesanwaltschaft 
benannte und vom Gericht bestellte Sachverständige 
sein Gutachten erstattet hat, zu dem Ergebnis ge-
langt, daß der ursprünglich von der Bundesanwalt-
schaft in der Anklageschrift erhobene Vorwurf des 
Landesverrats in zwei Fällen nicht mehr aufrecht-
erhalten werden konnte. Diese Entscheidung hat das 
unabhängige Gericht und nicht ein Sachverständiger 
getroffen. 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesanwaltschaft angewiesen worden, we-
gen des von ihrer. Anklage abweichenden Schuld-
spruchs des Oberlandesgerichts Düsseldorf keinen 

Revisionsantrag in diesem Spionagefall Berger zu 
stellen und dadurch den Konsens zu ermöglichen, 
der nach § 267 Abs. 4 der Strafprozeßordnung eine 
abgekürzte Urteilsbegründung erlaubt? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe keinen 
Anhaltspunkt für eine derartige Weisung, wie über-
haupt Weisungen ganz außerordentlich selten sind. 
Ich bin aber gern bereit, um Ihre Frage präzis be-
antworten zu können, dieser Sache noch einmal 
nachzugehen und Ihnen die Frage schriftlich zu be-
antworten. Wenn ich es richtig sehe, stand sie in 
keinem unmittelbaren Zusammenhang mit Ihrer 
Hauptfrage. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
welche Umstände waren nach der Prüfung durch 
die Bundesregierung für diesen in einem Strafpro-
zeß ja außerordentlich seltenen Konsens vor einer 
Urteilsfällung zwischen der Verteidigung und der 
Staatsanwaltschaft maßgebend? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich bin nicht Pro-
zeßbeobachter gewesen. Ich möchte das, was ich 
bereits zur Beantwortung einer anderen Frage ge-
sagt habe, hier wiederholen: daß es nicht meine 
Aufgabe sein kann, Prozesse, noch dazu rechtskräf-
tig abgeschlossene, hier vor dem Parlament nach-
zuvollziehen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU) : Sicher, wenn Sie 
danach gefragt werden!) 

Präsident Carstens: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie in die zugesagte Prüfung auch aus eigener Ver-
antwortung der Bundesregierung, Schaden von 
Deutschland zu wenden, die Frage einbeziehen ob es 
unter Staatsgeheimnisverrat fällt, wenn relevante 
Tatsachen, die ganz Deutschland betreffen, verraten 
werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Sie dürfen davon 
ausgehen, daß sich der Kanzler und alle Mitglieder 
der Bundesregierung an ihren Amtseid gebunden 
fühlen und streng darauf achten, daß dies nicht in 
Zweifel gezogen werden kann. Aber ich bin hier 
nicht in der Lage, hypothetische Fragen zu beant-
worten. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU) : Sie sollen prüfen!) 

Präsident Carstens: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 73. des Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Wuppertal) auf. — Der Herr Abgeordnete 
ist nicht anwesend. Dann bitte ich um schriftliche 
Beantwortung; das gleiche gilt für die Frage 74. 
Die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 
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Präsident Carstens 
Herr Bundesminister der Finanzen, wir haben noch 

eine Minute Zeit. Ich denke, wir vertagen die Be-
antwortung der Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich 
auf morgen. 

Ich danke dem Herrn Parlamentarischen Staats-
sekretär des Bundesministeriums der Justiz für die 
Beantwortung der Fragen und schließe die Frage-
stunde. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Punkt 2 unserer Tagesordnung auf. Nach der Ihnen 
vorliegenden Tagesordnung sind die zweite und 
dritte Beratung des Nachtragshaushaltsgesetzes 1978 
vorgesehen. Gemäß § 94 Abs. 2 unserer Geschäfts-
ordnung findet jedoch über Nachtragshaushaltsvor-
lagen keine dritte Beratung statt. Ich rufe deshalb 
auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Feststellung 
eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 1978 (Nachtragshaus-
haltsgesetz 1978) 
— Drucksachen 8/1801, 8/1890 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1908 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 
(Erste Beratung 93. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Als Berichterstatter der Herr Abgeordnete Winde-
len. 

Windelen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Der Haushaltsaus-
schuß hat mich beauftragt, die Berichterstattung für 
den Nachtragshaushalt 1978 zu übernehmen. Er ver-
zichtet seinerseits nach gründlicher Behandlung der 
Vorlage im Ausschuß selbst auf eine eingehende 
Debatte hier, zumal das Plenum erst vor 14 Tagen 
am 1. Juni 1978 die Materie schon diskutiert hat. 

Der Nachtragshaushalt hat folgende Schwer-
punkte. Die Lage des deutschen Steinkohlenbergbaus 
hat sich aus vielerlei Gründen erheblich verschlech-
tert. Die Unternehmen der saarländischen Stahl-
industrie müssen dringend umstrukturiert werden. 
Beide Bereiche sollen im Interesse einer langfristi-
gen Sicherung der Betriebe und ihrer Arbeitsplätze 
befristete Haushaltsmittel, besonders Investitions-
hilfen, erhalten, um sie in die Lage zu versetzen, 
ihre Schwierigkeiten zu überwinden. Mit einem Son-
derprogramm im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
sollen im Saarland zusätzliche Ersatzarbeitsplätze 
außerhalb der Eisen- und Stahlindustrie geschaffen 
werden. Zur Verbesserung der Kapitalstruktur er-
hält der Salzgitter-Konzern — Alleinaktionär der 
Obergesellschaft ist bekanntlich der Bund — eine 
weitere Kapitalzuführung, um Umstrukturierungs-
maßnahmen möglich zu machen. Für die deutsche 
Seefischerei, deren akute Schwierigkeiten bekannt 
sind, sind Sofortmaßnahmen notwendig. Sie sind zu-
nächst auf drei Jahre befristet. Ferner wird in die

-

sem Nachtragshaushaltsplan die Arbeitsaufnahme in 
Berlin zusätzlich gefördert. 

Der Haushaltsausschuß hat im Ausgabenbereich 
gegenüber dem Regierungsentwurf kaum Änderun-
gen vorgenommen. Es bestand Einvernehmen dar-
über, daß die vorgesehenen Aufgaben dringend er-
forderlich sind. 

Der Haushaltsausschuß hat auch die in dem Ent-
wurf beantragten 137 Planstellen und Stellen für 
den Verteidigungsbereich bewilligt. Die Planstellen 
und Stellen werden benötigt, weil auf Grund des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 13. April 
dieses Jahres zur Wehrdienstnovelle erneut Prü-
fungsausschüsse und Prüfungskammern einzurichten 
sind. Der Haushaltsausschuß hat jedoch die. Plan-
stellen und die Stellen mit einem kw-Vermerk — 
bei Wegfall der Aufgabe — versehen. 

Die noch nicht besetzten acht Planstellen und Stel-
len im Bundesamt für Zivildienst wurden gestrichen. 
Ein Antrag der Mitglieder der CDU/CSU des Haus-
haltsausschusses, auch die 129 Stellen, die nun im 
Bundesamt für Zivildienst verbleiben, mit einem kw

-

Vermerk zu versehen, wurde mit Mehrheit abge-
lehnt. Der Ausschuß war sich aber darüber einig, 
daß er den Stellenplan des Bundesamts für Zivil-
dienst im Rahmen der Haushaltsberatungen 1979 be-
sonders gründlich prüfen wird. 

Wenn auch der Haushaltsausschuß bei den Aus-
gaben kaum Änderungen vorgenommen hat, so war 
er doch nicht damit einverstanden, daß mehr als 
zwei Drittel der Ausgaben dieses Nachtragsetats 
durch Erhöhung der Nettokreditaufnahme finanziert 
werden sollten. Er hat sich deswegen besonders um 
die Deckung der Ausgaben gekümmert. Die Regie-
rungsvorlage sah insgesamt Mehrausgaben von 
rund 939 Millionen DM vor. Hiervon sollten 231 
Millionen DM durch Einsparungen besonders wegen 
der Verschiebung der Europawahl um ein Jahr und 
wegen der neuen Konzeption des Energieprogramms 
finanziert werden. Der größere Teil aber sollte 
durch eine weitere Erhöhung der Nettokreditaufnah-
me gedeckt werden. Um das zu verhindern, wurden 
weitere Einsparungsmöglichkeiten gesucht und 
schließlich auch gefunden. Nach den Beschlüssen 
des Haushaltsausschusses, die Ihnen in der Druck-
sache vorliegen, wird also die Nettokreditaufnahme 
des Bundes durch den Nachtragshaushalt nicht er-
höht. Die Deckung der zusätzlichen Ausgaben wird 
vielmehr bei Titeln gefunden, bei denen jetzt, in 
der Mitte des Haushaltsjahres, erkennbar ist, daß 
Kürzungen vertretbar sind. Insgesamt wurden so 
weitere 708,7 Millionen DM eingespart. 

Soweit im übrigen in der Vorlage globale Minder-
ausgaben bei den Einzelplänen 11, 31 und 60 vorge-
sehen wurden, geschah dies nur, um dem Finanz-
minister etwas mehr Bewegungsmöglichkeit einzu-
räumen. Die Sachbereiche, auf die sich die Kürzungs-
vorschläge bei den genannten Einzelplänen bezie-
hen, sind jedoch in der Ausschußberatung klar mar-
kiert worden. Insofern handelt es sich keineswegs 
etwa nur um eine Aufstockung der globalen Min-
derausgaben, die der Finanzminister ohnehin er-
wirtschaften muß. 
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Windelen 
Ich erspare es Ihnen, meine Damen und Herren, 

die Kürzungsvorschläge hier im einzelnen noch ein-
mal vorzutragen. Sie finden Sie in der Berichterstat-
tervorlage ohnehin gedruckt wieder. 

Dieser Nachtragshaushalt will Schäden in wichti-
gen Wirtschaftsbereichen verhindern und gleichzei-
tig gefährdete Arbeitsplätze sichern. Es galt, sehr 
schnell zu handeln, um größere Schäden zu vermei-
den. Dies ist mit der Vorlage des Nachtrags gelun-
gen. Die erste Lesung war am 1. Juni dieses Jahres. 
Heute, vierzehn Tage später, können wir die Vor-
lage verabschieden. Das Parlament und der Haus-
haltsausschuß haben damit bewiesen, daß sie rasch 
handeln können, wenn es das Wohl unserer Bürger 
erfordert. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Dies kann aber — ich sage das mit Blick auf die 
Regierungsbank — nicht als Aufforderung an die 
Bundesregierung mißverstanden werden, auch in Zu-
kunft die Belastbarkeit des Parlaments und seiner 
Ausschüsse beliebig zu erproben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und bei Ab

-

geordneten der SPD) 

In der Regel muß genügend Zeit für eine gründliche 
Beratung und für ein sorgfältiges Abwägen gesichert 
sein. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung wollte die dringenden, die 
unabweisbaren zusätzlichen Ausgaben, wie ich schon 
erwähnt habe, zu zwei Dritteln durch höhere Neu-
verschuldung decken. Die Nettokreditaufnahme die-
ses Haushaltsjahres 1978 hätte dann die Summe von 
31 500 Millionen DM erreicht. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Hört sich gut 
an!) 

Der Haushaltsausschuß wollte dies nicht. Er hatte 
ja schon bei der Beratung des laufenden Haushalts 
folgendes einstimmig beschlossen und dem Bundes-
tag empfohlen: Die Bundesregierung wird aufgefor-
dert, mit der Vorlage des Entwurfes des Haushalts-
planes für das Jahr 1979 und der Fortschreibung des 
Finanzplans für die Jahre bis 1982 darauf hinzuwir-
ken, daß der Haushalt des Bundes unter Berücksich-
tigung des Art. 115 des Grundgesetzes dauerhaft 
konsolidiert wird. Dazu muß der Schuldenzuwachs 
mittelfristig abgebaut werden und die Neuverschul-
dung des Bundes niedriger liegen als bisher. 

Der Bundestag hat diese Entschließung dann im 
übrigen auch einstimmig angenommen. Gewiß, oft 
nimmt das Parlament seine eigenen Entschließungen 
nicht allzu ernst. Der Haushaltsausschuß hat diese 
Entschließung ernst genommen, und er hat sich auch 
bemüht, danach zu handeln. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Er ist dabei einmütig zu dem Ihnen vorliegenden 
Ergebnis gekommen. Er wollte damit einen Beitrag 
zur Versachlichung der Arbeit des Bundestages, zur 
Straffung der Parlamentsdebatte und zum Abbau 
von Konfrontation dort, wo sie von der Sache her 
nicht geboten ist, leisten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Er wollte damit zugleich jene widerlegen, die da 
sagen, daß Parteien und Fraktionen nur streiten 
könnten, und jene, die sagen, daß Politiker nur dann 
rasch und einig handeln könnten, wenn es um ihren 
eigenen Status und um ihre Diäten ginge, nicht aber 
dann, wenn drängende Sorgen unserer Bürger auf 
der Tagesordnung stünden. 

(Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, dieser Beschluß war 
keineswegs selbstverständlich. Auch der Finanz-
minister hatte sich ja bemüht, die Mehrausgaben 
möglichst weitgehend durch Kürzungen zu decken, 
um die explosive Neuverschuldung wenigstens zu 
bremsen. Schuldenmachen bedeutet ja nichts anderes 
als Belastungen in die Zukunft zu verschieben und 
heute schon das zu verbrauchen, was morgen erst 
erarbeitet werden muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der Haushaltsausschuß wollte diesen bedenklichen 
Weg nicht weitergehen. Er hat deswegen auch die 
Mahnungen der Ausschußobleute, der Kollegen 
Haase, Hoppe und Löffler, die in der ersten Lesung 
des Bundeshaushalts von dieser Stelle aus ausge-
sprochen wurden, ernst genommen; auch diese Fä-
higkeit des Bundestages wird ja zuweilen angezwei-
felt. 

Ich selbst darf mich bei meinen Ausschußkollegen 
für die konzentrierte und gründliche Vorarbeit und 
auch dafür bedanken, daß sie mir die gemeinsame 
Berichterstattung übertragen haben. Zwar legt das 
mir in meiner Wortwahl und meinem Temperament 
einige Schranken auf, aber das werde ich ertragen. 
Ich will das mir übertragene Vertrauen auch nicht 
mißbrauchen, aber ich bitte dennoch darum, einige 
kurze persönliche Bemerkungen anfügen zu dürfen. 

Die Opposition hat schon öfter ihre Mitarbeit auch 
bei schwierigen Entscheidungen des Parlaments an-
geboten. Dies kann die Verantwortlichkeiten von 
Koalition und Opposition und den Führungsauftrag 
der Bundesregierung selbstverständlich nicht berüh-
ren. Diese Bereitschaft der Opposition, die auch für 
die Zukunft besteht, würde aber zerstört, wenn jede 
Konkretisierung möglicher Alternativen zu Diffamie-
rungszwecken mißbraucht würde. Ich habe selbst er-
fahren, wie bitter dies zuweilen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies würde es der Opopsition schwermachen, zu not-
wendigen Entscheidungen, so wie heute, im Parla-
ment verantwortlich beizutragen. 

Ein Wort zum Schluß. Wir stehen mit dieser ge-
meinsamen Beschlußvorlage ganz sicher nicht am 
Beginn einer neuen Ara des deutschen Parlamenta-
rismus. Auch in Zukunft wird und muß in diesem 
Hause über Ziele und über Wege der Politik hart 
diskutiert und, wenn es von der Sache her erforder-
lich ist, auch gestritten werden. Das wird ganz sicher 
schon bei der Beratung des nächsten Bundeshaus-
halts so sein müssen, da Haushaltspläne ja die in 
Zahlen ausgedrückte Politik einer Regierung sind. 

Natürlich will eine Opposition nicht nur eine an-
dere Politik, sondern auch eine andere Regierung — 
das ist in allen demokratischen Ländern so —, sonst 
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Windelen 
hätte sie ja wohl ihre Aufgabe verfehlt. Das darf 
aber nicht heißen, meine Damen und Herren, daß 
auch dort gestritten werden muß, wo eine Verständi-
gung im Interesse unseres Volkes möglich wäre. Da-
für wollten mit dieser Vorlage die Kolleginnen und 
Kollegen des Haushaltsausschusses ein bescheidenes 
Zeichen setzen. 

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung zum Nachtrags-
haushalt 1978 in der Fassung der Beschlüsse des 
Haushaltsausschusses. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Carstens: Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter und eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Bundesminister der Finanzen. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ge-
statten Sie mir, daß ich zu Beginn ein Wort des 
Dankes an die Mitglieder des Ausschusses und an 
den Vorsitzenden des Ausschusses sage. Der Aus-
schuß hat durch die zügige Behandlung des Ihnen 
vorliegenden Nachtragshaushalts 1978 seinen Bei-
trag dazu geleistet, daß der Verkündung des Ge-
setzes bis Mitte Juli — selbstverständlich vorbehalt-
lich der Zustimmung des Bundesrats — nichts mehr 
im Wege steht. 

Ich will auch einiges, was Sie, Herr Kollege Win-
delen, gesagt haben, z. B. über die Schulden, nicht 
bestreiten. Das wäre ja ein merkwürdiger Finanz-
minister, der gerne Schulden macht. Seine Bewe-
gungsfreiheit wird ja dadurch eingeschränkt. 

Ich würde aber, wenn dies der Zeitpunkt dazu 
wäre, doch gern darüber streiten und diskutieren, 
ob vom volkswirtschaftlich-politischen Standpunkt 
aus Ihre Bemerkung, Schulden seien der Verzehr 
dessen, was erst in Zukunft erarbeitet werden 
muß — wenn ich das so richtig verstanden habe —, 
als zutreffend angesehen werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was denn sonst!) 

Wenn es eine Lehre gibt, Herr Kollege Windelen, 
die wir aus der Krise der 30er Jahre doch wohl alle 
gemeinsam gezogen haben — die bürgerliche Öko-
nomie, verkörpert durch den englischen Ökonomen 
Keynes und seine Schüler und die Wachstums-
theoretiker, die ihm gefolgt sind —, dann doch wohl 
die, daß der Zentralstaat und die anderen öffent-
lichen Hände in einer Situation, wo die freiwillige 
Ersparnis größer ist als die freiwillige Investion, 
die Verpflichtung haben, Kredite aufzunehmen, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr richtig!) 

um auf diese Weise multiplikative Einkommensver-
minderungsprozesse zu verhindern 

(Zuruf von der CDU/CSU: Investieren muß 
er!) 

und sogar einen Anstoß zu geben, damit aus dem 
Kreislauf heraus ein sich selbst tragender und ein 
sich selbst verstärkender Wirtschaftsaufschwungs-
prozeß in Gang kommen kann. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Vulgär

-

Keynesianismus!) 

Aber darüber können wir einmal diskutieren. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Gehen 
Sie mal zu Karl Schiller, damit Sie auf den 

neuesten Stand gebracht werden!) 

— Mit den Zwischenrufen, die bisher gemacht wur-
den, möchte ich mich gern einmal theoretisch-öko-
nomisch auseinandersetzen. Ich glaube, diese Aus-
einandersetzung werde ich so schlecht nicht be-
stehen. 

Der Nachtragshaushalt mit seinem Volumen von 
940 Millionen DM ermöglicht es der Bundesregie-
rung, wichtige struktur- und beschäftigungspoliti-
sche Hilfsmaßnahmen für einige besonders krisen-
gefährdete Bereiche unserer Volkswirtschaft recht-
zeitig in Angriff zu nehmen. Er trägt damit dazu bei, 
daß bestimmte Einbrüche vermieden werden. Mit 
seiner Hilfe, mit unserer Hilfe ist es möglich, daß 
z. B. auf absehbare Zeit Zechenstillegungen, die 
sonst unabwendbar gewesen wären, unterbleiben 
können. Das ist doch wohl sehr wichtig für die Si-
tuation im Ruhrgebiet und im Saarland. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Maßnahmen beschränken sich nicht auf das 
laufende Haushaltsjahr; sie sind zum überwiegenden 
Teil — wie es anders nicht sein kann — mittelfristig 
angelegt. Auf diese Weise ist sichergestellt, daß die 
erheblichen Mittel, die der Bund hier über die ur-
sprünglichen Haushaltsansätze hinaus zur Verfü-
gung stellt, dauerhafte Wirkungen erzielen können. 

Die Bundesregierung hat im fortgeschriebenen 
Energieprogramm und seither bei vielfältigen An-
lässen immer wieder die bedeutende Rolle betont, 
die unsere heimische Kohle — trotz ihrer aktuellen 
Schwierigkeiten — in unseren energiepolitischen 
Überlegungen hat. Wir haben die Pflicht, angesichts 
der absehbaren Erschöpfung der Ölreserven die Op-
tion der Nutzung des Energieträgers Kohle für die 
80er Jahre offenzuhalten. Auch mit dem Ihnen vor-
liegenden Entwurf des Nachtragshaushaltsgesetzes, 
der sich insoweit mit der Regierungsvorlage deckt, 
wird dokumentiert, daß der Bund dieser nationalen 
Aufgabe — ich möchte auch an unsere euro-
päischen Nachbarn gerichtet sagen: dieser gesamt-
europäischen Aufgabe, die vielleicht auch einmal 
bei anderen Diskussionen berücksichtigt werden 
sollte — gerecht wird. Er trägt damit zur langfristi-
gen Zukunftssicherung bei, und zwar auch dann, 
wenn diese langfristige Zukunftssicherung am 
durchaus legitimen und notwendigen betriebswirt-
schaftlichen Kalkül zu scheitern droht. 

Als vom Umfang her wesentlichste kurzfristige 
Maßnahme zugunsten der Kohle sieht der Nach-
tragshaushalt eine Aufstockung der Kokskohlenbei-
hilfe um 314 Millionen DM vor. Die schwierige Lage 
der Stahlindustrie, der Kostenanstieg im Bergbau 
und die Währungssituation haben bewirkt, daß der 

 Preis für Kokskohle auf dem Weltmarkt weit unter 
dem kostendeckenden Preis der deutschen Stein-
kohle liegt. Die Förderbeihilfe für die Lieferung von 
Kokskohle an Stahlunternehmen gleicht diesen 
Nachteil im wesentlichen aus und ermöglicht der 
Stahlindustrie damit weiterhin die Abnahme deut-
scher Kokskohle. Damit bleiben Förderkapazitäten 
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Bundesminister Matthöfer 
erhalten, die  wir später vielleicht einmal sehr drin-
gend nötig haben werden. Arbeitsplätze im deut-
schen Steinkohlenbergbau werden dadurch gesi-
chert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Über die laufende Förderung hinaus muß sicher-
gestellt werden, daß im Bergbau auch die notwendi-
gen Investitionen erfolgen können, zu denen sich 
die Unternehmen in der gegenwärtigen Lage nicht 
mehr imstande sahen. Im Zeitraum von 1978 bis 
1981 werden ,die investiven Hilfen für den Stein-
kohlenbergbau deshalb um über 2 Milliarden DM 
aufgestockt. Dieser Nachtragshaushalt sieht eine 
erste Rate für diese zweckbestimmten Mittel in 
Höhe von 348 Millionen DM vor. Hinzu kommen 
20 Millionen DM zur Verstärkung der Forschungs-
und Entwicklungstätigkeit und zur Verbesserung 
der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit des Berg-
baus. 

Der zweite Problembereich, der die Einbringung 
dieses Nachtragshaushalts erforderlich gemacht 
hat, sind die besonderen Schwierigkeiten der Stahl-
industrie. Vor allem saarländische Stahlunterneh-
men sind durch Ausmaß und Dauer der Absatzkrise 
schwer getroffen. Hier sind hohe Investitionen not-
wendig, um eine Anpassung an die veränderte 
Weltmarktlage noch rechtzeitig und unter Vermei-
dung einer Beschäftigungskrise zu vollziehen. Der 
Nachtragshaushalt sieht zur Förderung dieser In-
vestitionen, die eine grundlegende Neugliederung 
saarländischer Stahlunternehmen ermöglichen, 1978 
eine erste Rate von 48,8 Millionen DM vor, denen 
bis 1982 weitere vier Jahresraten von je 48 Millio-
nen DM folgen werden. 

Der Nachtragshaushalt enthält ferner einen Be-
trag von 27 Millionen DM zur Aufstockung des Um-
strukturierungsprogramms Stahl der EGKS und wei-
weitere 20 Millionen DM als Teilbetrag für ein neues 
Programm der Bundesregierung zur Förderung der 
Stahlforschung, das mit einem Gesamtfördervolumen 
von 120 Millionen DM in Angriff genommen wird. 
Verstärkte Anstrengungen auf dem Gebiet von For-
schung, Entwicklung und Innovation, insbesondere 
Verbesserung der Produktionsverfahren und der 
Stahlqualität, sind zur Sicherung und Verbesserung 
der Stellung unserer Stahlindustrie im internationa-
len Wettbewerb unerläßlich. 

Der Erleichterung notwendiger Umstellungs- und 
Anpassungsprozesse durch entsprechende Investitio-
nen und damit der Wettbewerbsfähigkeit und der 
Sicherung von Arbeitsplätzen dient auch die vorge-
sehene Kapitalzuführung in Höhe von 100 Millionen 
DM an die Salzgitter AG. Der Bund sieht sich hier 
als Mehrheitsaktionär den gleichen Wünschen ge-
genüber, die auch andere Unternehmen der Stahl-
industrie an ihre Anteilseigner richten, um den not-
wendigen Spielraum für unerläßliche Investitionen 
zu behalten. 

Hervorzuheben sind schließlich noch besonders 
die Maßnahmen für die Seefischerei. Wegen der Ent-
wicklung des Seerechts und des sehr schwierigen 
Zustandes der Fischbestände sind Soforthilfen für 
die deutsche Seefischerei erforderlich. Im Rahmen 
eines zunächst auf drei Jahre befristeten Programms 

werden rund 98 Millionen DM zusätzlich bereitge-
stellt. Davon entfallen rund 87 Millionen DM auf 
Sofortmaßnahmen und 11 Millionen DM auf die Er-
kundung neuer Fanggebiete. Aus diesem Programm 
können z. B. Zuschüsse zur Neuausrichtung der Fi-
schereitätigkeit unserer Seefischerei finanziert sowie 
Abwrack- und Stillegungsprämien zur endgültigen 
bzw. zeitweiligen Verringerung der Fangkapazität 
gezahlt werden. Für 1978 ist nunmehr ein Teilbe-
trag von 28 Millionen DM vorgesehen. 

Über die grundsätzliche Notwendigkeit aller die-
ser Fördermaßnahmen gibt es, soweit ich sehe, kei-
nen Streit. Zur finanziellen Deckung der zusätzli-
chen Ausgaben sollen bereits nach dem Regierungs-
entwurf in Höhe von 231 Millionen DM Kürzungen 
von Ausgabeansätzen erfolgen. Im übrigen hatte die 
Bundesregierung eine Erhöhung der Nettokredit-
aufnahme vorgeschlagen. Ich hatte aber schon in 
meiner Einbringungsrede darauf hingewiesen, daß 
wir dem Ausschuß dabei helfen würden, zusätzliche 
Beträge zu finden. Ich glaube, Herr Vorsitzender 
des Haushaltsausschusses, dies ist auch erfolgt. Ich 
freue mich, daß unsere gemeinsamen Bemühungen 
den Erfolg gehabt haben, obwohl ich einige Schön-
heitsfehler durchaus sehe. Ich hoffe, daß wir auf 
diese Art und Weise die Nettokreditaufnahme in der 
Tat beschränken können. Diese Vorschläge bezie-
hen sich auf Ansätze, bei denen die Ist-Ausgabe-
entwicklung des laufenden Haushaltsjahres Minder-
ausgaben erwarten läßt. Wir haben uns als Bundes-
regierung diesen angebotenen Alternativen nicht 
verschlossen. Wir haben dabei geholfen. Wir begrü-
ßen diese Vorschläge. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zum Nachtragshaus-
halt in der Ihnen vom Haushaltsausschuß vorgeschla-
genen Fassung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens:  Mine  Damen und Herren, 
das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung in zweiter 
Beratung. Ich rufe die Nachträge zum Bundeshaus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 1978 auf, und zwar 
die Einzelpläne 06, 08, 09, 10, 11, 12, 14, 23, 25, 30, 
31, 32, 33 und 60 sowie den Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundes-
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1978, § 1 Nr. 1 
bis 3 in der Ausschußfassung. Wer den aufgerufe-
nen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Dies ist einstimmig beschlossen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktionen der 
SPD und der FDP auf Drucksache 8/1912 auf. Es wird 
beantragt, in § 1 nach der Nr. 3 eine neue Nr. 3 a 
einzufügen. Wird das Wort zur Begründung ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen der 
SPD und der FDP auf Drucksache 8/1912 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Ich stelle einstimmige Zustimmung zu diesem Ände-
rungsantrag fest. 
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Präsident Carstens 
Ich rufe § 1 Nr. 4 bis 6, §§ 2 und 3 sowie Einlei-

tung und Überschrift in der Ausschußfassung auf. 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die 
aufgerufenen Bestimmungen sind einstimmig ange-
nommen. Damit ist der Nachtragshaushalt 1978 in 
zweiter Beratung angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Schlußabstimmung. 
Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Nachtrags-
haushaltsgesetz 1978 ist damit einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Bevorratung mit Erdöl und 
Erdölerzeugnissen (Erdölbevorratungsgesetz 
— ErdölBevG) 
— Drucksache 8/1634 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/1916 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Waigel 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1891 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Freiherr Spies von Bül-
lesheim 

(Erste Beratung 86. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Schmidhuber. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Erdölbevorratung als ein 
Instrument der Krisenvorsorge beschäftigt den Deut-
schen Bundestag heute zum wiederholten Mal. 

Neben der sogenannten Bundesrohölreserve mit 
einem Bevorratungsziel von 10 Millionen Tonnen, 
das allerdings noch lange nicht erreicht werden 
wird, ist die Vorratshaltung im Bereich der privaten 
Wirtschaft, bei den Verarbeitern und Importeuren 
von Erdöl und Erdölprodukten, der Schwerpunkt der 
Krisenvorsorge hinsichtlich des Energieträgers Mi-
neralöl. Das in der EG-Richtlinie vom 20. Dezember 
1968 in Aussicht genommene Bevorratungsvolumen 
entspricht dem durchschnittlichen Verbrauch von 
90 Tagen. Damit können — eventuell in Verbindung 
mit Einsparungsmaßnahmen — zumindest kürzere 
Versorgungskrisen bewältigt werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat die Ziele der Bevor-
ratungspolitik als eines wesentlichen Elements der 
gesamten Energiepolitik von Anfang an bejaht, un

-

terstützt und mitgestaltet. Wir geben daher auch 
dem heute abschließend zu beratenden Entwurf 
eines Gesetzes über die Bevorratung mit Erdöl und 
Erdölerzeugnissen unsere Zustimmung, wenn auch 
unter Hinweis auf Bedenken und unter Anmeldung 
gewisser Wünsche. 

Der Entwurf sieht die Errichtung einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts vor, der die Verarbei-
ter und Importeure von Erdöl und Erdölprodukten 
als Pflichtmitglieder angehören. Dieser Erdölbevor-
ratungsverband übernimmt den größten Teil der 
Bevorratung, nämlich für eine Reichdauer von 
65 Tagen, und finanziert sie aus Mitgliedsbeiträgen, 
die als Kosten auf die Verbraucher weitergewälzt 
werden sollen. Die Erdölbevorratung der Wirtschaft 
wird also in Zukunft als öffentliche Aufgabe wahr-
genommen. Allerdings werden auch in Zukunft die 
Verarbeiter von Mineralöl noch eine Bevorratungs-
pflicht von 25 Tagen ihrer durchschnittlichen Pro-
duktion haben. 

Mit dieser Umstellung des Bevorratungssystems 
werden zwei Ziele verfolgt, nämlich erstens: Die 
Disparität in der Belastung der unterschiedlichen 
Gruppen von Vorratspflichtigen — Mineralölkon-
zerne auf der einen Seite und sogenannte unabhän-
gige Importeure auf der anderen Seite — soll be-
seitigt werden. Dies ist bekanntlich durch die Bevor-
ratungsgesetze von 1965 und 1975 nicht vollständig 
gelungen, was in der Folgezeit zu mehreren Verfah-
ren vor dem Bundesverfassungsgericht geführt hat. 
Nach dem jetzt gewählten System soll es in Zukunft 
Wettbewerbsnachteile aus der Bevorratungspflicht 
nicht mehr geben. Zweitens: Die hohe Kapitalbin-
dung durch die Bevorratung wird abgebaut. In die-
sem Zusammenhang muß auch gewürdigt werden, 
daß sich der Einstandspreis für Mineralöl seit 1973 
etwa vervierfacht hat. Damit werden in der Mine-
ralölwirtschaft erhebliche Mittel für Investitionen 
bzw. für Konsolidierungsmaßnahmen frei, was an-
gesichts der Ertragslage vieler Mineralölgesellschaf-
ten von großer Bedeutung ist. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Gesetz-
entwurf ist das Ergebnis langwieriger Verhandlun-
gen zwischen den beteiligten Kreisen der Wirt-
schaft. Er trägt in mancher Hinsicht Züge eines 
Kompromisses. Bei dieser Art von Gesetzgebung 
drängt sich manchmal die Frage auf, ob nicht das 
Parlament auf die Funktion eines Notars reduziert 
wird, der den außerhalb der staatlichen Sphäre aus-
gehandelten Interessenabgleich zur Kenntnis nimmt 
und ihn in das Gewand einer Rechtsnorm kleidet. 
Dadurch haftet • manchen wirtschaftspolitischen 
Maßnahmengesetzen der Ruch eines mühsam zu-
sammengebastelten Vergleichs an, was sich in der 
Schwerfälligkeit und mangelnden Präzision der mo-
dernen Gesetzessprache niederschlägt. 

Ein solcher Kompromiß wurde z. B. im vorliegen-
den Fall beim sogenannten offenen Ausweis der Be-
vorratungskosten geschlossen. Die Mineralölwirt-
schaft hat sich für eine Verpflichtung aller Handels-
stufen zum offenen Ausweis der Bevorratungsko-
sten auf den Rechnungen ausgesprochen, um eine 
Überwälzung dieser Kosten auf den Endverbraucher 
sicherzustellen. Der Ausschuß hat sich aus ordnungs- 
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politischen und wettbewerbsrechtlichen Gründen 
nicht entschließen können, diesem Wunsch zu fol-
gen. Gleichwohl ist in den Übergangsvorschriften, 
nämlich in § 41 Abs. 7, festgelegt worden, daß die 
Satzung — die Satzung des Erdölbevorratungsver-
bandes — vorsehen kann, für eine Übergangszeit 
von einem Jahr den offenen Ausweis auf den Rech-
nungen vorzuschreiben. Wenn der offene Ausweis 
ordnungspolitisch bedenklich ist, dann muß dies auch 
für die zeitlich begrenzte Verpflichtung zum offenen 
Ausweis gelten. Ob die Überwälzung letzten Endes 
gelingt — mit oder ohne Ausweis —, bleibt dem 
Markt überlassen. Was den Markt für Vergaser-
treibstoff anlangt, so haben die Mineralölgesell-
schaften schon manche leidvolle Erfahrung machen 
müssen. 

Ähnliche Probleme wirft die Regelung des Stimm-
rechts in der Mitgliederversammlung des Erdölbe-
vorratungsverbandes auf. Das begreifliche Streben 
nach Ausgewogenheit der Stimmenverhältnisse darf 
nicht dazu führen, daß wichtige Mitgliedschaftsrech-
te, z. B. die Möglichkeit der Stimmrechtsübertragung, 
völlig ausgeschaltet werden. Eine Bestimmung des 
Regierungsentwurfs, die dies vorsah, wurde in der 
Ausschußberatung gestrichen, auch deswegen, um 
nicht von vornherein wieder eine Handhabe für ei-
ne Verfassungsbeschwerde zu liefern. 

Ein nicht ganz durchschaubares Gestrüpp von In-
teressen ist die Regelung des Ersterwerbs von Vor-
ratsbeständen und Lägern durch den Bevorratungs-
verband. In § 38 des Gesetzentwurfs wird den vor-
ratspflichtigen Unternehmen ein Erstandienungs-
recht eingeräumt, in das mittelbar auch die Tank-
lagerhalter einbezogen werden sollen, die für Vor-
ratspflichtige am 31. Dezember 1977 Mineralöl oder 
Mineralölprodukte eingelagert haben. Dabei ist von 
großer wirtschaftlicher Bedeutung, zu welchem 
Preis und zu welchem Zeitpunkt diese Vorräte über

-

nommen werden sollen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Diese Frage soll durch Richtlinien des Beirats gere-
gelt werden, die allerdings in diesem Fall gemäß 
§ 15 Abs. 4 der Zustimmung der drei Vertreter des 
Bundes im Beirat bedürfen. 

Meine Fraktion geht davon aus, daß im Beirat 
Entscheidungen getroffen werden, die nicht nur die 
Belange der Andienungsberechtigten berücksichti-
gen, sondern auch in angemessener Form die In-
teressen der Verbraucher, die im Endeffekt die Ko-
sten der Bevorratung tragen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Der Erdölbevorratungsverband darf nicht zum 
Selbstbedienungsladen für die Mineralölwirtschaft 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann den Vertretern des Bundes im Beirat nur 
viel Umsicht und kaufmännisches Fingerspitzenge-
fühl wünschen. 

Ein zentraler Punkt für die Wirksamkeit des Ge-
setzes und für die Rechtfertigung des damit verbun-
denen finanziellen Aufwandes ist die regionale Ver-
teilung der Vorräte und Läger. Ich will nicht ver- 

kennen, daß infolge der geologischen Gegebenheiten 
in Norddeutschland die Lagerung von Erdöl in aus-
gespülten Salzkavernen wesentlich billiger ist als in 
Tanklagern. Das kann aber für die Lagerung von 
Vorräten, die der Krisenvorsorge dienen und die 
deshalb lokal verfügbar sein müssen, nicht der aus-
schlaggebende Gesichtspunkt sein. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Hier muß die regionale Ausgewogenheit der Vor-
ratsbestände den Vorrang haben. Dies bedeutet, daß 
alle verfügbaren Tanklagerkapazitäten in Süd-
deutschland vom Bevorratungsverband herangezo-
gen werden müssen. Selbst wenn diese Forderung 
erfüllt wird, bleibt noch ein erhebliches Mißver-
hältnis zwischen Vorratshaltung und Verbrauch 
bestehen. So hat Bayern am Gesamtverbrauch von 
Mineralölprodukten in der Bundesrepublik einen 
Anteil von 19 %, besitzt aber nur 5 °/o des verfüg-
baren Tanklagerraums. 

Gegenüber der Forderung nach regionaler Ausge-
wogenheit haben auch Überlegungen zurückzutreten, 
die auf eine möglichst umfassende Realisierung des 
Erstandienungsrechts gerichtet sind. Der Gesichts-
punkt der regionalen Allokation der Vorräte ist 
auch deshalb so wichtig, weil keine Pipeline-Verbin-
dung zwischen Nord- und Süddeutschland besteht. 
Welche Möglichkeiten für den Bahn- und Straßen-
transport von größeren Mengen von Mineralölpro-
dukten im Krisenfall bestehen, möchte ich Ihrer 
Phantasie überlassen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Da sind wir die Be

-

nachteiligten!) 

Wir haben heute bei der Verabschiedung des 
Nachtragshaushalts eine große finanzielle Anstren-
gung zugunsten des deutschen Steinkohlenbergbaus 
unternommen. Eine regionale Ausgewogenheit der 
Energiepolitik würde es erfordern, daß die lange 
verschleppten Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energiestruktur in Süddeutschland endlich in An-
griff genommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

— Herr Kollege Wolfram, wir haben die unseren 
schon stillgelegt und uns manchen Ärger erspart. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rechtzeitig!) 

Mehr als ein Schönheitsfehler ist die Regelung 
des § 8 Abs. 3 Satz 3, die vorsieht, daß die Einzel-
heiten der regionalen Verteilung der Vorräte durch 
Richtlinien geregelt werden, die mit einfacher Mehr-
heit vom Beirat beschlossen werden können. Dies 
bedeutet, daß bei dieser wichtigen Frage die Ver-
treter des Bundes überstimmt werden können. Ich 
hoffe, daß dieses nicht sachgerechte Ergebnis vom 
Bundesrat noch korrigiert wird. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch auf einen finanz-
politischen Gesichtspunkt hinweisen. Mit diesem Ge-
setz wird wieder ein neuer Sonderfiskus geschaffen. 
Die Zerfaserung der öffentlichen Finanzwirtschaft 
schreitet offenbar unaufhaltsam fort. Allein auf dem 
Gebiete der Energiewirtschaft bestehen noch zwei 
andere Sonderfisken, für den sogenannten Kohlepfen- 
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nig und die Altölausgleichsabgabe. Dies sind nur 
wenige Beispiele für das undurchsichtig gewordene 
System der öffentlich-rechtlichen Transferleistungen. 
Sie stellen einen nicht zu unterschätzenden Beitrag 
zur volkswirtschaftlichen Kostenillusion dar, in der 
sich unsere Wirtschafts- und Finanzpolitik schon seit 
längerer Zeit verfangen hat. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
wünsche diesem Gesetz mehr Erfolg als seinen Vor-
gängern aus den Jahren 1965 und 1975. Diesem 
Hohen Hause wünsche ich, daß es sich in  absehbarer 
Zeit nicht mehr mit dieser Materie befassen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Beifall des 
Abg. Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist verständlicherwei-
se schwierig, zu einem Zeitpunkt, wo es um Sein 
oder Nichtsein bei der Fußballweltmeisterschaft 
geht, im Parlament und in der Öffentlichkeit Auf-
merksamkeit und Interesse für eine energiepolitische 
Entscheidung zu finden, die für die Sicherheit unse-
rer Energieversorgung im Falle denkbarer Krisen 
und Versorgungsstörungen wichtig ist. 

Namens der SPD-Fraktion erkläre ich, daß wir 
das vorliegende Gesetz begrüßen und darum bitten, 
daß es heute möglichst einmütig verabschiedet wird. 

Wir danken der Bundesregierung, insbesondere 
dem Bundeswirtschaftsminister, den beteiligten Ver-
bänden der Mineralölwirtschaft und des Mineralöl-
handels sowie den Kolleginnen und Kollegen in 
den beteiligten Bundestagsausschüssen für die sach-
liche und zügige Beratung. 

An diesem Gesetz — hier kann ich mich an das 
anschließen, was vorher der Kollege Windelen ge-
sagt hat — hat sich einmal mehr gezeigt, wie bei 
gutem Willen und gegenseitigem Verständnis für 
Sachprobleme ein sinnvolles Gesetz zustande kom-
men kann. 

Zunächst möchte ich feststellen, daß dieses Gesetz 
ein wichtiger Bestandteil des Energieprogramms der 
Bundesregierung ist. Dieses Gesetz gibt uns die 
Instrumente, Mittel und Methoden, und es schafft 
die Institutionen, die notwendig sind, um ohne 
Wettbewerbsverzerrungen eine Rohölbevorratung 
zu sichern. Die bisherige Regelung hatte nämlich 
zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen Herstellern 
und abhängigen Importeuren einerseits und unab-
hängigen Importeuren andererseits geführt. 

Es ist gut, daß sich alle von diesem Gesetz Be-
troffenen auf eine öffentlich-rechtliche Bevorratungs-
körperschaft, die sicherlich einer rein staatlichen 
Bevorratung vorzuziehen ist, geeinigt haben. Das 
hat die vom Wirtschaftsausschuß am 26. April durch-
geführte Anhörung auch bestätigt. 

Nur wissen viele Energieverbraucher leider noch 
nicht ausreichend, daß mit dem Energieträger 01 
Risiken verbunden sind. Es ist deshalb nur logisch, 
daß die mit dem 01 handelnde Wirtschaft in die 

Verantwortung für die Rohölbevorratung eingebun-
den wird und die denkbaren Risiken absichert. 

Darüber hinaus müssen natürlich die Ö lverbrau-
cher in ihrer Gesamtheit ihren Beitrag leisten. Sie 
müssen die Kosten der Bevorratung über den Preis 
bezahlen. Dafür bitten wir um Verständnis. Das ist 
im Grunde genommen die Zahlung einer Versiche-
rungsprämie für einen denkbaren Störfall in der 
Ölversorgung. 

Bisher oblag die Vorratspflicht dem einzelnen 
Unternehmen. Das war nicht befriedigend. Das hat 
zu Verfassungsbeschwerden geführt. Jetzt wird ein 
Erdölbevorratungsverband gegründet. Die vorrats-
pflichtigen Unternehmen werden Zwangsmitglieder. 
Die Beiträge werden entsprechend den von einem 
Unternehmen hergestellten oder eingeführten Men-
gen berechnet. So trägt jedes Unternehmen entspre-
chend seinen geschäftlichen Aktivitäten angemes-
sen zur Deckung der Kosten bei. Das führt auch zu 
einer gleichmäßigen Belastung. Wettbewerbsver-
zerrungen werden vermieden. 

Der Erdölbevorratungsverband wird Pflichtvorräte 
in Höhe von 65 Tagen Reichdauer halten. Das sind 
rund 19 Millionen Tonnen. Außerdem werden die 
Hersteller einen Grundsockel von 25 Tagen an Vor-
räten halten. Die Lager und Vorräte werden vom 
Erdölbevorratungsverband angekauft und über re-
volvierende Kredite und Anleihen finanziert. Dafür 
werden schätzungsweise 4 bis 5 Milliarden DM auf-
zubringen sein. Die laufenden Kosten werden über 
die Mitgliedsbeiträge gedeckt, die in die Preise der 
vorratspflichtigen Mineralölprodukte eingehen wer-
den. Die SPD-Fraktion erwartet, daß es keine nen-
nenswerten preislichen Auswirkungen gibt, weil die 
Mineralölwirtschaft bereits heute mit Bevorratungs-
kosten belastet ist. Ich bitte das Bundeswirtschafts-
ministerium, die Preisentwicklung unter diesem 
Aspekt genau zu beobachten. 

In diesem Zusammenhang muß ich ein Wort zu 
dem vor allem von mittelständischer Seite geforder-
ten „offenen Ausweis" der Bevorratungskosten sa-
gen. Die kleinen und mittleren selbständigen Unter-
nehmen und ihre Verbände wissen, daß die SPD-
Fraktion alles Mögliche und Vertretbare tut, um die 
Existenz und Wettbewerbsfähigkeit dieser Unter-
nehmen zu sichern. Wir haben auch Verständnis für 
die aus diesem Kreis geäußerten Befürchtungen, daß 
durch eine teilweise Nichtweitergabe der Bevorra-
tungskosten der Wettbewerb verfälscht werden 
könnte. Wenn wir gleichwohl den „offenen Aus-
weis" nicht in das Gesetz übernehmen konnten, 
dann hat das viele Gründe. Vor allem sind es recht-
liche, ordnungs- und wettbewerbspolitische Gründe. 
Wir können für die Mineralölwirtschaft keine spe-
zielle Ausnahme vom Kartellgesetz schaffen und da-
mit das Kartellgesetz einschränken. 

Ebenso wichtig ist für uns aber auch der Grund, 
daß ein „offener Ausweis" keinerlei Garantie bieten 
würde, daß alle vorratspflichtigen Unternehmen die 
Bevorratungskosten an die Verbraucher weiterge-
ben. In dieser Beziehung wird der Markt ein ent-
scheidendes Wort sprechen. Dabei bin ich optimi-
stisch, was die Leistungsfähigkeit der mittelständi-
schen Mineralölwirtschaft betrifft. 
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Im übrigen können alle Unternehmen in autono-

mer Entscheidung die Bevorratungskosten offen in 
den Rechnungen ausweisen. Wir meinen, daß die im 
Gesetz im § 41 Abs. 7 vorgesehene Übergangsrege-
lung ausreicht, um den Wünschen der mittelständi-
schen Mineralölwirtschaft zu entsprechen. In der 
Satzung des Erdölbevorratungsverbandes kann vor-
gesehen werden, daß für eine Übergangszeit von 
einem Jahr die Bevorratungskosten auf den Rech-
nungen getrennt ausgewiesen werden. In einer an-
gemessenen Anlaufphase sind also die Bevorra-
tungskosten und ihr Anteil am Gesamtpreis für die 
Käufer transparent. 

Was die Übertragung des Stimmrechts anbetrifft, 
so freue ich mich, daß es im Wirtschaftsausschuß 
noch zu einer einvernehmlichen Regelung mit der 
Bundesregierung gekommen ist und ein Ausschluß 
der Stimmrechtsübertragung im Gesetz nicht vorge-
sehen wird. Ich unterstreiche ferner, daß wir auf 
eine regional ausgewogene Verteilung von Vorrats-
raum und Vorratsbeständen Wert legen. 

Die gewerblichen Tanklagerhalter haben hinsicht-
lich des Ersterwerbs von Vorratslagern durch den 
EBV eine Gleichstellung mit den vorratspflichtigen 
Unternehmen gefordert. Wir haben eine ausdrück-
liche Erstreckung des Erstandienungsrechts auf die 
gewerblichen Tanklagerhalter nicht in das Gesetz 
geschrieben. Wir gehen aber davon aus, daß An-
dienungsberechtigte, die am 31. Dezember 1977 zu 
Zwecken der Pflichtbevorratung Lager von Nicht

-

andienungsberechtigten angemietet haben, diese 
ebenfalls andienen können. 

Wir alle hoffen, daß es zu keinen Krisen in der 
Energieversorgung kommt. Trotzdem müssen wir 
Vorsorge treffen. Auf dem Mineralölsektor haben 
wir die Bundesrohölreserve angelegt, die weiter auf-
gestockt wird. Die Verbraucher selbst, industrielle 
wie private, tun gut daran, ausreichende eigene Be-
stände im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu halten. 
Die heutige gesetzliche Regelung ist ein wichtiger 
Bestandteil unserer gesamten Bevorratungspolitik. 
Diese ist auch im internationalen Vergleich sehr gut 
und ausgewogen. Sie wissen, daß die Europäischen 
Gemeinschaften und die Internationale Energieagen-
tur eine Vorratshöhe von 90 Tagen empfehlen. Die 
Bundesregierung liegt über diesen Zielvorstellun-
gen, und das ist gut. 

Für uns ist es in diesem Zusammenhang wichtig, 
daß wir das öffentliche Problembewußtsein in ener-
giepolitischen Fragen bei optimaler Berücksichtigung 
des Umweltschutzes wachhalten. Energie sparen, in-
telligenter Umgang mit Energie, Entwicklung und 
Einsatz alternativer Energien, umweltfreundliche 
Technologien, Verringerung des Grades der Import-
abhängigkeit, Priorität für die heimische Kohle — 
hier möchte ich als Ruhrgebietsabgeordneter allen 
Mitgliedern dieses Hauses und der Bundesregierung 
Dank für die Steinkohlehilfen sagen — sind für uns 
noch wichtiger. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird die Bundes-
regierung deshalb bei der Verwirklichung der in 
der zweiten Fortschreibung des Energieprogramms 
gesteckten Ziele voll unterstützen. Unabhängig da-
von wünschen wir der Bundesregierung während  

der in Kürze beginnenden EG-Präsidentschaftszeit 
viel Erfolg bei ihren Bemühungen in Brüssel, Fort-
schritte in Richtung- auf eine gemeinschaftliche 
Energiepolitik zu erzielen. 

Die SPD-Fraktion stimmt dem vorliegenden Ge-
setzentwurf zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Zywietz. 

Zywietz (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit rasanten Steige-
rungsraten hat das Mineralöl in nur 15 Jahren von 
1950 an seinen Anteil an der Gesamtenergieversor-
gung von 4 % auf über 40 % im Jahre 1965 erhöht 
und bereits 1969 zu über 50 °/o den Primärenergie-
verbrauch in der Bundesrepublik abgedeckt. Seit 
1965, also ,dem Jahr, in dem der 50 % ige Versor-
gungsbeitrag durch das Mineralöl absehbar wurde, 
haben wir ein Bevorratungsgesetz, das heute in eine 
andere Form gebracht werden soll. Es war gewiß 
schon in der Mitte der 60er Jahre Ausdruck weit-
sichtiger Vorsorgepolitik, eine Bevorratungspflicht 
für die Raffineriegesellschaften und abhängigen Im-
porteure einzuführen — auf dem Hintergrund der 
Tatsache, daß der 50 % ige Versorgungsbeitrag des 
Mineralöls zu etwa 95% aus nur wenigen Staaten 
des Vorderen Orients stammt. Die Deckung von 
Risiken, die  sich aus einer solchen Situation erge-
ben, durch eine Krisenbevorratung war, so meinen 
wir, und ist eine richtige Schlußfolgerung und wird 
es leider voraussichtlich auch 'bleiben. 

Zehn Jahre nach der Verabschiedung des ersten 
Gesetzes im Jahre 1965 haben wir hier im Hause 
1975 eine Novelle verabschiedet, die zwei Zielset-
zungen verwirklichen wollte, erstens auf dem Hin-
tergrund der Erfahrungen des Ölboykotts von 1973 
das Bevorratungsniveau von 45 bzw. 65 Tagen 
auf 70 bzw. 90 Tage anzuheben und zweitens einen 
Streit zu beenden, der sich daraus ergeben hat, daß 
die unabhängigen Importeure ihre Belastung nicht 
für mit den Normen  der  Verfassung übereinstim-
mend hielten und das Verfassungsgericht erfolg-
reich angerufen haben. 

Heute nun soll durch diese Vorlage dieser hart-
näckige Streitpunkt — in dieser Hinsicht bin ich 
mit dem Kollegen Schmidhuber einer Meinung — 
ein für allemal und abschließend beseitigt werden, 
und zwar durch einen Systemwechsel, der von allen 
Seiten, von allen Parteien des Hauses, aber auch 
von den Verbänden einvernehmliche Zustimmung 
erhalten hat. 

Wir von der FDP sind der Auffassung, daß diese 
Gesetzesvorlage alles in allem ein gelungener Ent-
wurf ist. In der Zukunft wird eine Bevorratung in 
der gleichen Höhe wie bislang als Krisensicherheits-
polster realisiert, allerdings mit dem Unterschied, 
daß dies nicht durch die Hersteller und Impor-
teure durchgeführt und von ihnen auch nicht ge-
tragen wird, sondern auch die Bevorratung in die 
Regie einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, in 
die Regie eines Erdölbevorratungsverbandes über- 
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geht. Wir halten dieses System für richtig, das 
sich in seinen Grundelementen an Erfahrungen 
orientiert, die sowohl in Dänemark als auch in der 
Schweiz gemacht worden sind. Man kann zur 
Stunde, obwohl dieser Gesetzentwurf noch nicht 
verabschiedet ist, den Eindruck haben, daß er doch 
den richtigen Weg weist, weil sich bereits andere 
Länder — insbesondere die Niederlande — dafür 
interessieren, ebenfalls diesen Weg einer gesetz-
lichen Bevorratung zu gehen. 

Alles in allem schafft diese Vorlage in drei we-
sentlichen Bereichen Veränderungen. 

Erstens. Wettbewerbsverzerrungen zwischen Raf-
fineriegesellschaften und unabhängigen Importeu-
ren werden ausgeglichen. 

Zweitens. Industrie und Handel im Bereich der 
Mineralölproduktion werden von einer drückenden 
Kapitalbindung in der Größenordnung von 4 Milliar-
den DM für die einzulagernden Produkte und für die 
dafür erforderlichen Lagerräume entlastet. 

Drittens. Diese Bevorratung wird in einem Koope-
rationsmodell zwischen Staat und Wirtschaft prak-
tiziert und gibt der öffentlichen Hand erweiterte 
Dispositionsmöglichkeiten und damit auch erleich-
terte Handhaben, wenn nötig, eine Bevorratungs-
pflicht aufzustocken. 

Ich möchte nun Gelegenheit nehmen, auf einige 
besondere Problemfelder einzugehen, die in den 
Ausschußberatungen und auch hier in den kurzen 
Darlegungen eine Rolle gespielt haben. 

Da war zunächst die Forderung, daß die Bevorra-
tung möglichst regional in ausgewogener, ver-
brauchsnaher Weise realisiert werden soll. Wir von 
der FDP unterstreichen diese Forderung im Grund-
satz voll und sind darüber hinaus der Meinung, daß 
diese Forderung in dem Gesetzentwurf ihren Nieder-
schlag gefunden hat. Grenzen treten sicher dort auf, 
wo der Sicherheitszuwachs durch eine weitere Dis-
lozierung infolge des Kostenanstiegs nicht mehr ver-
tretbar ist. Dieser Kostenanstieg ist darin begründet, 
daß wir nun einmal in Norddeutschland und nicht 
in Bayern Kavernen in Salzstöcken ausspülen kön-
nen, und zwar zu einem Kostensatz, der nur ein 
Drittel dessen ausmacht, was für oberirdischen Stahl-
tankraum aufgewendet werden muß. Man muß ganz 
einfach sehen, daß hier für eine weitergehende Dis-
lozierung gewisse Grenzen gesetzt sind. 

Herr Schmidhuber, ich möchte auf diesen Punkt 
und Ihre Anmerkungen mit wenigen Sätzen einge-
hen. Ich meine, unsere Sorge braucht nicht zu groß 
zu sein, wenn man sich vergegenwärtigt, daß wir in 
der Bundesrepublik fünf große Raffineriezentren — 
im Ingolstädter Raum, im Karlsruher Raum, im 
Frankfurter Raum, im Ruhrgebiet, in Köln sowie im 
Hamburger Raum — haben, die letztlich durch ein 
sehr leistungsfähiges und flexibles Pipeline-Netz 
untereinander, aber auch mit den Zulieferstatio-
nen — Wilhelmshaven, Marseille, Genua, Triest — 
verbunden sind. 

Es trifft zu, daß an einer Stelle ein Pipeline-Stück 
nicht vorhanden ist, also die Gesamtverbindung 

fehlt. Aber parallel zu dem fehlenden Pipeline-Zwi-
schenstück fließt in diesem Abschnitt zwischen 
Karlsruhe und Mannheim der Rhein, der bei der 
Krisenbevorratung sicher eine gute Rolle überneh-
men könnte, was den Transport anbelangt. Im übri-
gen glaube ich nicht, daß durch eine einfache Ver-
längerung so viel mehr Versorgungssicherheit in 
diesem Bereich der regionalen Dislozierung erzielt 
werden kann. 

Ein kurzes Wort noch zu dem Problembereich des 
offenen Ausweises. Bislang sind den bevorratungs-
pflichtigen Unternehmen j a in Wahrnehmung dieser 
gesetzlichen Aufgabe für die Produkte, für das Mine-
ralöl, für den Tankraum Kosten entstanden, die sich 
bislang ebenfalls nicht in einem offenen Ausweis in 
der Rechnung an die Abnehmer widergespiegelt 
haben. Ich meine, es gibt für die Zukunft keine 
durchschlagende Argumentation, das nun einführen 
zu wollen, weil hier durch staatliches Handeln ein 
Kostenaspekt eingeführt wird, wie er auch z. B. 
durch die Heizölsteuererhöhung oder Umweltbedin-
gungen unserer Wirtschaft in vielen Fällen zugemu-
tet wird. Das kann nicht jedesmal in einem offenen 
Ausweis auf der Rechnung seinen Ausdruck finden, 
insbesondere deswegen nicht, weil hier die Wirt-
schaft durch Übernahme der Produkte auf die öffent-
lich-rechtliche Körperschaft und durch Übernahme 
des von der Wirtschaft bislang erstellten Tankraums 
ja ökonomisch entlastet wird und von dort wenig 
Veranlassung besteht, nun den Verbraucher mit hö-
heren Bevorratungskosten zu belasten. Darauf möch-
te ich in diesem Zusammenhang mit Blick auf den 
Verbraucher noch einmal hinweisen. 

Mit drei Sätzen möchte ich noch auf die Situation 
im europäischen Raum eingehen. Die Bevorratung 
in der Größenordnung, wie wir sie als Sicherheits-
polster haben, ist auch bei unseren Nachbarstaaten 
akzeptiert und weithin durchgeführt. Bedenklich ist, 
daß in Großbritannien, wie von dort zu hören ist, die 
Neigung besteht, das eigene Nordseeöl aus der Be-
vorratungspflicht herauszunehmen. Das könnte im 
internationalen Bereich sicher gravierende Wettbe-
werbsverschiebungen zur Folge haben. Ich möchte 
mit diesem Hinweis auf diesen neuralgischen Punkt 
die strikten Abwehrbemühungen der Regierung von 
seiten der FDP ausdrücklich unterstreichen. Was die 
Vertretung der Mitglieder anbelangt, so sei darauf 
verwiesen, daß wir es für richtig und gut befinden, 
daß jedem Mitglied in diesem Zwangsverband eine 
Grundstimme, sozusagen ein liberales Grundman-
dat zur Wahrnehmung seiner Interessen, einge-
räumt worden ist. 

Es verbleibt zu sagen, daß auch volle Tanklager 
und ein reichliches Angebot auf den Märkten derzeit 
unseren Blick nicht dafür verstellen darf, daß die 
Versorgungssituation in diesem Bereich durchaus 
als labil charakterisiert werden kann. Sie ist in der 
Tat sehr wetterwendisch. Das Kartell der OPEC ist 
nicht zerbrochen. Im Rahmen einer vorsorglichen Si-
cherheitspolitik — andere Instrumente sind vom 
Vorredner angesprochen worden — ist eine Mine-
ralölbevorratung ein wesentlicher und unverzicht-
barer Baustein in unserer Energiepolitik, in deren 
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Zielsystem die Versorgungssicherheit einen ganz 
hohen Rang einnimmt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelabstimmung in der zweiten 
Lesung. Ich rufe §§ 1 bis 41, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/1891 
unter Nr. 2, die zu dem Gesetzentwurf eingegange-
nen Petitionen für erledigt zu erklären. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Keine gegenteilige Mei-
nung; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung der Wirt-
schaftspläne des ERP-Sondervermögens für 
das Jahr 1978 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1978) 
— Drucksache 8/1636 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1902 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Roth 
(Erste Beratung 86. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Warnke. 

Dr. Warnke (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zum erstenmal in seiner Ge-
schichte umfaßt dieser ERP-Haushalt die Rekord-
summe von 3 Milliarden DM. Davon entfallen eine 
Milliarde DM auf den Mittelstand. Das ist sicherlich 
erfreulich. Aber das ist auch kein Grund zur Selbst-
zufriedenheit. Die Möglichkeiten, über ERP dem 
Mittelstand zu helfen, sind in diesem Haushalt nicht 
ausgeschöpft worden. Der Bedarf an mittelständi-
scher Kreditversorgung ist größer als die eingesetzte 
knappe Milliarde. Ausgabenreste, die immerhin in 
der bemerkenswerten Höhe von einer Milliarde DM 
vorhanden waren — was ja schon die Vermutung 
nahelegt, daß da nicht alles nach den Grundsätzen 

vor sich gegangen ist, wie sie andernorts angewandt 
werden —, hätten es ermöglicht, 180 Millionen DM 
zusätzlich — das ist die Höhe des voraussichtlichen 
Bedarfs — für die Förderung von kleinen und mitt-
leren Unternehmen einzustellen. Dies ist unterblie-
ben. 
Wir hatten Kenntnis, daß das Regionalprogramm 

der Kreditanstalt für Wiederaufbau für mittelstän-
dische Unternehmen heute mittelständische Investi-
tionsanträge nur mit einem Viertel der Investitions-
summe durch einen zinsverbilligten ERP-Kredit för-
dern kann und daß es selbst mit dieser bescheidenen 
und unzulänglichen Förderung nicht möglich ist, das 
Programm das ganze Jahr über offenzuhalten. Wir 
haben die saubere Lösung, eine Erhöhung der An-
sätze für das Regionalprogramm, im Wirtschafts-
ausschuß des Parlaments vorgeschlagen. Wir bedau-
ern, daß Koalitionsfraktionen und Regierung dem 
nicht gefolgt sind. Die Notlösung der gegenseitigen 
Deckungsfähigkeit mit einem Titel aus dem Ge-
meindebereich ist unzulänglich und gibt für das 
kommende Jahr eine schlechtere Ausgangsposition 
für die Mittelstandsförderung, als es möglich ge-
wesen wäre. Aber vielleicht war das beabsichtigt. 

Aus der SPD-Fraktion liegt eine Initiative vor, die 
ins Grundsätzliche zielt und uns allen, die wir uns 
hier um Mittelstandsfragen kümmern, Sorgen zu 
machen geeignet ist. Die Initiative zielt in ihrer 
Tendenz auf eine verstärkte Heranziehung des 
ERP-Vermögens zur Förderung der Entwicklungs-
hilfe. Kollege Roth, der Vater dieses Gedankens, 
mag ihn nachher vor dem Plenum begründen. Wir 
warnen. Auf den Gedanken, verstärkte Entwick-
lungshilfe aus einer Haushaltsmasse zu betreiben, 
deren Schwerpunkt die Mittelstandsförderung ist, 
kann in diesem Haus auch nur eine Fraktion 
kommen. Ich möchte zur Ehrenrettung der FDP-
Fraktion sagen, daß sie es diesmal nicht gewesen 
ist. 
Über sachgerechte Ausgestaltung der Entwick-

lungshilfe lassen wir jederzeit mit uns reden, meine 
Damen und Herren. Aber Entwicklungshilfe auf 
Kosten der Mittelstandsförderungsmöglichkeiten 
des ERP-Sondervermögens zu betreiben, dem wer-
den wir entschiedenen Widerstand leisten. Wir sind 
der Auffassung und bekräftigen es hier, daß für 
den Mittelstand in der Bundesrepublik Deutschland 
mit ERP-Mitteln nicht zuviel, sondern nach wie vor 
zuwenig getan wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Haushalt sind in einer ungewöhnlichen 
Höhe auch Mittel enthalten, die als Sofortansatz 
oder als Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 
375 Millionen DM in den nächsten drei Jahren dazu 
bestimmt sind, als verlorener Zuschuß für ein Bun-
desunternehmen in Berlin zu dienen. 

Wir werden dem Haushalt auch mit dieser Posi-
tion unsere Zustimmung geben. Es geht um die 
Sicherheit der Arbeitsplätze für mehr als 2 000 Be-
schäftigte in Berlin. Wir wünschen, daß es den ver-
einten Kräften von Mitarbeitern, Management und 
Aufsichtsrat gelingt, dieses leckgeschlagene Schiff 
wieder flottzumachen und auf Fahrt in eine gute 
Zukunft zu bringen. 
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Die besten Wünsche für die Zukunft werden aber 

von der Entschlossenheit begleitet, die Vergangen-
heit aufzuklären. 600 Millionen DM sind bereits seit 
1970 für dieses Unternehmen zum Teil hinter dem 
Rücken des Parlaments als verlorener Zuschuß ge-
zahlt worden. Mit den jetzt vorgesehenen zusätz-
lichen 375 Millionen DM für ein einziges Unter-
nehmen — dies betone ich — wird die Milliarden-
größenordnung erreicht. 

Der Fall dieses Berliner Bundesunternehmens hat 
damit Helaba-Dimensionen angenommen. Der Bun-
desrechnungshof hat in seinem Prüfungsbericht den 
Verantwortlichen benannt. Der Bundesrechnungs-
hof spricht klipp und klar von Fehlentwicklung 
eines Bundesunternehmens infolge unzureichender 
Einflußnahme des Bundes. Der Bundeswirtschafts-
minister hat gebeten, ihm Frist für die Prüfung die-
ses Berichts zu lassen. Das dauert nun seit Ende des 
vergangenen Jahres. Wir erwarten einen Abschluß 
in der Sommerpause. 

Dann, meine Damen und Herren, kommt die Stun-
de des Parlaments zur Feststellung der Verantwort-
lichkeit und zur Beantwortung der  Frage: Wer ist 
denn der Bund, den der Rechnungshof hierfür für 
verantwortlich erklärt hat? Ist das die Bundesregie-
rung? Ist das der Bundeskanzler? Ist das ein Bun-
desminister? 

1 Milliarde DM öffentlicher Mittel sind vergeudet 
worden. Die Arbeitsplätze sind nicht gesichert, son-
dern im Gegenteil zum Teil zerstört worden. Grund 
genug für das Parlament, wenn wir nach der Som-
merpause wieder zusammenkommen, das zu tun, 
was der neue Aufsichtsratsvorsitzende dieses Bun-
desunternehmens als Einleitung seiner Sanierungs-
maßnahme angekündigt hat, nämlich Hausputz zu 
halten, indem die Treppe von oben gekehrt wird. 

Nun, meine Damen und Herren, diese 1 Milliarde 
hätte es uns ermöglicht, daß wir das ERP-Sonder-
vermögen mit einem Schlag um ein Drittel — von 
den 3 Milliarden, die es heute hat — aufgestockt 
hätten; sie hätte es uns ermöglicht, daß wir 10 000 
Neugründungen im mittelständischen Bereich mit 
100 000 DM hätten fördern können, mit 100 000 DM 
nicht etwa als verlorenem Zuschuß, sondern als 
einem zwar vielleicht unverzinslichen, aber selbst-
verständlich — wie man das im mittelständischen 
Bereich gewohnt ist — rückzahlbaren Darlehen. All 
das ist nicht geschehen. 

Nachdem wir eben geradezu im Schweinsgalopp 
mit einer fast beunruhigenden Einstimmigkeit einen 
Nachtragshaushalt verabschiedet haben, der wieder-
um in Milliarden-Größenordnung — billiger geht es 
in diesem Haus wohl nicht mehr — hauptsächlich 
für Kohle und Stahl und am Rande noch für die 
Werften Arbeitsplatzerhaltungsmaßnahmen vorsieht, 
möchte ich den Bogen zu einem Ereignis schlagen, 
das morgen stattfinden wird: Morgen wird es im 
Vermittlungsausschuß darum gehen, daß das Inve-
stitionszulagengesetz, das mit der Anhebung der 
Investitionszulage für die strukturschwachen Ge-
biete und für das Zonenrandgebiet auf die alte Höhe 
von 10 °/o den Bund mit ganzen 80 Millionen belasten 
würde, eine Mehrheit in dem Sinne findet, Gerech

-

tigkeit gegenüber den strukturschwachen Gebieten 
walten zu lassen. 

Ich bitte Sie, sich einmal die Vergleichszahlen 
vor Augen zu führen: 1 Milliarde vor einer halben 
Stunde für Kohle und Stahl, für Arbeitsplätze, de-
ren Sicherung wir von der CDU/CSU als eine natio-
nale Aufgabe betrachten — deshalb haben wir die-
sem Haushalt die Zustimmung nicht versagt —; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

hier beim ERP 375 Millionen für ein einziges Unter-
nehmen, um 2 000 bis 3 000 Arbeitsplätze in Berlin 
zu sichern — Arbeitsplätze in Berlin betrachten wir 
als eine nationale Aufgabe, und deshalb werden wir 
auch diesem Haushalt unsere Zustimmung nicht 
versagen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und 80 Millionen, um nur das wiederherzustellen, 
was wir bereits bis 1973 gehabt und was bis jetzt 
in diesem Haus keine Mehrheit gefunden hat, näm-
lich die Sicherheit der Arbeitsplätze in den struk-
turschwachen Gebieten und im Zonenrandgebiet. 
Und auch das ist für uns eine nationale Aufgabe! 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb sehen wir diese drei Dinge in einem 
Gleichklang, deshalb gehört das hier zur Sprache 
gebracht, und deshalb bitte ich Sie, meine Damen 
und Herren von der Koalition, die Sie hier bei der 
Abstimmung über das Investitionszulagengesetz 
sich noch nicht in  der  Lage sahen, ihm Ihre Zustim-
mung zu geben: Sorgen Sie auf Grund der Entschei-
dungen, die Sie heute mit uns gemeinsam für Ber-
lin und für die Reviere mit Kohle- und Stahl-Ar-
beitsplätzen getroffen haben, dafür, daß morgen im 
Vermittlungsausschuß die Bundesregierung sich 
nicht weigert, auch den strukturschwachen Gebie-
ten und dem Zonenrandgebiet Gerechtigkeit wider-
fahren zu lassen. 

Ich bitte, dem hier vorliegenden Haushalt des 
ERP-Sondervermögens die Zustimung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Roth. 

Roth (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir behandeln den Wirtschaftsplan des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 1978 und sind 
hier nicht im Vermittlungsausschuß. Wir müßten, 
um • auf die Fragen, die Herr Dr. Warnke aufge-
worfen hat, einzugehen, nun in das Gesetz einstei-
gen, das dem Bundestag letztendlich wieder vorge-
legt wird. Dort wird die Debatte über das Investi-
tionszulagengesetz ihren Platz haben. 

Heute debattieren wir über den ERP-Wirtschafts-
plan, und ich finde es bemerkenswert, daß der Red-
ner der Opposition nicht einmal die Chance ge-
nutzt hat, das zu betonen, was alle Fraktionen ge-
meinsam im Wirtschaftsausschuß beschlossen ha-
ben, nämlich eine Erhöhung der Neugründungsdar-
lehen und -kredite von 265 Millionen auf 500 Mil-
lionen im Jahre 1978, praktisch eine Erhöhung fast 
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um das Doppelte für Mittel, die den Existenzneu-
gründungen mittlerer und kleiner Unternehmer 
dienen. Das ist eine wichtige Entwicklung, die ich 
angesichts der ständigen Kampagne, in der Bundes-
republik Deutschland seien das Selbständigwerden 
und das Selbständigsein auf Grund von Konzentra-
tionstendenzen auf der einen Seite und wirtschafts-
politischen Maßnahmen auf der anderen Seite über-
holt für bedeutsam halte. Hier zeigt sich in der 
Nachfrage nach ERP-Mitteln für Existenzneugrün-
dungen genau das Gegenteil. Wie in jeder markt-
wirtschaftlichen Ordnung findet eine Ausfilterung 
am Markte statt, und es zeigt sich jetzt gerade im 
Jahre 1978, in einer zugestandenermaßen sehr 
schwierigen Wirtschaftsphase, daß sich neue Unter-
nehmen gründen. Der Wirtschaftsausschuß und die 
Regierung haben die Konsequenz daraus gezogen 
und die entsprechenden Mittel um nahezu 100 % 
erhöht. Ich finde, das ERP-Sondervermögen und der 
Wirtschaftsplan 1978 haben hier eine konkrete Ant- 
wort auf wolkige Kampagnen gegen kleine und 
mittlere Unternehmen durch die Erweiterung der 
Möglichkeiten ihrer Neugründung gegeben. 

Herr Dr. Warnke hat nun ein „Berliner Unterneh-
men" angeführt. Ich finde es ein bißchen lächerlich, 
wenn in den Veröffentlichungen des Staates auf 
allen seinen Ebenen, vom Rechnungshof bis zum 
Parlament, immer gesagt wird „ein Berliner Unter-
nehmen". Jeder weiß, daß es die Deutsche Indu-
strieanlagen-Gesellschaft in Berlin ist. Ich sage also: 
Um die geht es. 

Herr Dr. Warnke hat erwähnt, daß ein Zuschuß 
für das Jahr 1978 in Höhe von 200 Millionen DM 
notwendig wird. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Eine „Klei

-

nigkeit"!) 

— Das ist keine Kleinigkeit, das ist eine Unerträg-
lichkeit, mein Herr. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : So ist es, 
genau!) 

Ich habe als sozialdemokratischer Abgeordneter 
überhaupt keinen Grund, diese Unerträglichkeit hier 
im Deutschen Bundestag nicht zu nennen. Daß hier 
falsch gewirtschaftet wurde, daß hier falsche unter-
nehmerische Entscheidungen vorlagen, und zwar von 
der Gründung des Unternehmens an bis heute, ist 
unbestritten. 

Man kann nicht Unternehmen, die ihrerseits je-
weils in Schwierigkeiten sind und am Markt nicht 
erfolgreich waren, sozialisieren und anschließend 
erwarten, daß der Staat sie saniert. Das war der 
Fehler bei der Gründung. Man kann nicht auf ein 
anders strukturiertes Unternehmen plötzlich große 
neue Geschäfte aufbauen. 

Ich muß als Abgeordneter der sozialdemokrati-
schen Fraktion sagen — ich glaube, ich drücke hier 
die Empfindung der gesamten Fraktion aus —, daß' 
es auch unerträglich ist, wenn man im Herbst 1977 
die Aussage von 20 Millionen DM Zuschußbedarf 
für 1978 bekommt, und dann wenige Monate später 
ganz andere Dimensionen auftreten. 

Wenn ich dies sage, so sage ich gleichzeitig, daß 
ich dem Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff, der 
sich in dieser Sache persönlich engagiert hat, der 
dafür im Wirtschaftsausschuß persönlich Verantwor-
tung übernommen hat, dankbar bin, daß er hier kon-
krete Sanierungs- und Konsolidierungsmaßnahmen 
in Gang gesetzt hat. 

Unser Eindruck ist, daß das neue Management und 
der neue Aufsichtsratsvorsitzende und sein Auf-
sichtsrat mutig eine Verbesserung der Lage in An-
griff genommen haben. 

Unbestritten ist, daß der Wirtschaftsausschuß und 
der Unterausschuß „ERP-Sondervermögen" in der 
Zukunft noch weit mehr Sorgfalt bei der Kontrolle 
aufwenden müssen, als das in der Vergangenheit 
geschehen ist. 
Ich jedenfalls bin der Auffassung, daß alle drei 

Fraktionen die richtige Antwort auf die Problematik 
finden und sagen, ohne daß einer beiseite steht: Wir 
müssen diese Arbeitsplätze in Berlin sichern. Wir 
als sozialdemokratische Bundestagsfraktion unter-
stützen diese Bemühungen zur Sicherung der Ber-
liner 'Arbeitsplätze. 
Völlig unpassend ist es, hier Beispiele von ande-, 

ren Unternehmen anzuführen. Wenn wir da erst ein-
mal anfangen, können wir damit weiter fortfahren. 
Es gibt gerade in Berlin auch private Großunterneh-
men, die in den letzten Jahren nur durch staatliche 
Garantien und Kredithilfen überleben konnten. Viel-
leicht sollten wir im Bundestag einmal sorgfältiger 
miteinander über die Probleme der Berliner Wirt

-

schaft diskutieren, auch von Berliner Großunterneh-
men der verschiedenen Branchen, von der Elektro-
technik bis zum Maschinenbau. Das wäre sicherlich 
nützlicher, als einseitig Beispiele zu nennen. Wir 
Sozialdemokraten werden deshalb auch in diesem 
Punkt dem Wirtschaftsplan 1978 im Rahmen des 
ERP-Sondervermögens zustimmen. 

Herr Dr. Warnke war so liebenswürdig, darauf 
hinzuweisen, daß ich persönlich in Übereinstimmung 
mit der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
mehrfach darauf Bezug genommen habe, daß die 
Entwicklungshilfe im ERP-Wirtschaftsplan für uns 
keinen Fremdkörper darstellt, sondern ein originärer 
Zweck des ERP-Wirtschafts- und -Sondervermögens 
ist. Anfang der 60er Jahre hat der damalige stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende der SPD, Fritz 
Erler, in einer engagierten Rede in diesem Hause 
die Auffassung vertreten, daß das nach dem zweiten 
Weltkrieg durch Opfer des amerikanischen Volkes 
entstandene ERP-Sondervermögen auch für inter-
nationale solidarische Hilfe der Bundesrepublik 
Deutschland genutzt werden sollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf Grund dieses Beitrags haben in der damaligen 
Debatte alle Fraktionen des Deutschen Bundestags 
und auch die damalige Regierung gesagt, wir sollten 
den ideellen Zweck weiter verfolgen, der sich aus der 
Art der Gründung des ERP-Sondervermögens ergibt. 
Man hat damals Beträge eingesetzt; diese Beträge 
wurden seit den 60er Jahren nicht mehr erhöht. 

Ich persönlich halte es für eher beschämend, daß 
wir als ein im internationalen Maßstab immerhin 
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reiches Industrieland ein derartiges Vermögen nicht 
auch für Solidaritätshilfe in der Dritten Welt benut-
zen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das richtet sich nicht gegen die Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen, sondern das spricht al-
lein dafür, daß wir die Verantwortung erkennen, 
die uns als Industriestaat in der Dritten Welt auf-
gegeben ist. 

Gestern hat der Bundesminister für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit, Herr Offergeld, gesagt — ich 
unterstütze ihn in diesem Punkt —, daß eine wirt-
schaftliche Stabilisierung der Dritten Welt, der Ver-
such, dort ökonomische, sozial-ökonomische Ent-
wicklungen in Gang zu setzen, auch uns selber in 
der ökonomischen Weiterentwicklung hilft. Ich kann 
das nur unterstreichen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Köhler? 

Roth (SPD) : Ja, sofort. 

Ich finde, wir sollten zu diesem Teil des ERP-Son-
dervermögens ein neues Verhältnis gewinnen. 

Bitte schön. 

Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
sind Sie sich bei Ihren Ausführungen bewußt, daß 
der Beitrag aus dem ERP-Sondervermögen zur Ka-
pitalhilfe im Rahmen der Entwicklungshilfe stets 
mehr den Charakter einer Manövriermasse als einer 
echten Erhöhung gehabt hat und deswegen im allge-
meinen auch gegen Ende des Jahres zurückerstat-
tet wird, um bei den OECD-Prüfungen größere Lei-
stungen aus dem Einzelplan 23 vorweisen zu kön-
nen? 

Roth (SPD) : Herr Kollege Köhler, mir ist voll be-
wußt, was Sie mit dem schönen Begriff „Manövrier

-masse" bezeichnen. Ich persönlich bin der Auffas-
sung, daß gerade das für uns Anlaß sein sollte, über 
bessere Zweckbestimmungen dieses Titels im ERP

-

Sondervermögen nachzudenken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe beispielsweise den Vorschlag gemacht, 
daß wir gezielt mittlere und kleine Unternehmen so-
wie Entwicklungsbanken in der Dritten Welt unter-
stützen, d. h. die generelle Idee des ERP-Sonder-
vermögens, mittlere und kleine Unternehmen zu 
fördern, weltweit zur Nutzanwendung zu bringen. 
Ich weiß, hier gibt es auch mit dem Einzelplan 23 
Überschneidungen; aber die gibt es ja, Herr Kollege 
Köhler, genauso im Einzelplan 09 des Haushalts bei 
der Strukturhilfe für kleine und mittlere Unterneh-
men. Ich verstehe nicht, wie man das, was Sie vorge-
bracht haben, als Argument gegen die Entwicklungs-
hilfe verwenden kann. 

Ich füge hinzu, ich bin der Überzeugung, daß ge-
rade auch der ERP-Wirtschaftsplan eine gute Grund-
lage bilden könnte für die Förderung der in der Ent-
wicklungshilfe und im Entwicklungsgeschäft tätigen 

kleinen und mittleren Unternehmen aus der Bundes-
republik. Der ERP-Wirtschaftsplan ist eine Chance 
zur Förderung dieser Unternehmen. 

Wir haben als sozialdemokratische Fraktion im 
Wirtschaftsausschuß beantragt, eine Prüfung seitens 
der Regierung vorzunehmen, um zu ermitteln, welche 
spezielleren Zweckbestimmungen notwendig sind 
und ob nicht Verpflichtungsermächtigungen in der 
Zukunft sinnvoll erscheinen, um diesen ideelleren 
Rahmen des ERP-Sondervermögens auszubauen. Ich 
stimme mit dem Fragenden überein: Wir müssen 
uns bemühen, und ich wäre sehr dankbar — mir ist 
bewußt, Herr Köhler, daß Sie im Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit tätig sind —, wenn wir 
in einen Dialog über die bessere Nutzung dieses 
Titels in Höhe von 110 Millionen DM kämen. 

Meine Damen und Herren, ich halte insgesamt 
das ERP-Wirtschaftsplangesetz 1978 für ausgewo-
gen und sachgerecht. Ich kündige hier die Zustim-
mung der sozialdemokratischen Fraktion an. Wir 
werden allerdings diese Zustimmung nicht ohne ein 
Bekenntnis zur konkreten Weiterkontrolle des gro-
ßen Postens von 200 Millionen DM, den wir kurz-
fristig zusätzlich einsetzen mußten, geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Angermeyer. 

Angermeyer (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nachdem wir den 
ERP-Haushalt in der Arbeitsgruppe und im Aus-
schuß ausgiebig beraten haben, möchte ich für meine 
Fraktion folgendes Ergebnis feststellen: 

Wir begrüßen die auch 1978 verfolgten Anstren-
gungen der Bundesregierung, die ERP-Mittel auf be-
stimmte Schwerpunkte zu konzentrieren. Diese 
Schwerpunkte heißen: Versorgung der kleinen und 
mittleren Unternehmen mit langfristigen Investi-
tionsmitteln, Finanzierung des Umweltschutzes, In-
vestitionsfinanzierung in Berlin. Da für diese Zwek-
ke auch in den kommenden Jahren ein hoher und 
wachsender Mittelbedarf entstehen wird, fordert die 
FDP-Fraktion die Bundesregierung auf, den einge-
schlagenen Weg konsequent weiterzuverfolgen, d. h. 
die entsprechenden Haushaltstitel breiter aufzustok-
ken, und, um noch mehr Finanzierungsspielraum zu 
gewinnen, die sonstigen Fördermaßnahmen zu über-
prüfen, möglichst mit dem Ziel, hier Einsparungen 
zu erwirtschaften. Keinesfalls sollte sich die Bundes-
regierung oder sollten wir uns darauf einlassen, 
traditionelle Fördermaßnahmen einfach fortzuschrei-
ben und dabei, wie es nur zu gern gefordert wird, 
die Ansätze der allgemeinen Zunahme des Haus-
haltsvolumens entsprechend prozentual anwachsen 
zu lassen. 

Im einzelnen möchte ich auf vier Punkte einge-
hen, die in den Beratungen eine wichtige Rolle ge-
spielt haben. 

Erstens. Mit der Bereitstellung von 500 Millionen 
DM für das ERP-Existenzgründungsprogramm, aus 
dem bekanntlich auch standortbedingte Investitionen 
gefördert werden, hat das Mittelangebot mit der 
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stark gestiegenen Nachfrage Schritt gehalten. Auch 
weiterhin können alle berechtigten Finanzierungs-
wünsche gewerblicher Nachwuchskräfte aus ERP-
Mitteln erfüllt werden. Auch solche jungen Unter-
nehmer können Darlehen erhalten, die in den ersten 
drei Jahren nach der Existenzgründung Finanzie-
rungsbedarf für weitere Investitionen haben. Wir 
halten dieses Finanzierungsprogramm aus struktu-
rellen und aus konjunkturellen Gründen für die 
wichtigste ERP-Förderung überhaupt. 

Zweitens. Auch für die Finanzierung mittelstän-
discher Unternehmen in den strukturschwachen Ge-
bieten müssen mehr Mittel bereitgestellt werden. 
Allerdings sind hier die Möglichkeiten des ERP-
Sondervermögens, gemessen an dem Bedarf, allein 
nicht ausreichend, jedenfalls auf kürzere Sicht. Das 
heißt: trotz beabsichtigter Anhebung der Ansätze 
werden wir auch in den kommenden Jahren auf den 
ergänzenden Einsatz von Kapitalmarktmitteln der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau angewiesen sein und 
vor allem bei etwas größeren Vorhaben die Misch-
finanzierung aus ERP und KW-Darlehen fortsetzen 
müssen. Eine Erleichterung wird im laufenden Jahr 
allerdings die Heranziehung von Mitteln des ERP-
Gemeindeprogramms bringen, soweit diese nicht für 
Gemeindeinvestitionen benötigt werden. Es stehen 
noch ausreichende Restmittel aus früheren Jahren 
zur Verfügung. 

Die eher haushaltstechnische Frage, ob die zu-
sätzlichen Mittel nicht unmittelbar für das Regional-
programm hätten veranschlagt werden sollen, ist in 
der Arbeitsgruppe des Wirtschaftsausschusses ein-
gehend beraten worden. Nach wie vor ist die FDP 
zusammen mit der SPD der Auffassung, daß es den 
tatsächlichen und den politischen Gegebenheiten in 
beiden Programmen besser entspricht, in diesem 
Jahr die Mittel für deckungsfähig zu erklären. 

Damit komme ich zu Punkt 3. Die Möglichkeit der 
Umpoolung von Mitteln des Gemeindeprogramms 
soll auch verhindern helfen, daß sich hier weitere 
Restmittel ansammeln, ein Vorgang, der in der heu-
tigen Konjunkturlage widersinnig wäre. Aus diesem 
Grunde haben wir uns im Wirtschaftsausschuß auch 
etwas eingehender mit dem Restethema befaßt, zu-
mal das Volumen der am 31. Dezember 1977 noch 
nicht zugesagten ERP-Mittel mit rund 1 Milliarde 
DM noch sehr hoch erscheint. Wie immer sehen die 
Dinge, wenn man sie näher betrachtet, doch etwas 
weniger spektakulär aus. Mehr als die Hälfte des 
genannten Betrages ist stichtagsbedingt und u. a. 
darauf zurückzuführen, daß der ERP-Wirtschafts-
plan 1977 erst im November vergangenen Jahres 
verabschiedet werden konnte, ein Vorgang, der 
allerdings wiederum zur Bitte an die Bundesregie-
rung Anlaß gibt, die Vorbereitung der jährlichen 
ERP-Wirtschaftspläne so zügig zu betreiben, daß 
ihre parlamentarischen Beratungen spätestens vor 
der Sommerpause abgeschlossen werden können. 

(Beifall) 

Die verbleibenden Restmittel von 474 Millionen 
DM sollen hauptsächlich über eine Erweiterung der 

Vergabevoraussetzungen künftig schneller einge-
setzt werden können. Es handelt sich dabei um Mit-
tel des ERP-Werftprogramms und des Gemeinde-
programms. 80 Millionen DM Restmittel sollen durch 
Umprogrammierung je zur Hälfte dem Mittelstand 
und Berliner Investitionsvorhaben zugute kommen. 

Nun zum vierten Punkt. Den breitesten Raum bei 
der Behandlung des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 
1978 nahmen sowohl im mitberatenden Haushalts-
ausschuß als auch im Wirtschaftsausschuß die an-
stehenden Sanierungsmaßnahmen für ein Berliner 
Unternehmen in Anspruch, das sich im Eigentum 
des ERP-Sondervermögens befindet, die DIAG. Das 
ist hier schon gesagt worden. Im Hinblick auf die 
Notwendigkeit, die Verantwortung des Bundes für 
Berlin nicht zu schmälern, sowie insbesondere mit 
Rücksicht auf die betroffenen Arbeitsplätze sah der 
Ausschuß keine Alternative zu den Vorschlägen der 
Bundesregierung, die sich mit Nachdruck für den 
vollständigen Ausgleich des bei der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 1977 ausgewiesenen Verlustes 
von 370 Millionen DM einsetzte. 

Der Ausschuß hat sich die Zustimmung zu diesen 
Sanierungsmaßnahmen für das Unternehmen nicht 
leicht gemacht. Außer den genannten Gründen 
spielte es für den Ausschuß eine entscheidende 
Rolle, daß der Aufsichtsrat des Unternehmens der 
Bundesregierung inzwischen ein umfassendes und 
einschneidendes Sanierungskonzept zur Beendigung 
der Verlustwirtschaft vorgelegt hat, das von der 
Bundesregierung nach eingehender Prüfung als rea-
lisierbar angesehen wird. Wir von der Arbeits-
gruppe sind der Hoffnung, daß dieses Sanierungs-
programm realisierbar ist. Wir haben nicht die Auf-
gabe, Ersatzaufsichtsrat zu spielen. Wir nehmen aber 
diese Aufgabe ernst, und wir sind dankbar dafür, daß 
diese Arbeitsgruppe durch die Mitwirkung des Bun-
desministers für Wirtschaft weiter tätig sein kann 
und tätig sein wird. Zusammen mit Kollegen aus 
dem Haushaltsausschuß wird eine Arbeitsgruppe 
zusammentreten. Mit Vertretern der Bundesregie-
rung, des Bundesrechnungshofes, der Geschäftslei-
tung und auch dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
werden wir die nächsten Schritte und die Zukunft 
dieses Unternehmens begleiten. Meine Damen und 
Herren, wir beobachten sorgfältig, wir beobachten 
genau und hoffen, daß die eingeleiteten Maßnahmen 
zum Erfolg führen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstimmung 
in zweiter Beratung. 

Ich rufe die §§ 1 bis 12 mit den vom Ausschuß auf 
Drucksache 8/1902 empfohlenen Änderungen, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei einer Enthaltung in zweiter Lesung angenom-
men. 
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Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist bei zwei Enthaltungen an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
3. November 1977 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich 
über die Gegenseitigkeit in Amtshaftungs-
sachen 
— Drucksache 8/1660 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1894 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Abgeordneter Dr. Wittmann (München) 
(Erste Beratung 86. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung in zweiter 
Beratung und zur Schlußabstimmung. 

Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift auf. 
Die Abstimmung hierüber wird mit der Schlußab-
stimmung verbunden. Wer dem Gesetz als Ganzem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ha-
singer, Frau Dr. Wilms, Müller (Remscheid), 
Kroll-Schlüter, Dr. Hornhues, Frau Karwatzki, 
Burger, Braun, Frau Schleicher, Frau Verhüls-
donk, Köster, Dr. Hammans, Dr. Reimers, Gei-
senhofer, Daweke, Josten, Dr. Czaja, Stutzer, 
Kraus, Dr. Blüm, Dr. Pinger und der Fraktion 
der CDU/CSU 
Zukunftschancen der Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer 
— Drucksache 8/1811 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort hat der 
Abgeordnete Hasinger. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! 830 000 Kinder ausländischer Ar-
beitnehmer leben heute in der Bundesrepublik 
Deutschland. Auch in den kommenden Jahren ist 
damit zu rechnen, daß eine erhebliche Zahl von 
Kindern ausländischer Arbeitnehmer in der Bundes- 

republik geboren wird. Dies steht in krassem Ge-
gensatz zu dem dramatischen Rückgang der Gebur-
ten deutscher Kinder. 1966 wurden in der Bundes-
republik noch mehr als 1 Million Kinder geboren,  
1977 war die Zahl auf fast die Hälfte, nämlich 
580 000, gesunken. Davon hatte nahezu ein Siebtel, 
nämlich 80 000, ausländische Eltern. 

Dabei sagen diese Durchschnittszahlen für das ge-
samte Bundesgebiet relativ wenig aus, weil sich 
die Situation in den Ballungsgebieten besonders zu-
spitzt. 1975 betrug der Anteil der Ausländerkinder 
an den Lebendgeborenen in Frankfurt 41 %, in 
Stuttgart 36,5 %, in Köln 34%, in München fast 
33 %. 

Die Zukunft dieser Kinder hat die deutsche 
Öffentlichkeit bisher wenig interessiert. So hat sich 
hier ziemlich unbemerkt eine „Neue Soziale Frage" 
gebildet, auf die Antworten fehlen. Abgedrängt aus 
der öffentlichen Diskussion und von der Bundes-
politik vernachlässigt, bildet sich hier ein Problem-
stau, der zum sozialen Sprengsatz werden kann. 
Unter uns wächst eine Generation  der  Hoffnungs-
losigkeit heran. 

Dazu einige Fakten: Nur 26 %, also gut ein Vier-
tel, der ausländischen Kinder im Vorschulalter be-
sucht einen Kindergarten. Statt dessen wachsen viele 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer in Pflegestellen 
— oft von zweifelhafter Qualität — auf. Die Erfül-
lung der Schulpflicht — bei uns eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit — ist immer noch nicht voll 
durchgesetzt. 

Noch gravierender ist, daß nur ein relativ ge-
ringer Prozentsatz der Kinder ausländischer Arbeit

-

nehmer Schulabschlüsse erreicht. In Nordrhein-
Westfalen waren es beispielsweise 1976 etwa 40 %. 
Sehr gering ist auch der Anteil ausländischer Kin-
der, die eine weiterführende Schule besuchen. Gra-
vierend ist, daß die Jugendlichen, die keinen Schul

-

abschluß haben, praktisch auch keine Chance be-
sitzen, einen Ausbildungsplatz zu finden. Es ist 
symptomatisch, daß es hierüber keine statistischen 
Angaben gibt. 

Aber auch über die soziale Integration, im außer-
schulischen Bereich also, fehlen statistische Anga-
ben. Es muß jedoch davon ausgegangen werden, 
daß vor allem in Ballungsgebieten Isolation und 
Abkapselung überwiegen. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir können die Augen nicht davor verschließen, 
daß sich die ausländischen Arbeitnehmer wohnungs-
mäßig in einzelnen Häusern, in einzelnen Straßen-
zügen, in einzelnen Stadtvierteln zusammengefun-
den  haben, während viele deutsche Familien ins 
Umland der Großstädte abgewandert sind und in 
den Städten selbst hauptsächlich die älteren Jahr-
gänge zurückgeblieben sind. Die „Stadt in der Stadt" 
ist aus der Sicht der ausländischen Arbeitnehmer 
verständlich. Sie bildet ein Stück Heimat für sie. 

Ich möchte aber von vornherein hier sagen: Wir 
müssen auch die Sorgen, Beschwerden und Ängste 
der in diesen Gebieten zurückgebliebenen Deutschen 
--- und es sind vor allem ältere — ernst nehmen. Sie 
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erleben einen Einbruch des Fremden, dem sie oft 
nicht gewachsen sind und mit dem sie die Öffent-
lichkeit allein gelassen hat. 

Die Hauptleidtragenden dieser Zustände sind frei-
lich die Kinder und Jugendlichen. Die Abkapselung 
in der sie aufwachsen, bedeutet Chancenlosigkeit 
für sie, und zwar Chancenlosigkeit in beiden Fällen, 
sowohl in dem Fall, daß sie hier in Deutschland 
bleiben, wie auch in dem Fall, daß sie in das Hei-
matland der Eltern zurückkehren. 

In Deutschland haben sie in der überwiegenden 
Zahl der Fälle weder den Zugang zu einer qualifi-
zierten beruflichen Bildung noch den Zugang zu 
einer weiterführenden Allgemeinbildung. 

Die Wahrscheinlichkeit, daß ein wachsender Teil 
dieser Jugendlichen hierbleiben wird, nimmt zu. 
Schon heute zeigt die Statistik, daß jeder zweite 
Ausländer länger als sechs Jahre in der Bundesre-
publik lebt. Von den Spaniern, einer der ersten 
Gruppen, die zu uns gekommen sind, leben schon 
63 % länger als sechs Jahre bei uns, 35 % sogar 
schon länger als zehn Jahre. 

Aber auch wenn die Jugendlichen in das Heimat-
land der Eltern zurückkehren, sind sie die Benach-
teiligten; denn was können sie mit ein paar Jahren 
deutscher Grundschule, ein paar Jahren deutscher 
Hauptschule ohne Abschluß in der Türkei, Griechen-
land, Spanien, Italien oder Jugoslawien anfangen? 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns nicht 
energisch dieser Probleme annehmen, sollte sich 
niemand darüber wundern, wenn sich diese Jugend-
lichen eines Tages organisieren und gegen ein 
Schicksal, das sie sich nicht ausgesucht haben, rebel-
lieren. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : So ist es!) 

Niemand von uns darf untätig zusehen, daß sich 
in unseren Großstädten Zustände wie in New York 
entwickeln. Es muß unser ureigenes deutsches In-
teresse sein, die sich hier anbahnende Entwicklung 
abzuwenden. Auch gegenüber den Heimatstaaten — 
lassen Sie mich das hinzufügen — haben wir als 
Bundesrepublik hier eine Verpflichtung. Kein ver-
antwortlicher Politiker wird sich später darauf beru-
fen können, nicht rechtzeitig von den Problemdimen-
sionen gewußt zu haben. 

Die bei uns lebenden ausländischen Kinder und 
Jugendlichen haben genauso ein Recht auf die eige-
ne Zukunft wie die deutschen Kinder. 

(Beifall des Abg. Dr. Blüm [CDU/CSU]) 

Wir haben gegenüber diesen jungen Menschen die 
Verpflichtung, ihnen die Chancen zu einem gleich-
berechtigten, menschenwürdigen Miteinander in Ge-
sellschaft und Wirtschaft, in Bildung und Kultur zu 
eröffnen. 

Wie können wir es rechtfertigen, mitten in un-
serem Land eine Generation junger Europäer auf-
wachsen zu lassen, ohne ihnen faktisch die Chance 
zu bieten, ihre Anlagen und Fähigkeiten, ihre Ta-
lente zu entwickeln? Diese Kinder sind keine Lern-
behinderten. Sie gehören nicht auf Sonderschulen. 

Wenn bei diesem Thema bisher soviel im Dun-
keln geblieben ist, so liegt dies zuallererst daran, 
daß die Gastarbeiterpolitik der Bundesrepublik 
selbst unklar war. Wir haben in der Zeit der Hoch-
konjunktur geglaubt, daß sich die Probleme von 
alleine lösen würden. Wie leichtfertig damals dar-
über gedacht wurde, zeigen Projektionen aus den 
frühen 70er Jahren, die für 1980 nicht weniger als 
8 Millionen ausländischer Arbeitnehmer für not-
wendig erachtet haben. Erst heute wird uns die so-
ziale Dimension dieser Frage voll bewußt. 

Nur wenn wir hier völlige Klarheit haben, kön-
nen wir erwarten, daß sowohl die deutsche Öffent-
lichkeit wie auch die ausländischen Eltern zuneh-
mend Vertrauen und Verständnis finden. Deshalb 
möchte ich für meine Fraktion zwei Grundsätze ganz 
deutlich machen. 

Erstens. Wir können aus arbeitsmarktpolitischen 
aber auch aus gesellschaftspolitischen Gründen ei-
nen weiteren Zustrom ausländischer Arbeitnehmer 
nicht verkraften. Der Anwerbestopp muß aufrechter-
halten bleiben. Wir sollten auch dem Drängen ein-
zelner Wirtschaftszweige, den Anwerbestopp aufzu-
lockern, nicht nachgeben. Ein Volk verspielt letzt-
endlich seine Zukunft, wenn es nicht mehr bereit ist, 
bestimmte Tätigkeiten selbst auszuüben. Keinem 
Deutschen wird eine Perle aus der Krone fallen, 
wenn er den Kellnerberuf erlernt und ein Servier-
brett in die Hand nimmt. 

Zweitens. Die ausländischen Arbeitnehmer und 
ihre Familien, die bei uns leben, die also schon da 
sind, müssen Sicherheit für ihre Zukunft haben. Ich 
begrüße es daher, daß der Bundesrat in der vergan-
genen Woche eine Änderung der Verwaltungsvor-
schriften zum Ausländergesetz gebilligt hat, die die-
sem Ziel Rechnung trägt. 

In dem Antrag meiner Fraktion wird die Bundes-
regierung aufgefordert, künftig die Verbesserung 
der Zukunftschancen der Kinder ausländischer Ar-
beitnehmer zu einem Schwerpunkt ihrer Politik zu 
machen. Dabei machen wir in fünf Punkten deutlich, 
welche Zielsetzungen dabei zu verfolgen sind. 

Erstens. Die in der Bundesrepublik Deutschland 
lebenden Kinder ausländischer Arbeitnehmer sol-
len den deutschen Kindern gleichgestellt sein. Damit 
ist sowohl eine rechtliche als auch eine faktische 
Gleichstellung für diejenigen gemeint, die bei uns 
geboren oder aufgewachsen sind. 

Zweitens. Diese Kinder und Jugendlichen dürfen 
nicht in gesellschaftlicher Isolation aufwachsen. Iso-
lation — man spricht auch von Ghettoisierung —, 
Abkapselung, Abweisung oder Segregation sind kei-
ne Lösung der Probleme. Wir dürfen keine gläser-
nen Wände um diese Jugendlichen dulden. Zu die-
sen gläsernen Wänden gehört in erster Linie die 
mangelnde Kenntnis der deutschen Sprache. 

Drittens. Wir wollen den ausländischen Kindern 
und Jugendlichen die gleichberechtigte Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben, d. h. die soziale Inte-
gration, ermöglichen, ohne dabei ihre nationale und 
kulturelle Identität zu zerstören. Dabei ist uns völ-
lig bewußt, daß damit den ausländischen Kindern 
und Jugendlichen eine doppelte Belastung zugemu- 
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tet wird. Wir müssen alles tun, um zu vermeiden, 
daß sie durch diese doppelte Aufgabenstellung über-
fordert werden. Die gewaltige Anpassungsleistung 
dieser Kinder und Jugendlichen wird von der deut-
schen Öffentlichkeit viel zu wenig gesehen und an-
erkannt. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Leider!) 

Wenn je Jugendhilfe, Hilfe in besonderen Lebensla-
gen, Hilfe für besondere Bevölkerungsgruppen einen 
Sinn hat, dann ist es hier. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Viertens. Wir wollen keine Politik der Eindeut-
schung und keine Politik der Entfremdung von der 
Familie. Wir wissen, daß viele ausländische Eltern 
in der Furcht leben, ihre Kinder würden in deut-
schen Jugendeinrichtungen germanisiert werden. Bei 
den Türken kommt auch noch die Furcht vor ei-
ner Christianisierung hinzu. Wir nehmen diese 
Sorgen sehr ernst. Alle Bemühungen um die Förde-
rung der Kinder ausländischer Arbeitnehmer dürfen 
nicht gegen, sondern nur gemeinsam mit der Familie 
erfolgen. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wir wollen keine Zwangsintegration. Der familiäre 
Zusammenhalt ist für diese Kinder die stärkste so-
ziale Bindung, die nicht zerstört werden darf. 

Aber die ausländischen Eltern müssen sich selbst-
kritisch auch die Frage stellen, was es für den Le-
bensweg ihrer Kinder bedeutet, wenn sie sie von 
der deutschen Gesellschaft fernzuhalten versuchen. 
Der Besuch deutscher Schulen ist nun einmal die 
Voraussetzung für die berufliche und gesellschaft-
liche Entwicklung ihrer Kinder. Wird ihnen dieser 
Schlüssel zum Eingang in unsere Gesellschaft vor-
enthalten, so versperren die Eltern selbst die Türen 
für die Zukunft ihrer Kinder. 

Wir erleben jetzt — das ist eine neue Entwick-
lung der letzten Jahre —, daß sich unter den aus-
ländischen Arbeitnehmern zunehmend organisato-
rische Strukturen bilden. Besondere Verantwortung 
kommt dabei den Elternvereinen zu. Wir müssen 
diese Elternvereine ernst nehmen, ihnen Mitsprache-
rechte einräumen und sie gezielt mit Bundesmitteln 
fördern. 

Fünftens. Die frei gewählte Entscheidung zur 
Rückkehr muß den jungen Menschen nach Errei-
chen ,der Volljährigkeit offenbleiben. 

Uns ist völlig klar, daß die Schule allein diese 
fünf Ziele nicht verwirklichen kann. Genauso wich-
tig sind Kindergarten, berufliche Bildung und der 
außerschulische Bereich in Freizeit, Geselligkeit, 
Spiel, Sport und Erholung. Nur wenn sich die Ge-
sellschaft insgesamt den ausländischen Kindern und 
Jugendlichen gegenüber öffnet, werden sie aus dem 
Schatten herausfinden. Deswegen sind ,die beach-
tenswerten Anstrengungen der Länder auf schuli-
schem Gebiet letztendlich Stückwerk, solange die 
gesellschaftliche Integration der Kinder nur in 
einem sehr begrenzten Umfang stattfindet. Lassen 
Sie mich dies hinzufügen: Es wäre völlig verkehrt, 
wenn die öffentliche Debatte, die jetzt zweifelsohne 
kommen wird, in eine Länderbeschimpfung aus- 

arten würde. Im Gegenteil, fast alles, was bis heute 
im schulischen und sozialen Bereich entwickelt 
wurde, ist den Ländern und Gemeinden, den Kir-
chen, den freien Trägern und privaten Initiativen zu 
verdanken. 

Die BundesregIerung hat bisher kein eigenes Kon-
zept entwickelt. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wie so oft!) 

Dabei stehen ihr zwar verstreute, aber zahlreiche 
Kompetenzen auf diesem Gebiet zu. Sie hat es nicht 
vermocht, die einzelnen Teilaspekte dieser Frage 
zu einer Gesamtschau zu vereinen. Vielmehr hat 
sie die Zukunftschancen dieser Kinder und Jugend-
lichen auf ein Arbeitsmarktproblem verkürzt. Es ist 
charakteristisch, daß auch heute noch die wesent-
lichen Kompetenzen in dieser Frage beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung liegen. 

Für die Union dagegen ist die Zukunft dieser 
Kinder in erster Linie eine menschliche Frage. Es 
ist eine selbstverständliche menschliche Forderung, 
diesen jungen Menschen die in unserem Land vor-
handenen Möglichkeiten und Chancen umfassend 
zu eröffnen. Wer die Lage der ausländischen Kin-
der und Jugendlichen entweder ausschließlich unter 
Arbeitsmarktgesichtspunkten oder unter schulischen 
Aspekten sieht, verfehlt zwangsläufig das eigent-
liche Problem, denn in Wirklichkeit handelt es sich 
hie r  um eine jugendpolitische Aufgabe ersten Ran-
ges und damit um einen Schwerpunkt der Jugend-
politik der nächsten Jahre. Wir fordern die Bundes-
regierung auf, dazu ein umfassendes Konzept zu 
entwickeln und dem Deutschen Bundestag vorzule-
gen. Angesichts der föderalen Struktur unserer 
Bundesrepublik ist es selbstverständlich, daß dieses 
Konzept in Zusammenarbeit mit den Ländern und 
Gemeinden entwickelt werden muß. 

Meine Damen und Herren, es ist ein oft gehörter 
Einwand, daß unsere Infrastruktur nicht auch noch 
zahlreiche Ausländer und ihre Familienangehörigen 
verkraften könne. Ich glaube, daß noch viel zu wenig 
ins öffentliche Bewußtsein gedrungen ist, daß sich 
die Situation durch den Geburtenrückgang schon in 
wenigen Jahren drastisch ändern wird. Schon heute 
erleben wir dies bei Kindergärten und Grundschulen. 
Hatten wir noch vor wenigen Jahren einen Mangel 
an Kindergartenplätzen, so ist heute oft das Gegen-
teil der Fall. Manche Kindergartengruppe mußte auf-
gelöst werden, mancher Kindergarten kämpft um sei-
ne Existenz. Bald werden wir einzelne Schulsäle von 
Grundschulen in Tischtennishallen umfunktionieren 
können, und in wenigen Jahren setzt sich diese Ent-
wicklung in den Hauptschulen fort. Ich glaube, daß 
auch aus diesem Gesichtspunkt heraus — obwohl 
er nicht der wesentliche ist — die Kinder und Ju-
gendlichen der ausländischen Arbeitnehmer nicht 
eine Belastung, sondern eine wertvolle Bereicherung 
unseres Lebens sein können. 

Sicher ist nicht zu verkennen, daß wir in den näch-
sten Jahren noch vor gewaltigen Engpässen stehen. 
Dies betrifft vor allem Ausbildungs-, aber auch Ar-
beitsplätze für junge Menschen. Manch einer in der 
Bevölkerung wird fragen, warum ausländische Ju-
gendliche ihren deutschen Altersgenossen hier Kon- 
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kurrenz machen sollen. Aber wir dürfen diese Frage 
nicht durch eine kurzsichtige Brille betrachten. Denn 
spätestens nach 1985 wird die Situation eine ganz 
andere sein. Spätestens dann wird sich der Rückgang 
der Geburtenzahlen bemerkbar machen, und Jahr 
für Jahr werden weniger Auszubildende zur Verfü-
gung stehen. Ende der 80er Jahre ist nach unserer 
Auffassung mit einem ausgesprochenen Mangel an 
Auszubildenden, später auch an Erwerbstätigen zu 
rechnen. Jeder, der bis dahin eine qualifizierte Be-
rufsausbildung genossen hat, wird der Wirtschaft als 
Fachkraft hochwillkommen sein. 

Deswegen sei an dieser Stelle an alle Verantwort-
lichen in Wirtschaft und Gewerkschaften, in Unter-
nehmen und Betriebsräten appelliert: Stellen Sie in 
den kommenden Jahren Ausbildungsplätze zur Ver-
fügung — auch über den kurzfristigen Bedarf hin-
aus —, und geben Sie dabei auch den ausländischen 
Jugendlichen eine Chance. 

Ich führe diese harten Tatsachen hier auf, weil 
nach meiner Auffassung nur so eine Diskussion ohne 
aufgewühlte Emotionen möglich wird. Diese Emo-
tionen sind unterschwellig da und dort durch-
aus vorhanden. Als wir den vorliegenden Antrag 
unserer Fraktion veröffentlichten, haben wir breite 
Zustimmung bei Organisationen und in den Medien 
gefunden. Aber es haben uns auch Zuschriften er-
reicht, die von einem erschreckenden Fremdenhaß 
zeugen. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

In die gleiche Richtung ging das unbedachte und 
folgenschwere Wort des früheren Arbeitsministers 
Arendt, er sei der Arbeitsminister der Deutschen 
und nicht der Türken und der Italiener. Mögen doch 
alle, die so denken, überlegen, daß die dunklen 
Befürchtungen, die sie hegen, mit aller Sicherheit 
dann auf uns zukommen werden, wenn wir die aus-
ländischen Kinder und Jugendlichen als junge Men-
schen zweiter Klasse behandeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich greife aus der Fülle der notwendigen Maß-
nahmen nur einige wenige heraus. 

Erstens — ich habe schon davon gesprochen — ist 
es notwendig, daß die ausländischen Kinder und 
Jugendlichen so früh wie möglich die Sprachbarriere 
überwinden. Deutsche und ausländische Kinder ver-
tragen sich gut miteinander. Kinder haben keine 
eigenen Vorurteile. Da es in Deutschland keine Kin-
dergartenpflicht gibt und wir eine solche auch nicht 
wollen, müssen wir hier auf die ausländischen Eltern 
einwirken. Seit mehr als zehn Jahren gibt das Bun-
desarbeitsministerium erhebliche Steuergelder für 
die soziale Betreuung ausländischer Arbeitnehmer 
aus. Auf den Gedanken, die ausländischen Eltern 
damit zu motivieren, ihre Kinder in deutsche Kinder-
gärten und deutsche Schulen zu schicken, ist im Bun-
desarbeitsministerium bis heute niemand gekom-
men. 

Zweitens. Mir ist schwer verständlich, daß einer-
seits Förderunterricht in den Ländern abgebaut, an-
dererseits über einen Lehrerüberschuß geklagt wird. 
Als Gegensatz dazu möchte ich eine Initiative des 
niedersächsischen Kultusministers Dr. Remmers be- 

sonders positiv herausheben, die unter dem Stich-
wort „Ausländerkinder werden künftig doppelt ge-
zählt" zusätzliche Lehrerstellen in.  erheblicher Zahl 
geschaffen hat. Dies ist ein sinnvoller Beitrag zum 
Abbau der Lehrerarbeitslosigkeit. 

Dr. Blüm [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Ein oft gehörter Einwand lautet, das Ganze sei 
doch Ländersache. Nun, die Bundesregierung kann 
zwar nicht bei der Durchführung schulischer Maß-
nahmen mitwirken, wohl aber bei der Zielformulie-
rung im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung Anstöße 
geben. Wir begrüßen es, daß bei der vorgesehenen 
Fortschreibung des Bildungsgesamtplans der schuli-
schen Bildung der Ausländerkinder ein eigenes Ka-
pitel gewidmet werden soll. 

Ein besonders wichtiger Punkt ist, daß deutsche 
Schulabschlüsse und Ausbildungsabschlüsse in Zu-
kunft von den Entsendestaaten anerkannt werden. 
Hierfür trägt auch die Bundesregierung im Rahmen 
der bilateralen Verhandlungen eine konkrete Ver-
antwortung. Es muß unbedingt vermieden werden, 
daß die ausländischen Kinder und Jugendlichen prak-
tisch zwischen zwei Stühlen sitzen und mit ihrer 
Ausbildung weder hier noch dort etwas anfangen 
können. 

Drittens. Von besonderer Bedeutung sind Maßnah-
men der Jugendpolitik. Die Bundesregierung hat die-
sen außerschulischen Bereich der Jugendarbeit in 
bezug auf die Kinder der ausländischen Arbeitneh-
mer bisher praktisch kaum gesehen. Dafür zwei Bei-
spiele. 

Der Bundesjugendplan umfaßt in diesem Jahr ein 
Volumen von 210 Millionen DM, davon erfreulicher-
weise allein 107 Millionen DM für jugendliche Spät-
aussiedler. Für die Kinder ausländischer Arbeitneh-
mer sieht der Bundesjugendplan gerade 1,09 Millio-
nen DM vor. Wir wollen, daß die Jugendarbeit für 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer für die nächsten 
Jahre zu einer Priorität des Bundesjugendplans er-
klärt wird. 

Das andere Beispiel: Die Bundesregierung hat ei-
nen umstrittenen Referentenentwurf eines neuen 
Jugendhilferechts veröffentlicht. Darin finden sich 
auch Hilfen für besondere Gruppen Jugendlicher. 
Die Kinder ausländischer Arbeitnehmer sind mit kei-
nem Wort erwähnt. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Wen wundert 
das bei dieser Regierung?) 

Ich halte es für bezeichnend, daß sich bisher kein 
deulsches Parlament mit der Zukunft der ausländi-
schen Kinder und Jugendlichen in unserem Land be-
schäftigt hat, 

(Zurufe von der SPD) 

abgesehen von einigen schulischen Fragen, die in 
Landtagen diskutiert wurden. Der Deutsche Bundes-
tag hat noch niemals darüber gesprochen. Manches, 
was an Vorurteilen und Mißverständnissen in der 
Öffentlichkeit vorhanden ist, hätte durch eine früh-
zeitige Diskussion in diesem Haus vermieden wer-
den können. Möge unsere heutige Aussprache dazu 
beitragen, Brücken der Verständigung zwischen den 
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Deutschen und den bei uns lebenden Ausländern zu 
schlagen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich weiß nicht, was Sie dagegen einwenden kön-
nen, Herr Kollege. Ich spreche hier doch das ganze 
Haus an. Wenn Sie glauben, diese Frage zu einer 
parteipolitischen machen zu können, werden Sie den 
ausländischen Kindern und Jugendlichen bestimmt 
keinen Dienst erweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU 	Zurufe von 
der SPD) 

Um zu erreichen, daß die parlamentarische Diskus-
sion nicht wieder abreißt, fordert unser Antrag die 
Bundesregierung auf, dem Deutschen Bundestag ei-
nen Bericht über die Zukunftschancen der Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer vorzulegen. 

Wir alle in diesem Haus sind uns wohl darüber 
einig, daß wir die Zukunft unseres Landes nur in 
Gemeinschaft mit unseren europäischen Nachbar-
ländern bewältigen können. Wie aber soll es hier 
zu Gemeinsamkeiten und zum Miteinander kommen, 
wenn wir nicht Europa im eigenen Land praktizie-
ren? Das Deutschlandbild unserer Nachbarländer 
wird in steigendem Maße von den Erfahrungen jener 
jungen Menschen geprägt werden,  die  ihre Jugend 
in unserem Land verbracht haben. Werden sie mit 
Unbehagen an die Bundesrepublik zurückdenken, 
oder wird ihnen unser Staat als ein helles Land in 
Erinnerung bleiben? Ist es sinnvoll, mit erheblichen 
Beträgen im Ausland für deutsche Sprache und Kul-
tur zu werben, sich aber gegenüber den in unserem 
Land lebenden jungen Ausländern gleichgültig zu 
verhalten? Müßte nicht auswärtige Kulturpolitik so 
gesehen im Inland beginnen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Die Vereinten Nationen haben das Jahr 1979 zum 
Internationalen Jahr des Kindes erklärt. Die bis-
herigen Überlegungen, etwa die Errichtung eines 
Modellspielplatzes im Rahmen der Bundesgarten-
schau in Bonn, zeigen eine bedrückende Verlegen-
heit gegenüber dieser Initiative der Vereinten Na-
tionen. Wir meinen, die Verbesserung der Zukunfts-
chancen der Kinder ausländischer Arbeitnehmer in 
unserem Lande könnte d e r Beitrag der Bundes-
republik zum Internationalen Jahr des Kindes sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege, zunächst wäre es sehr gut, 
wenn die 21 Kollegen, die Ihren Antrag unterzeich-
net haben, bei dieser so wichtigen Frage hier im 
Deutschen Bundestag wären. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Von der SPD sind es 
auch nicht viel mehr!) 

Ich sage nicht, daß Ihr Antrag so wichtig ist, aber 
die Problematik ist sicherlich wichtig, erörtert zu 
werden. Daran sehen Sie vielleicht das Engagement 
in Ihrer eigenen Fraktion. 

Der zweite Punkt. Ich glaube, gelesen zu haben, 
daß der Kollege Hauser aus Ihrer Fraktion, Herr 
Kollege Blüm, kräftig dafür streitet, den Anwerbe-
stopp aufzuheben und ihn für Branchenarbeiten 
und Saisonarbeiten zu spezifizieren. Sie sollten das 
mit sich selbst ausmachen. Das, was hier allgemein 
gefordert wird, und das, was politisch in Ihren Rei-
hen vorgeht, müßte ja der Redlichkeit wegen syn-
chron laufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich stelle das lediglich fest und sage dabei: Wir 
werden  den  Anwerbestopp, trotzdem wir so be-
drängt werden, selbstverständlich durchhalten. 

Die Anwerbung der ausländischen Arbeitnehmer 
hat viele Probleme aufgeworfen. Wir haben die Pro-
bleme insbesondere bezüglich der Familien und der 
Kinder der ausländischen Arbeitnehmer in unserem 
Lande zu lösen. 

Es ist sehr zu begrüßen, wie ich meine, daß sich 
nun offenbar auch die CDU/CSU 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : „Auch" ist 
gut!) 

der Kinder ausländischer Arbeitnehmer besonders 
annehmen und ihre Integration fördern will. Das 
war bisher so selbstverständlich nicht, Herr Kollege 
Müller; denn wenn ich z. B. — ich spreche hier nur 
von Fakten — an die Behandlung der von der Bun-
desregierung im Bundesrat eingebrachten Vorlage 
zur Verbesserung des aufenthaltsrechtlichen Status 
für ausländische Arbeitnehmer und deren Familien-
angehörigen denke, so muß ich sagen, daß gerade 
die CDU/CSU-regierten Länder einer zügigen Be-
handlung dieser Vorlage im Bundesrat nicht das 
Wort geredet haben. Das ist eine Tatsachenfeststel-
lung. Denn wir könnten das schon viel länger erle-
digt haben. Jetzt ist es Gott sei Dank erledigt. Das ist 
für die ausländischen Familien wichtig, weil damit 
auch der Schulbesuch einhergeht, auf den Sie in be-
sonderer Weise hingewiesen haben. 

Es erscheint notwendig, einige Positionen klar-
zustellen, die durch die Darstellung im Antrag der 
Oppositionsfraktion, wie ich meine, unrichtig wie-
dergegeben werden bzw. zu sehr verwischt worden 
sind. 

Richtiggestellt werden muß zunächst die Behaup-
tung, die von der SPD und der FDP getragene Bun-
desregierung verfüge nicht über ein Konzept zur 
Verbesserung der Integration der hier lebenden 
Ausländer, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Das habt ihr aber 
streng vertraulich gehalten, wenn ihr eines 

habt!) 

insbesondere der Kinder ausländischer Arbeitneh-
mer. — Herr Kollege Blüm, das Gegenteil ist der 
Fall. Das Konzept der Bundesregierung basiert auf 
dem bereits im Februar 1977 vorgelegten und auch 
von den Ländern gutgeheißenen Vorschlägen der 
Bund-Länder-Kommission zur Fortentwicklung einer 
umfassenden Konzeption der Ausländerbeschäfti-
gungspolitik. Ohne den Gleichklang mit den Län-
dern kommen Sie auf diesem Gebiet überhaupt nicht 
voran. 
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(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Steht da was drin 
über die Kinder? — Hasinger [CDU/CSU] : 
Das ist ein Arbeitsmarktprogramm und kein 

jugendpolitisches Programm!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Mül-
ler (Berlin)? 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Urba-
niak, würden Sie mir bestätigen oder soll ich Sie 
daran erinnern, daß wir vom Bundesarbeitsminister 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, als er 
dort auf diese Fragen angesprochen wurde, die Ant-
wort bekamen, der Bund sei nicht zuständig? 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: So ist es!) 

Urbaniak (SPD) : Der Minister hat sich so eingelas-
sen, daß er sich auf das Handlungskonzept Bund-
Länder-Kommission bezogen hat. In diesem föderati-
ven Staat gibt es verfassungsrechtliche Zuordnung, 
die praktiziert wird, wenn eine Lösung des Problems 
im Sinne der Bund-Länder-Kommission betrieben 
wird. Das ist die Tatsache, Kollege Müller. Etwas 
anderes habe ich vom Bundesarbeitsminister nicht 
vernommen. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zusatzfrage? 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Urba-
niak, glauben Sie, daß eine Verpflichtung der Bun-
desregierung, die eigentlich auf Grund des Arbeits-
marktes entstanden ist, damit einfach nicht mehr 
gegeben ist? 

Urbaniak (SPD) : Wir entziehen uns überhaupt kei-
ner Verpflichtung, sondern erledigen mit den Län-
dern den Teil, den es in dieser so wichtigen Frage 
zu erledigen gilt. 

Die Vorschläge der Kommission, von der ich 
sprach, die unter Federführung der Bundesregierung 
gearbeitet hat, sind maßgeblich auch von der Bun-
desregierung gestaltet worden. Die Bund-Länder-
Kommission hat die Integration der zweiten Aus-
ländergeneration ausdrücklich als eine Schwer-
punktaufgabe bezeichnet und zahlreiche Maßnahmen 
zur Förderung dieser Integration vorgeschlagen. 

In diesem Zusammenhang der Integration ist am 
wichtigsten die Forderung nach einer stufenweisen 
Verfestigung des aufenthaltsrechtlichen Status der 
ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien. 
Denn im Hinblick auf längerfristige Unabwägbar-
keiten ist es wichtig, daß die ausländischen Familien 
wissen, unter welchem rechtlichen Gesichtspunkt die-
ser Aufenthaltsstatus gegeben ist. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß im Bun-
desrat nun endlich diese stufenweise Verfestigung 
des Zeitraums von fünf und acht Jahren, was die 
Frage des Aufenthaltsrechts angeht, erfolgt ist und 

dies sehr bald im Verordnungsweg verkündet wer-
den kann. Besonders darf ich aber betonen, daß da-
mit auch eine Schulpflicht verbunden ist. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Denn auch wir haben festgestellt, wie die Verhal-
tensweise der ausländischen Eltern in dieser Frage 
war. Mit dieser Verordnung ist, wie ich meine, eine 
konkrete Bindung, die ja nur dem Kinde zuwachsen 
kann, gegeben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das ist unumstrit

-

ten!) 

Weitere Elemente des im Bund-Länder-Papier vor-
geschlagenen Integrationsprogramms sind die vor-
schulische und die schulische Betreuung, die Eltern-
beratung, außerschulische, insbesondere sozialpäd-
agogische Hilfen, aber auch Maßnahmen zur sozialen 
und beruflichen Eingliederung ausländischer Jugend-
licher. 

Der Kindergartenbesuch ist selbstverständlich ein 
Schwerpunkt in diesem Programm. Gerade dafür 
sollen die Eltern gewonnen werden. Ich hoffe, daß 
sich die Sozialarbeiter in den Gemeinden diesem 
sicherlich anstrengenden Prozeß unterziehen und 
auch dafür eintreten, daß letztlich die ausländischen 
Eltern ihre Kinder in diese vorschulische pädagogi-
sche Einrichtung hineinbringen. Das gilt auch für 
die Tagesstätten. 

Wenn man sich, lieber Kollege Hasinger, den 
Schulalltag draußen im Lande ansieht: In Duisburg 
oder in Remscheid, wo die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion durch ihre Arbeitsgruppe Besuche 
abgestattet hat, kann man nur den Pädagogen und 

 Lehrern danken, die in vorbildlicher Weise die Inte-
gration unter den Nationen betreiben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Genauso übrigens 
auch in Bonn!) 

Ich habe große Hoffnung, daß diese Dinge mehr und 
mehr selbstverständlich werden. 

Mit dieser Darstellung der wesentlichen Elemente 
des vorgeschlagenen Integrationskonzepts der Bund-
Länder-Kommission wird auch die Behauptung wi-
derlegt, die Vorschläge der Bund-Länder-Kommission 
zur Integration der zweiten Ausländergeneration 
seien einseitig arbeitsmarktpolitisch ausgerichtet. 
Denn wir erfassen den Kindergarten, wir erfassen 
die Schule, wir erfassen die weiterführenden schuli-
schn Einrichtungen, wir erfassen die Berufsvorbe-
reitung, wir erfassen den Problembereich jugendli-
cher Arbeitnehmer, die der besonderen Betreuung 
der Bundesanstalt für Arbeit bedürfen, und wir ha-
ben den Aufenthaltsrechtsstatus entsprechend geord-
net. Damit begründe ich, daß wir den Vorwurf, den 
Sie in Ihrem Antrag erheben, nicht auf uns nehmen 
können; er ist nicht gerechtfertigt. 

Die Jugendpolitik der sozialliberalen Koalition 
hat die ausländischen Kinder und Jugendlichen nie 
ausgeklammert. Ob es sich dabei um die zahlrei-
chen Maßnahmen der Jugendförderung wie z. B. 
die Förderung durch den Bundesjugendplan — han-
delt oder um solche der Jugendhilfe: Auch im kom-
menden neuen Jugendhilferecht werden Sie keine 
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Urbaniak 
einzige Stelle finden, die auch nur einen Hauch von 
Diskriminierung zuließe; 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber auch keine be- 
sondere Förderung!) 

im Gegenteil, künftig wird jegliche Jugendhilfe 
mehr als bisher praktische Hilfe für benachteiligte 
Kinder und Jugendliche sein. 

Zum Stichwort „Familienpolitik": Die Familien 
ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
haben an der Förderung durch diese Regierung teil-
genommen. Das kann man von den von der CDU 
oder CSU regierten Ländern leider nicht uneinge-
schränkt sagen, oder wie, Herr Hasinger, ist die 
Meinung der Antragsteller z. B. zur bayerischen Re-
gelung von Heirats- und Familiengründungsdar-
lehen, die Ausländer von der Gewährung ausdrück-
lich ausschließt? 

(Hört! Hört! bei der  SPD — Hasinger [CDU/ 
CSU] : In sozialdemokratischen Ländern gibt 
es überhaupt keine Familiengründungsdar

-

lehen!) 

Ich stelle das an diesem Punkt lediglich fest. 

Die freien Träger haben erhebliche Bundesmittel 
zur Verfügung gestellt bekommen, die in einer Grä-
ßenordnung vorhanden sind, wie man das in frühe-
ren Jahren nicht kannte. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Urbaniak (SPD) : Ich habe schon zwei Fragen zu-
gelassen, das reicht. Der Kollege war schon hier 
und meinte, nach der Zeitabsprache redete ich 
schon zu lange. 

Die von der Bundesregierung bisher durchgeführ-
ten Maßnahmen zur Integration der Kinder auslän-
discher Arbeitnehmer werden im Antrag der CDU/ 
CSU-Fraktion nicht gesehen oder aber als eigene 
Vorschläge ausgegeben. Das gilt z. B. für die ge-
forderte Eltern- und Jugendberatung im Rahmen der 
Sozialberatung, für die Förderung der Hausauf-
gabenhilfe oder für die Maßnahmen zur sozialen 
und beruflichen Eingliederung ausländischer Ju-
gendlicher. Das gilt aber ebenso für die zahlreichen 
Modellförderungen des Bundes zur Verbesserung 
der schulischen Betreuung oder zur Entwicklung 
neuer sozialpädagogischer Hilfen für Ausländer-
kinder. 

Es ist bedauerlich, daß der Antrag der CDU/CSU-
Fraktion, so begrüßenswert und notwendig ein Enga-
gement für die Kinder ausländischer Arbeitnehmer 
auch ist, keine neuen Akzente setzt und keine neuen 
Wege zu weisen vermag, auf denen die zweifellos 
bestehenden Probleme der Integration dieser Kinder 
noch rascher und besser gelöst werden könnten. Ich 
bin gespannt, ob es der CDU/CSU-Fraktion in den 
Ausschußberatungen gelingt, die ihrer Meinung 
nach erforderlichen neuen Akzente klarzumachen. 

Ich sage hier für die sozialdemokratische Frak-
tion: Wir werden in eine gründliche und solide Be-
ratung eintreten. Wir werden das alles mit Ihnen 

diskutieren, was bisher bereits konkret geschehen 
ist. Ich hoffe, ,daß Sie in der Lage sind, das nicht 
nur zu akzeptieren, sondern weitere brauchbare 
Vorschläge .in der Sache zu machen. 

Der CDU/CSU-Fraktion bin ich natürlich dankbar, 
daß uns ihr Antrag erneut Gelegenheit gibt, die 
unverändert positive Grundhaltung der Sozialdemo-
kraten zu unseren ausländischen Mitbürgern dar-
zustellen. Wir haben die Rechte der ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familien vom Betriebsver-
fassungsgesetz bis zum Aufenthaltsrechtsstatus ver-
bessert. Wir haben CDU/CSU-Pläne, die immer noch 
von dem Prinzip der Rotation sprachen, aufgehoben 
und beseitigt. Sie haben sich jetzt wohl durchge-
setzt. 

Wir lassen uns nicht übertrumpfen in der Lösung 
dieser so schweren Frage. Die soziale und freiwil-
lige Integration wird von uns weiter befürwortet 
und gefördert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Antrag der CDU/CSU zu den 
Zukunftschancen der Kinder ausländischer Arbeit-
nehmer ist ein Problem angesprochen worden, das 
heute in der Öffentlichkeit leider noch nicht ent-
sprechend erkannt wird. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Sehr gut! — Hasin

-

ger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Von den ca. 4 Millionen bei uns lebenden Aus-
ländern sind knapp 1 Million Jugendliche, für die 
die Gefahr besteht, daß sie weder bei uns integriert 
werden noch mit ihren Heimatländern und deren 
Kulturkreisen verbunden bleiben. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist das Problem!) 

Wenn es uns nicht gelingt, diese jungen Auslän-
der zu integrieren, sie als gleichberechtigte Mit-
bürger zu akzeptieren, wenn wir es zulassen, daß 
sie eine Schicht minderbemittelter, unterprivilegier-
ter, minderqualifizierter Mitbürger werden, dann 
wird auch auf Grund ihrer anderen Sprache dazu 
beigetragen werden, daß aus ihnen eine geschlos-
sene Gruppe Unzufriedener wird. Soziale Konflikte, 
sozialer Sprengstoff sind dann unvermeidlich. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Nicht nur aus humanen Gründen, sondern auch aus 
Eigennutz sollten wir alles tun, damit sich die her-
anwachsende Generation von Ausländern bei uns 
wohl fühlt. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Völlig richtig!) 

Gleichzeitig sollte ihnen aber die Möglichkeit 
offengehalten werden, ohne neue Eingewöhnungs-
schwierigkeiten dann in ihre Heimatländer zurück-
kehren zu können, wenn sie den Wunsch und das 
Bedürfnis danach haben. Das heißt, unsere Auf-
gabe muß eine doppelte sein: Zum einen müssen 
wir ihnen die Möglichkeit bieten, gleichberechtigte 
Bürger zu werden, zum anderen müssen wir dafür 
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Eimer (Fürth) 
sorgen, daß sie ihrer eigenen Sprache und Kultur 
nicht entfremdet werden, ohne bei uns integriert 
zu sein. 

Jeder, der bereits versucht hat, Ausländer aus 
ihrer Isolation herauszuführen, weiß, welche 
Schwierigkeiten dem entgegenstehen; nicht nur bei 
den Betroffenen selbst, sondern leider auch bei un-
seren deutschen Mitbürgern. Um so dankbarer bin 
ich, daß nun auch die Opposition mit diesem Antrag 
diese Probleme anspricht. Wir müssen uns im kla-
ren sein, daß es bei dem Verhältnis zwischen Deut-
schen und jungen Ausländern nicht so sehr und 
nicht allein auf die materielle, organisatorische 
oder gesetzliche Hilfe ankommt, sondern daß es vor 
allem auf unsere Einstellung gegenüber den Aus-
ländern ankommt. Ich betone nochmals: Wichtiger 
als alle gesetzlichen Maßnahmen ist es, bei beiden 
Gruppen der Bevölkerung für ein gegenseitiges 
Verständnis zu werben. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich habe deshalb die dringende Bitte an die Op-
position, diese Initiative auch in den Teilen ihrer 
Partei wirksam werden zu lassen, die sich nicht mit 
Sozialpolitik beschäftigen. Aktivieren Sie in diesem 
Sinne die Untergliederungen Ihrer Partei, Ihre Mit-
glieder, sprechen auch Sie die Wähler an, also den 
Personenkreis, der bisher oft noch anders dachte. 

(Fiebig [SPD] : Sie meinen den Wirtschafts- 
rat der CDU, nicht? — Gegenruf Dr. Blüm 
[CDU/CSU] : Alle Parteien meint er, auch 

die SPD!) 

Im Grunde sind wir uns, so hat es jedenfalls nach 
Ihrem Antrag den Anschein, in der anstehenden 
Sache einig. Deshalb sollte es, so meine ich, auch 
möglich sein, uns im Detail zu einigen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

In einem Punkt muß ich der Opposition allerdings 
widersprechen. Das betrifft den vierten Spiegel- 
strich des Teiles I Ihres Antrages — ich zitiere —: 

Daher kommt eine Politik der „Eindeutschung" 
ebensowenig in Betracht wie der Entfremdung 
von der Familie. 

Ich meine, wenn Ausländer lange, gar schon in der 
zweiten oder dritten Generation bei uns leben und 
arbeiten, müssen wir bereit sein, sie als gleichbe-
rechtigte Staatsbürger anzuerkennen, wenn sie es 
wollen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber doch keine 
forcierte Eindeutschung!) 

— Das habe ich nicht gesagt. Ich habe gesagt: wenn 
sie das auch wollen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Dann sind wir uns 
einig!) 

Dieser von mir soeben zitierte Spiegelstrich steht 
aber auch, so meine ich, im Gegensatz zur gesamten 
Tendenz Ihres vorgelegten Antrags. Er steht auch 
im Gegensatz zur Politik früherer deutscher Reichs-
regierungen vor 1933. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann viel- 
leicht sein!) 

Bekannte deutsche Fußballspieler mit schwer aus

-

sprechbaren Namen hätten nämlich keine Möglich-
keit gehabt, für Deutschland in der Nationalmann-
schaft zu spielen. Ich darf nur zwei Namen nennen: 
Szymaniak, Abramczik. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, hier gibt es keine Sprachschwierigkeiten. 
Schwierigkeiten gibt es wohl nur im Tempo des 
Spiels. 

Eimer (Fürth) (FDP) : So ist es wohl. 

Lassen Sie mich zu den von Ihnen aufgestellten 
Forderungen in drei Punkten antworten. Erstens. 
Die Mehrzahl der aufgeführten Forderungen fallen 
in die Zuständigkeit von Ländern und Gemeinden. 
Das betrifft vor allem den gesamten kulturellen, 
schulischen und Kindergartenbereich. Hier müssen 
wir auf die uns nahestehenden Länderregierungen 
und kommunalen Stellen einwirken. Vor allem der 
Opposition bietet sich hier ein breites Feld für die 
notwendige Einflußnahme. Wir wären Ihnen sehr 
dankbar, wenn Sie unsere diesbezüglichen Aktivitä-
ten in den Landtagen, z. B. in Baden-Württemberg, 
unterstützen würden. 

Zweitens. Insoweit die Zuständigkeit des  Bundes 
betroffen ist, stehen wir nicht mit leeren Händen da. 
Die Stellungnahme der Bundesregierung zu Ihrem 
Antrag wird einen Katalog von Maßnahmen ent-
halten, der deutlich macht, was bisher geschehen ist. 
Ich darf in diesem Zusammenhang auch an die Große 
Anfrage der beiden Koalitionsfraktionen zur Bil-
dungspolitik erinnern. Die Antwort auf diese Große 
Anfrage findet sich auf der Drucksache 8/1703. In 
der Fragengruppe B 6, Textziffern 125 bis 133, sind 
bereits Teile Ihres Antrages vorweggenommen. Die-
ser Teil nimmt vor allem Stellung zur Lage auslän-
discher Kinder. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Auch von der CDU 
initiiert!) 

Sie haben unter anderem auch den Entwurf zum 
Jugendhilfegesetz angesprochen. Hier ist erstmals 
ganz deutlich klargestellt, daß kein Unterschied zwi-
schen jungen Deutschen und jungen Ausländern 
besteht. Hier ist also ganz eindeutig festgestellt, daß 
es sich um eine Gleichbehandlung beider Bevölke-
rungsgruppen handelt. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber keine beson

-

dere Hilfe!) 

Wir sollten nicht den Eindruck erwecken, daß 
Gesetzgeber oder Regierung per Verordnung die 
Einstellung der Bevölkerung zu Ausländern und de-
ren Stellung in unserer Gesellschaft ändern könnten. 
Diese Änderung der Einstellung ist aber Voraus-
setzung für ein Gelingen der uns gestellten Aufgabe. 
Die Parteien wirken mit an der Meinungsbildung 
des Volkes, deshalb ist dies in erster Linie unser 
aller Aufgabe, die wir anpacken müssen. Vertreten 
Sie das auch vor den oft anders denkenden Wählern 
draußen im Land. Vertreten Sie das auch vor Ihren 
Parteifreunden, die sich oft anders äußern. Die Bun-
desregierung kann und soll uns dabei unterstützen. 
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Eimer (Fürth) 
Der Punkt 6 Ihrer Forderung soll und muß deshalb 
der Zentralpunkt für unser Handeln sein: 

Die Bundesregierung soll dazu beitragen, 
Aufgeschlossenheit und Verständnis in der 
deutschen Gesellschaft gegenüber Kindern 
ausländischer Arbeitnehmer zu verstärken. 

Ich möchte das ergänzen: Wir alle sind dazu auf-
gerufen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Zander. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte angesichts der 
Zeit nur in wenigen Sätzen auf einige Vorwürfe 
eingehen, die der Bundesregierung aus den Reihen 
der Opposition gemacht wurden. 

Der erste Vorwurf war, die jungen Ausländer 
seien von der Bundespolitik vernachlässigt worden. 
Herr Kollege Hasinger, dieser Vorwurf ist falsch. 
Die Bedeutung der Probleme der Kinder ausländi-
scher Arbeitnehmer ist von der Bundesregierung 
schon seit geraumer Zeit erkannt worden. Sie hat 
sich über die vorhandenen Eingliederungsschwierig-
keiten und über die Gesamtsituation ausführlich in-
formiert und im Rahmen ihrer Zuständigkeit und 
auch in Zusammenarbeit mit den Ländern eine 
ganze Reihe von Initiativen entwickelt, um diesen 
jungen Menschen zu helfen. Es wird sicher Gelegen-
heit sein, im Ausschuß dies noch eingehend darzu-
stellen. 

Ein zweiter Vorwurf, Herr Kollege Hasinger, die 
Bundesregierung habe kein Konzept. Die Bundes-
regierung arbeitet auf diesem Gebiet eng mit den 
Ländern und mit allen Beteiligten zusammen. — 
Bitte! 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, könnten Sie mir bestätigen, daß es 
offensichtlich in den Reihen der die Bundesregie-
rung tragenden Fraktionen mit diesem Thema nicht 
zum besten steht, wenn ich im „Sozialdemokrat

-

Magazin" zur Lage der Ausländerkinder lese: „Von 
der SPD erwarten wir mehr" ? 

(Fiebig [SPD] : Mehr als von der CDU!) 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Hasinger, es steht doch außer Frage, daß gerade die 
Sozialdemokratische Partei, die ein Teil der Arbei-
terbewegung ist, sich in ihrer Geschichte schon im-
mer in ganz besonderer Weise auch für internatio-
nale Solidarität — nicht nur gegenüber den jungen, 
sondern auch gegenüber den älteren Arbeitnehmern 
— aufgeschlossen gezeigt hat.  

(Beifall bei der SPD) 

Daß daraus hohe Erwartungen an uns entstehen, 
empfinde ich als Vorteil, nicht als Nachteil. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Ihre eigenen Zeit

-

schriften sagen das Gegenteil!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Par

-

lamentarischer Staatssekretär, gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Herrn Kollegen Urba-
niak? — Bitte! 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß es eine ungezählte Anzahl von 
sozialdemokratischen Frauengruppen gibt, die sich 
gerade mit Schulaufgabenhilfen und der insbeson-
dere bei ausländischen Familien notwendigen Wer-
bung für den Kindergarten beschäftigen und in 
ständiger Aktion sind, um diese Integration über 
das Papier hinaus praktisch erfolgen zu lassen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Urbaniak, ich kann das nicht nur bestätigen, son-
dern noch ergänzen, indem ich auf das hinweise, 
was auch Jugendorganisationen in diesem Bereich 
tun, um jungen Ausländern das Leben in unserer 
Gesellschaft zu ermöglichen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sollten Sie nicht 
auch auf den kirchlichen Bereich hinwei

-

sen?) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
möchte die Gelegenheit nutzen, diese Dinge im Aus-
schuß eingehend darzulegen. Zwei Vorwürfe darf 
ich noch zurückweisen. Der erste Vorwurf war, Herr 
Kollege Hasinger, im Bundesjugendplan sei für ge-
zielte Maßnahmen für junge Ausländer nur eine 
Million DM bereitgestellt. Damit erfüllen wir die 
Möglichkeiten, die wir in der Modellkompetenz ha-
ben. Sie wollen doch hier nicht ernsthaft behaup-
ten, daß Ihnen entgangen ist, daß eine Fülle von 
Mitteln des Bundesjugendplans über die freien Trä-
ger der Jugendarbeit für die gezielte Arbeit mit jun-
gen Ausländern ausgegeben wird. Das ist doch un-
ser Prinzip, daß wir die freie Jugendarbeit der 
Verbände fördern und dafür erhebliche Mittel be-
reitstellen. Dies tut die Bundesregierung, und das 
kommt auch Ausländern zugute. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Hasinger, Sie haben beklagt, daß im 
neuen Jugendwohlfahrtsrecht kein Wort über junge 
Ausländer stehe. Ich empfinde dies als Vorteil und 
nicht als Nachteil. Das geltende Recht beschränkt 
Jugendhilfe auf junge Deutsche. Dies wollen wir 
beseitigen. Bitte, unterstützen Sie uns bei der 
Durchsetzung eines Gesetzentwurfs, nach dem junge 
Menschen in  diesem Lande Anspruch auf Jugend-
hilfe haben, ob sie Deutsche oder Ausländer sind! 
Das ist ein Vorteil, kein Nachteil. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
blicke noch einmal auf die Uhr. Ich weiß, daß Sie 
alle heute noch Verpflichtungen haben. Ich möchte 
die Gelegenheit nutzen, Ihnen im Ausschuß ausführ-
lich darzulegen, daß die Bundesregierung kein Defi-
zit hat. Aber ich möchte Ihnen auch, zeigen können, 
daß wesentliche Verantwortung in diesem Bereich 
in die Kompetenz der Länder fällt. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] : Sie sollten etwas zur 
Zukunft sagen!) 
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Parl. Staatssekretär Zander. 
Ich möchte damit schließen, daß ich sage: Wir 

sollten uns eigentlich über die Grenzen der Frak-
tionen hinweg gemeinsam dieses Problems anneh-
men. Das bedarf der Anstrengung aller Beteiligten. 
An der Bereitschaft der Bundesregierung, hier mit-
zuwirken, wird es mit Sicherheit nicht fehlen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich stelle fest, daß keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen. Ich schlage Ihnen 
vor, den Antrag an den Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit — federführend — sowie an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft — mit-
beratend — zu überweisen. Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der heutigen Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Hauser (Krefeld), Dr. Zeitel, Dr. Dollin-
ger, Schmidhuber, Dr. Schwarz-Schilling, Köh-
ler (Wolfsburg), Dr. von Bismarck, Dr. Luda, 
Feinendegen, Dr. Freiherr Spies von Bülles-
heim, Biehle, Frau Dr. Neumeister, Dr. Riedl 
(München), Dr. Köhler (Duisburg), Lampers-
bach, Frau Will-Feld, Engelsberger, Dr.  Becker 
(Frankfurt), Helmrich, Frau Benedix, Dr. Waf-
fenschmidt, Dr. Jobst, Niegel und der Frak-
tion der CDU/CSU 

Bericht liber die Lage der freien Berufe 
— Drucksachen 8/901, 8/1841 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schachtschabel 
Abgeordneter Schmidhuber 

Ich frage, ob einer der Berichterstatter das Wort 
wünscht. — Das ist nicht der Fall. Ich danke den 
Herren Berichterstattern. Ich frage, ob das Wort zur 
Aussprache gewünscht wird. — Auch das ist nicht 
der Fall. 

.Meine Damen und Herren, der Ausschuß emp-
fiehlt auf der Drucksache 8/1841 die Annahme einer 
Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ' 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Protokoll vom 20. Juni 1977 zur Ände-
rung des Abkommens vom 9. Juli 1962 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des Staates 
Israel zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den Steuern vom Einkommen und bei der 
Gewerbesteuer 
— Drucksache 8/1866 — 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Das Wort zur Einbringung der Vorlage wird nicht 
gewünscht. Das Wort zur Aussprache wird ebenfalls 
nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlage dem Fi-
nanzausschuß — federführend — und dem Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit — mitberatend 
— zu überweisen. — Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 auf: 

Fortsetzung der Beratung des Schlußberichts 
der Enquete-Kommission Verfassungsreform 
(Kommissionsempfehlungen zum Verhältnis 
von Parlament und Regierung) 

aus Drucksache 7/5924 - 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Kapitel 1 	Stärkung der politischen Mitwirkungsrechte der Bürger 

Abschnitt 1.3 Verstärkung der Einflußnahme der Parteimitglieder auf 
die Aufstellung der Wahlkreiskandidaten bei der Bun-
destagswahl 

Abschnitt 4.3 Parteiinterne Auswahl der Wahlkreiskandidaten 

Abschnitt 5 	Einführung begrenzt-offener Listen für die Abgabe der 
Zweitstimme bei der Bundestagswahl 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Kapitel 3 	Allgemeine Stellung des Bundestages, Dauer und vor- 
zeitige Beendigung der Wahlperiode, Minderheitsre-
gierung und Gesetzgebungsnotstand 

Abschnitt 1.2 Grundgesetzänderungen zur Parlamentsreform 

Abschnitt 1.2.2 Minderheitsregierung und Gesetzgebungsnotstand 

Abschnitt 2 	. Die allgemeine Stellung der Volksvertretung im de

-

mokratischen Staatsaufbau 

Abschnitt 3 	Die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode (Auflö

-

sung) 

Abschnitt 4.2.2 Die nachträgliche Minderheitsregierung (Artikel 68 GG) 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Innenausschuß 

Kapitel 4 	Parlamentarische Kontrollrechte 

Abschnitt 2 - Enquete-Kommission 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Innenausschuß 

Kapitel 5 	Gestaltung der Gesetzesberatung 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (federführend) 
Rechtsausschuß 

Hierzu liegt ein sehr umfangreicher Überweisungs-
vorschlag des Ältestenrates vor. Die weitere Aus-
sprache findet voraussichtlich nach der Sommer-
pause statt. Ich- gehe davon aus, daß ich Ihnen das 
im einzelnen nicht vorzutragen brauche, und bitte 
um Beschlußfassung entsprechend der Vorlage des 
Ältestenrates. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 10 auf: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der aufhebbaren 
Sechsunddreißigsten Verordnung der Bundes-
regierung zur Änderung der Ausfuhrliste — 
Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord-
nung - 
- Drucksachen 8/1778, 8/1862 

Berichterstatter: Abgeordneter Lenders 

Eine Ergänzung des Berichts wird nicht gewünscht. 
Ich danke Ihnen, Herr Berichterstatter. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

Keine Beschlußfassung, nur Kenntnisnahme, wenn 
ein Antrag aus der Mitte des Hauses nicht vorliegt. 
Es liegt kein Antrag vor. Ich stelle dies ausdrücklich 
fest. 

 
Ich rufe nunmehr den Punkt 11 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zur 

Entschließung des Europäischen Parlaments 
zur Schiffahrtindustrie der Gemeinschaft 

Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat über eine Sanie-
rung des Schiffbaus in der Gemeinschaft 
— Drucksachen 8/139, 8/1406, 8/1885 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Narjes 

Eine Ergänzung des Berichts wird nicht gewünscht. 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Das Wort zur 
Aussprache wird nicht gewünscht. 
Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses auf 

der Drucksache 8/1885 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Beschluß-
fassung fest. 

Ich rufe den Zusatzpunkt der heutigen Tagesord-
nung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Textilkennzeichnungsgesetzes 
— Drucksache 8/1910 
Überweisungsvorschlag: Ausschuß für Wirtschaft 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
Es wird vorgeschlagen, die Vorlage an den Ausschuß 
für Wirtschaft zu überweisen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, soweit ich sehe, sind 
wir damit am Ende der heutigen Tagesordnung an-
gelangt. Ich danke Ihnen für Ihre Mitarbeit. 

Ich berufe den Deutschen Bundestag zu seiner 
nächsten Sitzung für Donnerstag, den 15. Juni, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.06 Uhr) 

Berichtigungen 

Nachtrag zur 93. Sitzung, Seite 7411 A, Zeile 2: Statt 
„Erding" ist „Eching" zu lesen. 

94. Sitzung, Anlage 1: In die Liste der entschuldigten 
Abgeordneten sind die Namen folgender Abgeord-
neter einzufügen: Ahlers, Damm, Ludewig, Dr. Mer-
tes (Gerolstein) und Schulte (Unna). 

In die Listen der entschuldigten Abgeordneten der 
95. und 96. Sitzung sind die Namen der Abgeordne-
ten Ahlers, Damm, Ludewig und Schulte (Unna) ein-
zufügen. 

96. Sitzung, Seite 7591 D, Zeile 16: Statt „Frau Dr. 
Wilms (CDU/CSU) : Das sagt ausgerechnet ihr!" ist 
zu lesen: „Frau Dr. Wilms (CDU/CSU) : Ausgerech-
net!" 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten  

Abgeordneter) 	entschuldigt bis einschließlich 

Adams * 15. 6. 
Dr. van Aerssen * 15. 6. 
Dr. Ahrens ** 15. 6. 
Dr. Aigner * 15.6. 
Alber * 15.6. 
Dr. Bangemann * 15. 6. 
Dr. Bayerl * 15. 6. 
Biechele 15. 6. 
Blumenfeld * 15. 6. 
Daweke 15. 6. 
Prof. Dr. Ehmke 14. 6. 
Engelsberger 15. 6. 
Fellermaier * 15.6. 
Flämig * 15. 6. 
Dr. Früh * 15.6. 
Dr. Fuchs * 15.6. 
Gertzen 15. 6. 
Gierenstein 14.6. 
Haase (Fürth) * 15. 6. 
Hoffmann (Saarbrücken) * 15. 6. 
Ibrügger * 15. 6. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 15. 6. 
Jung * 15. 6. 
Dr. h. c. Kiesinger 15. 6. 
Dr. Klepsch * 15. 6. 
Klinker * 15.6. 
Koblitz 23a6. 
Lange * 15. 6. 
Lemp * 15. 6. 
Dr. Lenz (Bergstraße) 14.6. 
Lücker * 15. 6. 
Luster * 15. 6. 
Frau Dr. Martiny-Glotz 15. 6. 
Mischnick 15.6. 
Dr. Müller ** 15. 6. 
Müller (Wadern) * 15. 6. 
Dr. Müller-Hermann 14. 6. 
Dr. Narjes 15. 6. 
Neuhaus 14.6. 
Pawelczyk 15. 6. 
Picard 14.6. 
Reddemann ** 15.6. 
Rosenthal 15. 6. 
Schmidt (München) * 15. 6. 
Schmidt (Wattenscheid) 14. 6. 
Schreiber * 15. 6. 
Schwarz 23.6. 
Dr. Schwarz-Schilling 14.6. 
Dr. Schwencke (Nienburg) ** 15. 6. 
Dr. Schwörer * 15. 6. 
,Seefeld * 15. 6. 
Sieglerschmidt * 15. 6. 
Dr. Starke (Franken) * 15. 6. 
Strauß 15.6. 
Sybertz 23. 6. 
Frau Dr. Walz * 15.6. 
Wawrzik * 15.6. 
Wissmann 14. 6. 
Wittmann (Straubing) 15.6. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	entschuldigt bis einschließlich 

Würtz * 	 15. 6. 
Zeyer * 	 15. 6. 
Ziegler 	 23.6. 

für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Marschall (SPD) (Druck-
sache 8/1895 Fragen A 2 und 3): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dem stei-
genden Tablettenverbrauch zur „Beruhigung" von Schulkindern 
Einhalt zu gebieten? 

Hat die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Erkennt-
nisse darüber, daß fast 50 Prozent der Produktion von Ritalin-
Tabletten für sogenannte hyperkinetische Kinder verbraucht 
werden, wie ein Schweizer Pharmakonzern angibt? 

Zu Frage A 2: 

Die übermäßige Verabreichung von Beruhigungs-
mitteln an Schulkinder muß als Mißbrauch von Me-
dikamenten angesehen werden. Die Bundesregierung 
hat im Rahmen ihrer Maßnahmen zur gesundheit-
lichen Aufklärung dieses Fehlverhalten der Eltern 
angesprochen und wird dies weiterhin tun. Der rich-
tige Umgang mit Arzneimitteln ist im übrigen Be-
standteil einer Unterrichtseinheit für die Grund-
schule, die von der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung erarbeitet und nach Prüfung durch 
die Kultusminister in je einem Exemplar den Schu-
len zugestellt worden ist. Dabei ist es erklärtes 
Unterrichtsziel, schon den Kindern zu verdeutlichen, 
daß die Einnahme von Arzneimitteln nur in be-
stimmten Fällen und damit sehr kritisch erfolgen 
sollte, daneben aber immer andere Lösungshilfen ge-
prüft werden müßten. Das Curriculum „Alkohol, 
Rauchen, Selbstmedikation, Werbung und Gesund-
heit" ist im Klett Verlag Stuttgart 1975 erschienen. 

Unnötigen Medikamentenverbrauch, hier speziell 
bei Kindern, zu vermeiden, muß auch als Aufgabe 
der Ärzte angesehen werden, die insoweit ihre be-
ratende Funktion verstehen müssen. 

Zu Frage A 3: 

Der Bundesregierung liegen solche Erkenntnisse 
nicht vor. Das Bundesgesundheitsamt hat im August 
1977 eine Stellungnahme abgegeben, wonach die 
Verschreibung von Ritalin-Tabletten für hyperkine-
tische Kinder als ärztlich begründet angesehen wird, 
sofern es sich um ein klar abgrenzbares Krankheits-
bild handele. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kittelmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1895 Fragen A 27 und 28) : 

Muß der Bundespostminister mit seinen großformatigen An-
zeigen nicht befürchten, daß er dadurch eine große Verärgerung 
bei den Bürgern auslöst und damit die kritische bis ableh-
nende Haltung vieler Bürger zum Staat und seinen Institutio-
nen noch fördert? 

Glaubt der Bundespostminister mit dieser politischen Wer-
bung die weit verbreitete Verstimmung in der Öffentlichkeit 
über den Zeittakt, wie er sich auch in der „Aktion Billiges 
Telefon" dokumentiert, beseitigen zu können? 

Durch die großformatigen Anzeigen wurden den 
Bürgern Einzelheiten des von ihnen bereits als vor-
teilhaft erkannten neuen Telefon-Tarifsystems nahe-
gebracht. Soweit sie also eine ablehnende Haltung 
gegenüber dem Staat eingenommen haben sollten, 
konnte diese Anzeige ihre Einstellung nur positiv 
beeinflussen. 

Bei der Tageszeitungsanzeige handelt es sich um 
eine ausschließlich auf die Unternehmenspolitik der 
Deutschen Bundespost bezogene Information. Aus 
Umfragen ist bekannt, daß der überwiegende Teil 
der Bevölkerung dem Telefon-Nahdienst positiv 
gegenübersteht. Auch Kollegen aus den Reihen der 
CDU/CSU haben darum gebeten, den Telefon-Nah-
dienst früher als vorgesehen in ihren Wahlkreisen 
einzuführen, offenbar wegen der tatsächlich nach-
weisbaren Vorteile des Nahdienstes. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Regenspurger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1895 Fragen A 29 und 30) : 

Trifft es zu, daß die doppelten ganzseitigen Anzeigen der 
Deutschen Bundespost am 7. Juni 1978 u. a. in „Die Welt", 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" und „Süddeutsche Zeitung" 
allein hier schon rund 150 000 DM (ohne Rabatt) gekostet haben? 

Glaubt der Bundespostminister, daß er mit den angeführten 
Medien die in den Anzeigen angesprochene Zielgruppe, näm-
lich die Inhaber von Telefonsozialanschlüssen, wie z. B. Wohn-
geldempfänger, erreicht hat? 

Für die doppelseitige Tageszeitungsanzeige zum 
Thema Telefon-Nahdienst, die in der 23. Woche 1978 
in den Tageszeitungen „Die Welt", „FAZ" und „Süd-
deutsche Zeitung" erschienen ist, hat die Deutsche 
Bundespost 119 200 DM aufgewendet. Die Anzeige 
ist nicht nur in überregionalen Tageszeitungen, son- 
dern auch Kaufzeitungen wie Express, TZ München 
und Abendpost/Nachtausgabe Frankfurt erschienen. 

Ziel der Anzeige war es, über die besonderen Vor-
teile des Telefon-Nahdienstes für ältere und sozial 
schwache Bürger zu unterrichten. Angesprochen wer-
den sollte jedoch nicht nur der betroffene Personen-
kreis, sondern auch die breite Öffentlichkeit, die 
ihrerseits diese Informationen an die begünstigte 
Gruppe weitergeben und aufklärend wirken kann. 
Die Information sollte also unmittelbar und mittel-
bar an die Begünstigten herangetragen werden. 

Gerade die Leser der meinungsbildenden Zeitun-
gen werden von älteren Leuten um Rat und nach 
ihrer Meinung gefragt. 

Anlage 5 

Antwort 
 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 32) : 

Was unternimmt die Bundesregierung, um dem in der „DDR" 
wegen Fluchthilfe zu 12 Jahren Haft verurteilten Wolf-Dietrich 
Gehrmann und dem wegen des gleichen Delikts zu 61/ 2 Jahren 
Haft verurteilten Michael Rabe zu helfen? 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob die beiden 
Inhaftierten, Wolf-Dietrich Gehrmann und Michael 
Rabe, die am 26. März bzw. 1. Mai 1978 festgenom-
men wurden, in die besonderen Bemühungen um 
politische Häftlinge einbezogen werden können. 

Über die Verurteilungen und die Strafmaße liegen 
mir bisher lediglich Pressemitteilungen vor. 

Anlage 6 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Hauff auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Grunenberg (SPD) (Druck-
sache 8/1895 Fragen A 34 und 35) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem Weiter-
betrieb der „Otto Hahn" durch Ausrüstung des Schiffes mit 
einem dritten Reaktorkern Priorität gebührt, weil sich die Bun-
desrepublik Deutschland nur so einen Anteil an dieser zu-
kunftsweisenden Schiffbau- und Schiffahrttechnologie sichern 
kann? 

Welche anderen gangbaren Wege will die Bundesregierung 
beschreiten, um der Bundesrepublik Deutschland eine angemes-
sene Teilhabe an dem künftigen Einsatz der Kerntechnologie 
als Antriebsenergie in Schiffbau und Schiffahrt zu verschaffen? 

Die Frage des Weiterbetriebs der „Otto Hahn" 
mit einem dritten Kern darf nicht isoliert gesehen 
werden, sondern ein Weiterbetrieb der „Otto Hahn" 
hat letztlich nur dann einen Sinn, wenn sich in über-
schaubarer Zeit ein kommerzieller Einsatz von 
nuklearen Handelsschiffen abzeichnet. Ließe sich 
diese Frage positiv beantworten, dann könnte zu-
sätzlich zum Bau eines Demonstrationsreaktor-Schif-
fes der weitere Betrieb der „Otto Hahn" sinnvoll 
sein. 

Die Bundesregierung hat sich viele Jahre um die 
Realisierung eines solchen Demonstrationsreaktor

-

Schiffes bemüht, ohne allerdings einen Reeder ge-
funden zu haben, der bereit gewesen wäre — auch 
bei staatlicher Unterstützung — ein solches Schiff 
unter annähernd wirtschaftlichen Bedingungen zu 
bestellen. Basis für diese ablehnende Haltung der 
Wirtschaft sind die gemeinsam mit uns durchge-
führten Untersuchungen über den nuklearen Schiffs-
antrieb für Containerschiffe, Tanker und Erzschiffe, 
die übereinstimmend aussagen, daß der Kernener-
gieantrieb in den nächsten 15 bis 20 Jahren keine 
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wirtschaftliche Alternative gegenüber konventionel-
len Schiffen darstellt. 

Unter diesen Randbedingungen hat sich die Bun-
desregierung auch die Frage nach dem Weiterbe-
trieb der „Otto Hahn" über das Jahr 1979 hinaus 
gestellt. Die „Otto Hahn" wird dann in 10 Jahren 
einen sehr erfolgreichen und sicheren Betrieb de-
monstriert und dabei ihre wesentlichen Aufgaben 
erfüllt haben. Ein endgültiger Beschluß über den 
Weiterbetrieb der „Otto Hahn" wird voraussichtlich 
noch im Juni 1978 zusammen mit den 4 norddeut-
schen Küstenländern getroffen werden, wobei die 
bis dahin gezeigte konkrete Bereitschaft der Wirt-
schaft zum Bau eines größeren nuklearen Handels-
schiffes und einer maßgeblichen Beteiligung der 
Wirtschaft am weiteren Betrieb der „Otto Hahn" 
wesentliches Kriterium sein wird. 

Anlage 7 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Hauff auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Voss (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1895 Fragen A 36 und 37): 

In welchem Umfang wird von der Bundesregierung sicherge-
stellt, daß Inspekteure, die im Rahmen der Internationalen 
Atomenergiebehörde in der Bundesrepublik Deutschland Kon-
trollen durchführen, diese Kontrolltätigkeit nicht zur Ausspä-
hung der deutschen Nuklearanlagen benutzen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß über die Internationale 
Atomenergiebehörde (IAEO) Kontrolleure aus der DDR Zugang 
zu deutschen Anlagen haben, und hat die Bundesregierung hier-
gegen Bedenken? 

Zu Frage A 36: 

Nach Art. 6 des Verifikationsabkommens vom 
5. April 1973 zwischen der Internationalen Atom-
energie-Organisation (IAEO), der Europäischen 
Atomgemeinschaft und sieben ihrer Mitgliedstaaten, 
darunter die Bundesrepublik Deutschland (BGB1. II 
1974, S. 794), in dem die IAEO-Verifikationsmaß-
nahmen und insbesondere der Zugang von IAEO-In-
spektoren zu deutschen Nuklearanlagen geregelt ist, 
hat die IAEO „alle Vorkehrungen (zu treffen), um 
Geschäfts- und Industriegeheimnisse sowie  andere 
vertrauliche Informationen zu schützen, von denen 
sie bei • der Durchführung dieses Übereinkommens 
Kenntnis erlangt". Art. VII F des Statuts der IAEO 
(BGB1. II 1965, S. 268) legt fest, daß IAEO-Inspekto-
ren „vorbehaltlich ihrer Verantwortlichkeit gegen-
über der (IAEO) ... weder Betriebsgeheimnisse noch 
sonstige vertrauliche Informationen preisgeben (dür-
fen), die ihnen auf Grund ihrer Tätigkeit im Dienste 
der (IAEO) zur Kenntnis gelangen". Darüber hinaus 
hat die Bundesregierung gemäß Art. 85 des Verifika-
tionsabkommens Einfluß auf die Auswahl von IAEO-
Inspektoren; sie kann einen von der IAEO für das 
Gebiet der sieben dem Verifikationsabkommen an-
gehörenden EG-Staaten vorgeschlagenen Inspektor 
ablehnen, falls ihr dies erforderlich erscheint, und 
falls erforderlich, die IAEO ersuchen, die Benennung 
eines IAEO-Inspektors für die genannten Staaten 
rückgängig zu machen. 

Zu Frage A 37: 

Wie ich bereits auf Anfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Narjes am 26. April 1978 erklärt habe, hat 
die IAEO bisher in einem Fall die Zustimmung zur 
Benennung eines aus der DDR stammenden Inspek-
tors für das Gebiet der sieben EG-Staaten erbeten. 
Da weder eine der anderen beteiligten EG-Regierun-
gen noch die EG-Kommission widersprochen hat und 
da gleichzeitig ein IAEO-Inspektor aus der Bundes-
republik Deutschland für das Gebiet der DDR zuge-
lassen worden ist, ist der aus der DDR stammende 
IAEO-Inspektor für die sieben EG-Staaten benannt 
worden. Der Bundesregierung sind auch seitdem 
keine Umstände bekannt geworden, aus denen sich 
Bedenken gegen die Tätigkeit des IAEO-Inspektors 
aus der DDR ergeben könnten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Walther (SPD) 
(Drucksache 8/1895 Fragen A 40 und 41): 

Hält die Bundesregierung das bis jetzt praktizierte Notauf-
nahmeverfahren von Übersiedlern aus der DDR (politische 
Häftlinge, Sperrbrecher und legal Zugewanderte) auf der 
Grundlage des Bundesnotaufnahmegesetzes vom 22. August 1950 
noch für zeitgemäß, oder beabsichtigt sie, eine alsbaldige Novel-
lierung unter Berücksichtigung der heute erheblich veränderten 
Bedingungen vorzuschlagen? 

Hält die Bundesregierung in diesem Zusammenhang das Ver-
teilungsverfahren nach § 5 des Bundesnotaufnahmegesetzes vom 
22. August 1950 noch für zumutbar? 

Zu Frage A 40: 

Es trifft zu, daß sich die tatsächlichen Verhältnisse 
seit Erlaß des Bundesnotaufnahmegesetzes vom 
22. August 1950 wesentlich geändert haben. Dem 
wurde in der Weise Rechnung getragen, daß das 
Verfahren zur Erteilung der Notaufnahme in den 
letzten Jahren wiederholt vereinfacht werden konn-
te. So wird der Bescheid über die Erteilung der Not-
aufnahme in den weitaus meisten Fällen im Bundes-
notaufnahmeverfahren auf Grund eines schriftlichen 
Antrages erteilt, ohne daß es des persönlichen Er-
scheinens des Antragstellers bedarf. 

In den anderen Fällen handelt es sich überwiegend 
um Antragsteller, die noch keinen Wohnsitz im Bun-
desgebiet haben und daher einem Bundesland zur 
Betreuung zugewiesen werden müssen. Auch in die-
sen Fällen ist der Aufenthalt aus Anlaß des Bundes-
notaufnahmeverfahrens durchschnittlich auf etwa, 
zwei bis drei Tage beschränkt. 

Weitere Vereinfachungen für das Verfahren wer-
den gegenwärtig im Bundesnotaufnahmeverfahren 
probeweise durchgeführt. Wenn sich diese Vereinfa-
chungen als zweckmäßig erweisen, wird eine Än-
derung des Gesetzes voraussichtlich nicht notwendig 
werden. 

Zu Frage A 41: 

Nach § 5 des Notaufnahmegesetzes sind die Län-
der verpflichtet, die Antragstellter im Bundesnotauf- 
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nahmeverfahren nach Bestimmung durch den Beauf-
tragten der Bundesregierung aufzunehmen, wobei 
der durch Beschluß des Bundesrates vom 21. Dezem-
ber 1962 festgesetzte Verteilerschlüssel zugrunde zu 
legen ist. 

Die meisten der Antragsteller haben — bedingt 
durch Verwandte, Freunde oder Arbeitsplatzmög-
lichkeiten — bestimmte Vorstellungen und Wünsche 
über den Aufnahmeort, die selbstverständlich be-
rücksichtigt werden. 

Lediglich ein kleiner Teil der Antragsteller kommt 
ohne Wünsche oder Vorstellungen in das Bundes-
notaufnahmeverfahren. Für sie ist deshalb das Ver-
teilungsverfahren erforderlich, damit auch deren Be-
treuung in den Ländern gewährleistet ist. 

Deshalb wird auf das Verteilungsverfahren mit 
der Bestimmung des ersten Wohnsitzes im Bundes-
gebiet auch künftig nicht zu verzichten sein, wobei 
ich auch hier bereit bin, mit den Ländern zu prüfen, 
ob sich weitere Vereinfachungen hierzu erreichen 
lassen. 

Anlage 9 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Volmer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1895 Fragen A 44 und 45) : 

Auf welche Weise lassen sich nach Auffassung der Bundes-
regierung in einer Person die zum ständigen Hinwirken auf die 
„sozialistische Umwälzung" verpflichtende Zugehörigkeit zur 
DKP oder die vergleichbare Verpflichtung auslösende Zugehö-
rigkeit zu einer anderen Partei mit verfassungsfeindlicher Ziel-
setzung einerseits mit der verfassungsrechtlich gesicherten Ver-
pflichtung eines Beamten zum jederzeitigen Eintreten für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung andererseits vereinen? 

Wie läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung die nach 
dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom Mai 1975 
von jedem Beamten zu verlangende eindeutige Distanzierung von 
Gruppen und Bestrebungen, die diesen Staat, seine verfassungs-
mäßigen Organe und die geltende Verfassungsordnung angrei-
fen,  bekämpfen und diffamieren, im Falle der Mitgliedschaft 
eines Beamten oder Beamtenbewerbers in einer solchen 
Gruppe ohne Verzicht auf diese Mitgliedschaft glaubhaft dartun? 

Zu Frage A 44: 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Regierungs-
erklärung am 16. Dezember 1976 ausgeführt, daß die 
Bundesregierung bei der Überprüfung der Verfas-
sungstreue von Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst nach den vom Bundesverfassungsgericht auf-
gestellten Grundsätzen und nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts und des Bundesverwal-
tungsgerichts verfährt. 

Die vom Bundeskabinett am 19. Mai 1976 zustim-
mend zur Kenntnis genommenen Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue schreiben, ausdrück-
lich insbesondere die Beachtung der grundlegenden 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
22. Mai 1975 und der Entschließung des Hohen Hau-
ses vom 24. Oktober 1975 vor. 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seiner 
Entscheidung vom Mai 1975 zu dem mit Ihrer Frage 
angesprochenen Problem, inwieweit ein Beamter 

durch das Bekenntnis zu verfassungsfeindlichen Ziel

-

setzungen einer Vereinigung seine Pflicht zum je

-

derzeitigen Eintreten für die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung verletze, unmißverständlich ge-
äußert. 

Es hat in dieser Entscheidung dargelegt, daß die 
Zugehörigkeit zu einer Partei oder Vereinigung mit 
verfassungsfeindlichen Zielen nur „ein Stück des 
Verhaltens" sein kann, das für die geforderte Be-
urteilung der Persönlichkeit eines Bewerbers erheb-
lich ist. Bei dieser Beurteilung des Bewerbers, ob 
er die Gewähr der Verfassungstreue biete, handele 
es sich um ein prognostisches Urteil über seine 
Persönlichkeit, nicht lediglich um die Feststellung 
einzelner Beurteilungselemente. Die Zugehörigkeit 
zu einer Partei oder Vereinigung mit verfassungs-
feindlichen Zielen sei aber nur eines aus der Viel-
zahl der möglichen Beurteilungselemente. 

Diese Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
wird von der Bundesregierung voll geteilt. Eine Kri-
tik an dieser Auffassung, die unter Abgehen von der 
Einzelfallprüfung zu einer Automatik der Bewertung 
auf Grund einzelner Merkmale gelangen wollte, 
muß zurückgewiesen werden. 

Zu Frage A 45: 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be-
schluß vom Mai 1975 auch dargelegt, es wäre offen-
bar verfassungsrechtlich bedenklich, wenn ein Ge-
setz allgemein zwingend vorschriebe, daß einzelne 
konkrete Verhaltensweisen die Gewähr der Verfas-
sungstreue ausschlössen. Dies ist auch die Auffas-
sung der Bundesregierung. 

Dieser Auffassung liegt der Gedanke zugrunde, 
daß die erforderliche Prognosebeurteilung durch den 
für die Einstellung Verantwortlichen nicht durch 
eine vorgegebene Automatik in bezug auf Einzel-
merkmale ersetzt werden kann. Einen solchen Regel-
automatismus kann es weder für ein negatives 
noch — im Sinne Ihrer Fragestellung für ein po-
sitives Einzelmerkmal, das jeweils in die Gesamt-
beurteilung einzubeziehen ist, geben. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wies- 
baden) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 46) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß trotz der Fest-
stellung des Bundesverfassungsgerichts, die politische Treue-
pflicht gelte für alle Beamten, unabhängig von ihrer Funktion 
und ihrer besonderen rechtlichen Stellung, an diese Treuepflicht 
etwa unter dem Gesichtspunkt der Sicherheitsrelevanz des je-
weiligen Arbeitsplatzes unterschiedliche Ansprüche gestellt wer-
den dürfen? 

Die Bundesregierung ist wie das Bundesverfas-
sungsgericht der Auffassung, daß ,die Gewähr der 
Verfassungstreue als materielle Eignungs- und Ein-
stellungsvoraussetzung hinsichtlich des Ausmaßes 
dieser Verfassungstreue nicht einer Differenzierung 
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je nach Art der dienstlichen Obliegenheiten des Be-
amten zugänglich ist. 

Die Bundesregierung teilt aber auch die Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts, daß auch im 
Prüfungsverfahren das im Rechtsstaatsprinzip ver-
ankerte Gebot der Verhältnismäßigkeit zu beachten 
ist. 

Anlage 11 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1895 Frage A 47) : 

Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung die soge-
nannte Vermutung für die Verfassungsloyalität eines Beamten-
bewerbers im Einzelfall widerlegt werden, wenn eine Anfrage 
bei den Verfassungsschutzbehörden, die nach gesetzlichem Auf-
trag Erkenntnisse über verfassungsfeindliche Bestrebungen zu 
sammeln haben, untersagt ist, und wie unterscheidet sich ange-
sichts eines solchen Verbots die sogenannte Vermutung prak-
tisch von einer unwiderleglichen Unterstellung zugunsten eines 
Bewerbers? 

Im Bereich des Bundes ist entsprechend der Ent-
schließung des Deutschen Bundestages vom 24. Ok-
tober 1975 bei Beamtenbewerbern darauf abzustel-
len, daß der freiheitliche demokratische Staat von 
der Verfassungsloyalität seiner Bürger ausgeht. Zu-
gunsten der Bewerber für den öffentlichen Dienst 
spricht daher grundsätzlich die Vermutung, daß sie 
in ihrer Person die Gewähr der Verfassungstreue 
bieten. Wenn bei Behörden Tatsachen vorliegen, die 
diese Vermutung im Einzelfall ernsthaft in Frage 
zu stellen geeignet sind, ergibt sich für die Einstel-
lungsbehörde das Recht und die Pflicht, eine kon-
krete Überprüfung vorzunehmen. Von einem gene-
rellen Verbot, beim Bundesamt für Verfassungs-
schutz anzufragen, und von einer unwiderleglichen 
Vermutung im Sinne Ihrer Fragestellung kann also 
keine Rede sein. 

Im übrigen stellt eine solche Anfrage nur einen 
von mehreren Wegen dar, die im Rahmen der Ent-
scheidung über die Einstellung eines Bewerbers  die 
Beurteilungsgrundlagen liefern können. Das  Bundes-
verfassungsgericht hat in seinem Beschluß vom Mai 
1975 insbesondere darauf hingewiesen, daß der 
Dienstvorgesetzte während des Vorbereitungsdien-
stes und der Probezeit eines Beamten Gelegenheit 
habe, den Bewerber intensiv kennenzulernen, ihn zu 
beobachten und sich schließlich ein Urteil über 
seine Persönlichkeit zu bilden. Hier, wo die Ver-
waltung unmittelbar sich ein zuverlässiges Bild 
über den Anwärter machen könne, muß nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts der Schwer-
punkt liegen für die Gewinnung ,des Urteils, ob der 
Bewerber die geforderte Gewähr bietet oder nicht. 

Anlage 12 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Krey (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1895 Frage A 48) : 

Bei welchen Eignungsmerkmalen eines Beamtenbewerbers darf 
nach Auffassung der Bundesregierung das sonst von Amts 
wegen zu prüfende Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen 
durch eine Vermutung. zugunsten des Bewerbers ersetzt wer-
den? 

Die Bundesregierung folgt bei der Überprüfung 
der Verfassungstreue von Bewerbern für den öffent-
lichen Dienst der Entschließung des Deutschen Bun

-

destages vom 24. Oktober 1975, nach der unser 
freiheitlich-demokratischer Staat von der Verfas-
sungsloyalität seiner Bürger auszugehen habe und 
zugunsten der Bewerber deshalb grundsätzlich die 
Vermutung spreche, daß sie in ihrer Person die Ge-
währ der Verfassungstreue bieten. 

Diese Vermutung ist Bestandteil der in jedem 
Einzelfall vorzunehmenden prognostischen Beurtei-
lung der Persönlichkeit eines Bewerbers; sie ersetzt 
aber nicht diesen Beurteilungsvorgang. 

Anlage 13 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Langguth (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 49): 

Gibt es im Verantwortungsbereich des Bundes ein Verbot an 
öffentliche Dienststellen, vor der Einstellung von Bewerbern 
sich durch Anfragen bei den für die Beobachtung verfassungs-
feindlicher Bestrebungen zuständigen Verfassungsschutzbehör-
den nach etwaigen Erkenntnissen über einen Bewerber zu er-
kundigen, oder wird ein solches Verbot erwogen, und wenn 
ja, wie ist dies nach Auffassung der Bundesregierung mit dem 
Verfassungsgebot der gegenseitigen Amtshilfe von Behörden zu 
vereinbaren? 

Eine Regelung, die es den Einstellungsbehörden 
untersagt, bei der Beurteilung der Verfassungstreue 
von Bewerbern im Bedarfsfall notwendige Anfragen 
an das Bundesamt für Verfassungsschutz zu richten, 
gibt es nicht. Eine solche Regelung wird auch nicht 
erwogen. 

Anlage 14 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 50) : 

Erfüllt nach Auffassung der Bundesregierung schon derjenige 
die jedem Beamten von Verfassungs wegen obliegende politi-
sche Treuepflicht, dem eine verfassungsfeindliche Tätigkeit nicht 
nachzuweisen ist oder verlangt die „Gewähr der Treue" die 
Feststellung positiver Merkmale? 

Den ersten Teil Ihrer Frage beantworte ich mit 
„Nein", den zweiten Teil beantworte ich mit „Ja". 

Anlage 15 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Berger (Herne) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 51) : 

Unter welchen Umständen haben nach Auffassung der Bun-
desregierung die gesetzlichen Voraussetzungen für die Einlei-
tung eines Disziplinarverfahrens wegen des Verdachts einer 



7730* 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 97. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. Juni  1978 

Verletzung der politischen Treuepflicht hinter den Kriterien 
„Verständnis in der öffentlichen Meinung" und „Zustimmung 
in den Koalitionsfraktionen" zurückzutreten? 

Nach der Bundesdisziplinarordnung hat  der 
Dienstvorgesetzte bei Verdacht eines Dienstverge-
hens die zur Aufklärung des Sachverhalts erforder-
lichen Ermittlungen (Vorermittlungen) zu veran-
lassen. Bei Pflichtverletzungen, die eine den Diszi-
plinargerichten vorbehaltene Disziplinarmaßnahme 
erwarten lassen, kommt die Einleitung eines förm-
lichen Disziplinarverfahrens in Betracht. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Spranger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1895 Fragen A 52 und 53) : 

Wie läßt sich nach Meinung der Bundesregierung die Fest-
stellung des Bundesverfassungsgerichts, die Mitgliedschaft eines 
Bewerbers in einer Partei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung 
sei nur ein Teil des für die Beurteilung eines Bewerbers erheb-
lichen Verhaltens, mit dem Anspruch vereinbaren, die Mitglied-
schaft in einer demokratischen Partei schließe auf jeden Fall 
Zweifel an seiner Verfassungstreue aus? 

Liefert der Versuch oder das Ausbleiben des Versuchs von 
Indoktrination während der Referendarzeit allein eine hinrei-
chende Gewähr für die Verfassungstreue eines Beamten, oder 
vermag sich die Bundesregierung vorzustellen, daß Beamte, 
die einer totalitären Kaderpartei angehören, um weiterreichen-
der Ziele willen zeitweise auf solche Ziele verzichten, ohne 
zugleich die Entschlossenheit zur Unterstützung ihrer Partei 
auch gegen unsere Verfassungsgrundsätze aufzugeben? 

Zu Frage A 52: 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be-
schluß vom Mai 1975 ausgeführt, daß der für die 
Einstellung Verantwortliche seine Überzeugung, ob 
ein Bewerber die Gewähr der Verfassungstreue 
biete, auf eine Vielzahl von Bewertungselementen 
zu stützen haben wird. Eine Automatik, daß auf 
Grund eines einzelnen Elementes das Ergebnis der 
Bewertung vorgegeben sei, ohne daß die Persön-
lichkeit des Bewerbers insgesamt gewürdigt wird, 
kann es dabei nicht geben. 

Das schließt nicht aus, daß bestimmten Bewer-
tungselementen ein besonderes Gewicht zugemes-
sen wird. Zu diesen könnte auch die Mitgliedschaft 
in einer demokratischen Partei gehören. Ein Wider-
spruch zu der Auffassung des Bundesverfassungs-
gerichts ließe sich aus einer solchen Gewichtung 
nicht ableiten. 

Zu Frage A 53: 

Die Überzeugung, ob ein Beamtenbewerber die 
Gewähr der Verfassungstreue bietet oder nicht, ist 
eine prognostische Beurteilung seiner Persönlich-
keit. Das Bundesverfassungsgericht hat gerade die 
Referendarzeit als geeignete Gelegenheit für den 
Dienstvorgesetzten bezeichnet, den Bewerber in-
tensiv kennenzulernen, ihn zu beobachten und sich 
schließlich ein Urteil über seine Persönlichkeit zu 
bilden. Diese Auffassung teilt die Bundesregierung. 

Versuche des Mißbrauchs der Stellung im öffent-
lichen Dienst zur politischen Beeinflussung im Sinne 
Ihrer Fragestellung während dieser Zeit oder das 
Ausbleiben solcher Versuche werden in diesem Zu-
sammenhang auch ein Element der Beurteilung 
sein müssen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wies- 
baden) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 54) : 

Geht auch die Bundesregierung davon aus, daß die ständige 
Behauptung, aktive Demokraten, Sozialisten und Kommunisten 
würden vom öffentlichen Dienst ausgeschlossen und erhielten 
Berufsverbot, mit der undifferenzierten Aufzählung unterschied-
licher politischer Zielsetzungen wahrheitswidrig suggerieren 
will, daß auch Bürger, die im Rahmen und unter Anerkennung 
der verfassungsmäßigen Grundordnung für Veränderungen in 
Staat und Gesellschaft eintreten, allein aus diesem Grunde vom 
Staatsdienst ferngehalten werden? 

Die Kritik an der Praxis bei der Überprüfung der 
Verfassungstreue von Beamtenbewerbern erfolgt 
sicherlich aus unterschiedlichen Motiven. Sie wird 
zum Teil agitatorische Ziele im Sinne Ihrer Frage-
stellung verfolgen. Sie ist zum anderen Teil aber 
auch von der echten Sorge getragen, daß ein Über-
maß bei der Prüfung der Verfassungstreue zu Op-
portunismus und Duckmäusertum führen kann. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungs-
erklärung vom 16. Dezember 1976 hierzu folgendes 
ausgeführt: 

„Wir möchten nicht zulassen, daß diejenigen 
Werte bedroht werden,  für die Generationen von 
Demokraten gekämpft, in vielen Fällen geopfert und 
gelitten haben. Wir wollen keine Opportunisten 
und Angepaßten. Was wir brauchen, sind freie, sind 
selbstbewußte, sind mutige und engagierte Bürger, 
die nicht geduckt oder gedrückt werden." 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Berger (Herne) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1895 Frage A 55) : 

Gilt der Hinweis im Verfassungsschutzbericht der Bundes-
regierung an nichtkommunistische sozialistische Vereinigungen, 
daß eine Zusammenarbeit mit Kommunisten erfahrungsgemäß 
deren revolutionäre Ansätze fördere, die eigene politische Po-
sition jedoch schwäche, sinngemäß auch für die Zusammen-
arbeit mit Kommunisten als Beamten? 

Ich vermag dem Gedankengang Ihrer Frage nicht 
zu folgen. 

Ich kann nur nochmals auf die Grundsätze ver-
weisen, die für die Bundesregierung bei der Prü-
fung der Verfassungstreue von Beamtenbewerbern 
maßgebend sind und die ich auf die Fragen des Kol-
legen Volmer bereits ausführlich dargelegt habe. 
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Anlage 19  
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/1895 Fragen A 61 und 63): 

Inwieweit hat die Bundesregierung die Ergebnisse der Stu-
diengruppe „Nuclear Fuel Cycles and Waste Management" der 
American Physical Society (Heft 1/78 der Review of Modern 
Physics) ausgewertet und in ihre Entsorgungsstrategie einbezo-
gen, insbesondere die Aussage, daß weder die Anlagen in 
Windscale noch die in Cap la Hague als zuverlässige und er-
probte Anlagen im industriellen Maßstab gelten können? 

Hält die Bundesregierung es im Anschluß an ihre Antwort auf 
meine Frage vom 7./8. Juni (Anfrage Nummer 74, Drucksache 
8/1850) für sinnvoll, Gespräche mit Arbeitgebern und Gewerk-
schaften zu führen, um gewisse „Rahmenrichtlinien" für die 
Kompetenzen und das Verhalten des Werkschutzes zu erarbei-
ten, die die Grundrechte betroffener Arbeitnehmer sichern und 
Rechtssicherheit auch für die Werkschutzbediensteten schaffen? 

Zu Frage A 61: 

Der Bericht der von Ihnen erwähnten amerikani-
schen Studiengruppe, der im Januar 1978 veröffent-
licht wurde, enthält keine Bewertung ausländischer 
Wiederaufbereitungsanlagen hinsichtlich ihrer Zu-
verlässigkeit und ihres Erprobungsgrades. 

Die Anlagen in Windscale und Cap la Hague wer-
den nur an einer Stelle als „wesentliche ausländische 
Anlagen", die zur Zeit existieren, ohne weitere 
Wertung erwähnt. 

Zu Frage A 63: 

Die Bundesregierung wird alle für sie bestehenden 
Möglichkeiten prüfen, die Befugnisse des Werk-
schutzes und die Rechte der Werksangehörigen für 
beide Seiten transparenter zu machen. Eine Möglich-
keit dazu könnten auch Gespräche mit Arbeitgebern 
und Gewerkschaften sein. Sie werden sicherlich 
Verständnis dafür haben, daß ich mich über weitere 
Einzelheiten heute noch nicht äußern kann. Über die 
zur Zielerreichung geeignet erscheinenden Mittel 
müssen zunächst Gespräche mit den fachlich beson-
ders berührten Bundesministern für Arbeit, für Wirt-
schaft und der Justiz geführt werden. Über das Er-
gebnis werden Sie zu gegebener Zeit unterrichtet 
werden. 

Anlage 20 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Kirschner (SPD) 
(Drucksache 8/1895 Frage A 62) : 

Warum sehen die Rahmenempfehlungen für die Katastrophen-
schutzpläne der Länder für Kernkraftwerke keine Veröffent-
lichung dieser Pläne vor, und gibt es bundesrechtliche Vor-
schriften, die eine Veröffentlichung derartiger Schutzpläne mit 
Strafe bedrohen und Strafverfolgungsmaßnahmen rechtfertigen? 

Zum ersten Teil Ihrer Frage, die die Veröffent-
lichung von Katastrophenschutzplänen betrifft, hat 
die Bundesregierung bereits am 18. November  1976 
in einer Antwort auf eine entsprechende Frage des 
Kollegen Elchlepp (Drucksache 7/5886, Seiten 7 
und 8) Stellung genommen. 

In den „Rahmenempfehlungen für den Kata-
strophenschutz in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen" (Gemeinsames Ministerialblatt 1977, Nr. 31 
vom 15. Dezember 1977, Seite 683) ist vorgesehen, 
daß die Katastrophenschutzpläne wegen der damit 
verbundenen Gefahr der mißbräuchlichen Benut-
zung, z. B. Behinderung von Hilfsmaßnahmen im 
Notfall, Privatpersonen nicht zugänglich gemacht 
werden sollten. 

Die Katastrophenschutzpläne stellen im wesent-
lichen eine Zusammenfassung der für den Notfall 
wichtigen Dienstanweisungen, Anschriften und Ruf-
nummern dar. Sie enthalten z. B. Namen der dienst-
habenden Beamten bei Polizei und Feuerwehr sowie 
die Rufnummern, unter denen Hilfsdienste, Rettungs-
dienste und Hilfseinrichtungen im Notfall alarmiert 
werden können. Insoweit ist eine Veröffentlichung 
weder notwendig, noch sind diese Angaben für 
eine Veröffentlichung geeignet. 

Um eine ausreichende Unterrichtung der Bevöl-
kerung über alle für sie unmittelbar wichtigen Maß-
nahmen sicherzustellen, sind von der Ständigen Kon-
ferenz der Innenminister am 10. Februar 1978 „Leit-
sätze für die Unterrichtung der Öffentlichkeit über 
die Katastrophenschutzplanung in der Umgebung 
von kerntechnischen Anlagen" erarbeitet worden, 
die von den Ländern bei der Erstellung von Infor-
mationsmaterial zugrunde gelegt werden. Bisher lie-
gen Informationsblätter der Länder Baden-Württem-
berg, Bayern und Nordrhein-Westfalen vor. 

Besondere bundesrechtliche Vorschriften, die eine 
Veröffentlichung von Katastrophenschutzplänen mit 
Strafe bedrohen, gibt es nicht. Der Katastrophen-
schutz fällt in die Zuständigkeit der Bundesländer. 
Soweit diese entsprechende Gesetze erlassen haben, 
sind dort weder Vorschriften über die Geheimhal-
tung von Katastrophenschutzplänen noch Strafbe-
stimmungen für die Veröffentlichung dieser Pläne 
enthalten. Maßgebend sind deshalb, abhängig vom 
Einzelfall, die einschlägigen Vorschriften des StGB. 
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